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Die Deutsche Mitbestimmung im Intemationalen Vergleich 
Abstract 
[Excerpt] Dieser Bericht untersucht die Mitbestimmung im Deutschland der neunziger Jahre in 
international vergleichender Perspektive. Wir konzentrieren uns dabei auf die Regulierung der 
Arbeitsbeziehungen im Betrieb die Mitbestimmung in den Aufsichtsräten auf Unternehmensebene 
behandeln wir nur am Rande. Gleichzeitig richtet sich das Hauptaugenmerk unserer Analyse darauf, wie 
die Mitbestimmung im Betrieb mit ihrem institutionellen Kontext, insbesondere mit anderen Elementen 
der industriellen Beziehungen interagiert - vor allem wie die deutsche Mitbestimmung in das System der 
Industriegewerkschaften und der nach Branchen geführten Tarifvereinbarungen eingebettet ist. Unsere 
Untersuchung konzentriert sich auf Vergleiche des deutschen Modells - das durch einheitliche 
Repräsentation der Arbeitnehmer auf Betriebsebene durch gesetzlich geregelte Betriebsräte mit starken 
formalen und informellen Verbindungen zu auβerbetrieblichen Gewerkschaften sowie durch relativ starke 
und gesetzlich definierte Rechte und Pflichten gegenüber dem Arbeitgeber im betrieblichen 
Entscheidungsprozeβ gekennzeichnet ist - mit Institutionen und Prozessen in anderen Ländern. Die 
Fragen, um die herum sich unsere Untersuchung organisiert, lauten: wie unterscheidet sich die deutsche 
Mitbestimmung von den betrieblichen Regimen anderer Länder; in welche Richtung verändern sich 
gegenwärtig Institutionen und Praktiken der Arbeitsbeziehungen; und was sind die relative Stärken und 
Schwächen anderer betrieblicher Regime im Kontext sich rasch wandelnder Weltmärkte? 
Der Bericht gliedert sich in fünf Teile. Im ersten Teil geben wir einen Überblick über die vergleichende 
theoretische Literatur, die sich mit den sozialen und wirtschaftlichen Folgen der Institutionen der 
industriellen Beziehungen und der Repräsentation im Betrieb befaβt. Der zweite und dritte Teil vergleichen 
die deutsche Mitbestimmung mit Systemen der Repräsentation und Organisation von Arbeitnehmern in 
anderen Ländern. Dabei beziehen wir uns zunächst auf andere groβe Volkswirtschaften (Groβbritannien, 
die Vereinigten Staaten, Japan, Italien und Frankreich) und anschlieβend auf ausgewählte europäische 
Länder, die über ähnliche Institutionen verfügen (Österreich, Belgien, Dänemark, die Niederlande und 
Schweden). In allen Fällen werden wir untersuchen, was die verfügbare Literatur über die Funktionsweise 
dieser anderen betrieblichen Regime aussagt. Dies nutzen wir als Grundlage, um die besonderen 
Eigenschaften (und damit auch die Stärken und Schwächen) der deutschen Mitbestimmung und des 
»dualen Systems« der industriellen Beziehungen im allgemeinen zu bewerten. Der vierte Teil beschäftigt 
sich mit den Herausforderungen, denen die deutsche Mitbestimmung in Zeiten globaler und regionaler 
Integration ausgesetzt ist. Er untersucht, ob und wie Recht und Wirklichkeit der Mitbestimmung mit der 
Internationalisierung der Kapitalbewegungen und der Herausbildung groβer, multinationaler Konzerne 
vereinbar ist. Der fünfte und letzte Teil faβt unsere Resultate zusammen und präsentiert unsere 
Schluβfolgerungen für die Zukunft der deutschen Mitbestimmung angesichts der kritischen 
wirtschaftlichen und sozialen Probleme im Zusammenhang mit Umstrukturierung und Reorganisation, 
Innovation, Qualifizierung, sozialer Stabilität, Partizipation am Arbeitsplatz und wirtschaftlicher Effizienz. 
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Die deutsche Mitbestimmung 
im intemationalen Vergleich 
Kathleen Thelen und Lowell Turner 
1 Einleitung 
Dieser Bericht untersucht die Mitbestimmung im Deutschland der neunziger 
Jahre in international vergleichender Perspektive. Wir konzentrieren uns da-
bei auf die Regulierung der Arbeitsbeziehungen im Betrieb\ die Mitbestim-
mung in den Aufsichtsraten auf Unternehmensebene behandeln wir nur am 
Rande. Gleichzeitig richtet sich das Hauptaugenmerk unserer Analyse dar-
auf, wie die Mitbestimmung im Betrieb mit ihrem institutionellen Kontext, 
insbesondere mit anderen Elementen der industriellen Beziehungen inter-
agiert - vor allem wie die deutsche Mitbestimmung in das System der Indu-
striegewerkschaften und der nach Branchen gefiihrten Tarifvereinbarungen 
eingebettet ist. Unsere Untersuchung konzentriert sich auf Vergleiche des 
deutschen Modells - das durch einheitliche Representation der Arbeitneh-
mer auf Betriebsebene durch gesetzlich geregelte Betriebsrate mit starken 
formalen und informellen Verbindungen zu auBerbetrieblichen Gewerk-
schaften sowie durch relativ starke und gesetzlich definierte Rechte und 
Pflichten gegentiber dem Arbeitgeber im betrieblichen EntscheidungsprozeG 
gekennzeichnet ist - mit Institutionen und Prozessen in anderen Landern. 
Die Fragen, um die herum sich unsere Untersuchung organisiert, lauten: wie 
unterscheidet sich die deutsche Mitbestimmung von den betrieblichen Re-
gimen anderer Lander; in welche Richtung verandern sich gegenwartig In-
stitutionen und Praktiken der Arbeitsbeziehungen; und was sind die relativen 
Aus dem Englischen ubersetzt von Sylvia Streeck. Der englische Text ist 1997 erschienen mit 
dem Titel German Codetermination in Comparative Perspective. Gutersloh: Verlag Bertels-
mann Stiftung. Redaktion durch Renate Hebauf. Die Autoren danken Martin Behrens, Elena 
Iankova und Christa van Wijnbergen fur ihre Hilfe. 
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Starken und Schwachen anderer betrieblicher Regime im Kontext sich rasch 
wandelnder Weltmarkte? 
Der Bericht gliedert sich in fiinf Teile. Im ersten Teil geben wir einen 
Uberblick iiber die vergleichende theoretische Literatur, die sich mit den 
sozialen und wirtschaftlichen Folgen der Institutionen der industriellen Be-
ziehungen und der Representation im Betrieb befaBt. Der zweite und dritte 
Teil vergleichen die deutsche Mitbestimmung mit Systemen der Represen-
tation und Organisation von Arbeitnehmern in anderen Landern. Dabei 
beziehen wir uns zunachst auf andere groBe Volkswirtschaften (GroBbri-
tannien, die Vereinigten Staaten, Japan, Italien und Frankreich) und an-
schlieBend auf ausgewahlte europaische Lander, die iiber ahnliche Institu-
tionen verfiigen (Osterreich, Belgien, Danemark, die Niederlande und 
Schweden). In alien Fallen werden wir untersuchen, was die verfugbare 
Literatur iiber die Funktionsweise dieser anderen betrieblichen Regime aus-
sagt. Dies nutzen wir als Grundlage, um die besonderen Eigenschaften (und 
damit auch die Starken und Schwachen) der deutschen Mitbestimmung und 
des »dualen Systems« der industriellen Beziehungen im allgemeinen zu be-
werten. Der vierte Teil beschaftigt sich mit den Herausforderungen, denen 
die deutsche Mitbestimmung in Zeiten globaler und regionaler Integration 
ausgesetzt ist. Er untersucht, ob und wie Recht und Wirklichkeit der Mitbe-
stimmung mit der Internationalisierung der Kapitalbewegungen und der 
Herausbildung groBer, multinationaler Konzerne vereinbar ist. Der fiinfte 
und letzte Teil faBt unsere Resultate zusammen und prasentiert unsere 
SchluBfolgerungen fur die Zukunft der deutschen Mitbestimmung angesichts 
der kritischen wirtschaftlichen und sozialen Probleme im Zusammenhang 
mit Umstrukturierung und Reorganisation, Innovation, Qualifizierung, so-
zialer Stabilitat, Partizipation am Arbeitsplatz und wirtschaftlicher Effizienz. 
1.1 Theorien der politischen Okonomie und der industriellen 
Beziehungen 
Seit langem ist sich die politische Okonomie darin einig, daB die Institu-
tionen der industriellen Beziehungen in den entwickelten industriellen De-
mokratien eine sehr wichtige Rolle fur wirtschaftlichen Erfolg und soziale 
Stabilitat spielen. In den siebziger Jahren machte die umfangreiche Literatur 
zum »demokratischen Korporatismus« darauf aufmerksam, in welcher 
Weise nationale Institutionen und Praktiken (zum Beispiel zentrale Lohn-
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verhandlungen durch umfassende Interessenverbande und die Einbeziehung 
der Gewerkschaften in den makrookonomischen EntscheidungsprozeB) 
wirtschaftliches Wachstum fordern, Inflation dampfen und industrielle An-
passung erleichtern konnen. Damals stand das »schwedische Modell« im 
Mittelpunkt, und eine Reihe von Untersuchungen stellte folgende Zusam-
menhange uberzeugend dar: die stark zentralisierten Tarifverhandlungen und 
die Politik der Gewerkschaften, durch eine »solidarische Lohnpolitik« eine 
Angleichung der Lohnniveaus anzustreben, hatten entscheidend dazu beige-
tragen, die Inflation unter Kontrolle zu halten und den Umstieg aus Sektoren 
mit niedriger Produktivitat in Industrien mit hoher Produktivitat aktiv zu 
fordern. Diese Industrien mit hoher Produktivitat konnten dann das relativ 
hohe und egalitare Lohnniveau tragen (siehe insbesondere Martin 1977 und 
1984). 
Seit den achtziger Jahren haben der rasche technologische Wandel und 
die wachsende Konkurrenz der »neu industrialisierten Lander« dazu beige-
tragen, die internationalen Markte unstetiger und wettbewerbsorientierter zu 
machen (Piore und Sabel 1984; Streeck 1987). Als Antwort darauf gab es in 
den entwickelten Industrielandern sowohl in der Politik wie auch in den 
Unternehmensstrategien einen deutlichen Wechsel: Wahrend Verteilungs-
fragen auf nationaler Ebene die korporatistischen Verhandlungen der infla-
tionaren siebziger Jahre gepragt hatten, wurden nun zunehmend Produk-
tionsfragen und eine Beschaftigung mit Qualitat, Effizienz und Flexibility 
auf Betriebsebene praferiert. Die Forschung zur politischen Okonomie und 
zu industriellen Beziehungen ist diesem Schwenk gefolgt. Sie hat sich star-
ker auf Institutionen und Praktiken auf der Produktionsseite konzentriert und 
verbunden damit auch verschiedene Berufsbildungssysteme und industrielle 
Beziehungen im Betrieb verglichen. Und sie hat den Beitrag dieser Insti-
tutionen und Praktiken zu den Anpassungsstrategien der Unternehmen im 
intensivierten globalen Wettbewerb untersucht. Der sich andernde wirt-
schaftliche Kontext offenbarte einige der Schwachen und Dysfunktionen des 
traditionellen schwedischen Modells und lenkte gleichzeitig die Aufmerk-
samkeit auf die relativen Starken anderer Regime, insbesondere des deut-
schen Modells (Streeck 1989; Soskice 1990, 1991; unter anderen). 
Wolfgang Streecks Arbeiten (siehe insbesondere 1989 und 1992) kon-
zentrieren sich auf den EinfluB der Institutionen der industriellen Beziehun-
gen auf die Gestaltung der Produktion. Am deutschen Beispiel hat Streeck 
gezeigt, wie institutionelle Arrangements entscheidend zur Bereitstellung 
kollektiver Guter (zum Beispiel eines reichen Vorrats an Qualifikationen) 
beitragen konnen, mit denen ein weniger regulierter Markt systematisch 
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unterversorgt ist. Daruber hinaus konnen bestimmte Arrangements die Ko-
ordination zwischen den Arbeitgebern und zwischen ihnen und den Gewerk-
schaften in einer Weise erleichtern, die die Unternehmen ermutigt, qualitats-
kompetitive Strategien zu verfolgen. Diese stiitzen sich auf Produktqualitat 
und -diversifikation anstatt auf niedrige Preise, um derentwillen die Gewerk-
schaften niedergekampft werden muBten. ZusammengefaBt lautet Streecks 
Argument: Deutschlands dichtes institutionelles Netzwerk - einschlieBlich 
der Mitbestimmung, starker nationaler Gewerkschaften und einem Arbeits-
recht, die zusammen den Entscheidungsspielraum von Unternehmenslei-
tungen einschranken - zwingt die Arbeitgeber und ermoglicht es ihnen 
zugleich, eine Strategic der »diversifizierten Qualitatsproduktion« zu ver-
folgen. Dies hat zum wirtschaftlichen Erfolg des Landes (insbesondere auf 
Exportmarkten) beigetragen. Der Anteil der Institutionen besteht darin, da6 
sie »rationalen Marktteilnehmern wirksame soziale Beschrankungen aufer-
legen und ihnen gleichzeitig giinstige Gelegenheiten bieten, sich in Richtung 
auf Produktvielfalt und Qualitat umzuorientieren« (Streeck 1992: 4). 
Auf der Ebene der Tarifvertrage legen deutsche Gewerkschaften und Ar-
beitgeberverbande relativ einheitliche Standards fur Lohne und allgemeine 
Arbeitsbedingungen fest, die regionale und nationale Geltung haben. Diese 
Beschrankungen haben deutsche Arbeitgeber daran gehindert, Arbeitnehmer 
auszubeuten oder (wie in den USA) bei Marktabschwiingen lokale Kon-
zessionen durchzusetzen. Letztere konnen zu negativen langfristigen Wir-
kungen fiihren, wie etwa zu Einkommenspolarisierung oder gar einer allge-
meinen Abwartsspirale heraus aus dem deutschen »Tugendkreis«. In dem 
MaBe, wie die deutschen Gewerkschaften Strategien zur Senkung der 
Arbeitskosten entmutigen, unterstiitzen sie Strategien einer wertsteigernden 
Qualitatsproduktion, die mit anhaltend hohen Lohnen und Sozialleistungen 
zu vereinbaren sind (Streeck 1989; auch Soskice 1990). Umfassende, groBe 
Bereiche organisierende Gewerkschaften stehen neuen Technologien und 
flexiblerer Arbeitsorganisation offener gegeniiber. Deutsche Gewerkschaften 
haben sich sogar selbst aktiv um Innovationen bemiiht (zum Beispiel Team-
arbeit), die die betriebliche Flexibility erhoht und den Unternehmen gehol-
fen haben, auf zunehmend unstetige Markte angepaBt zu reagieren (Streeck 
1992: 183-184; Turner 1991). 
Betriebliche Mitbestimmung beinhaltet ebenfalls Beschrankungen, bietet 
aber auch ihre eigenen Chancen.1 Streeck legt dar, daB die deutsche Mitbe-
1 Siehe insbesondere Streeck (1992), auf den wir uns hier stiitzen. 
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stimmung - indem sie es den Unternehmern schwer macht, Arbeitnehmer zu 
entlassen - Arbeit in einen »fixeren« Kostenfaktor transformiert, als dies in 
weniger regulierten Okonomien der Fall ist. Mitbestimmung kompensiert 
diese externe Rigiditat aber durch interne Flexibilitat: »Mitbestimmung ist 
fiir Unternehmen nicht nur ein Problem, sondern auch eine L6sung«, indem 
sie »die organisatorischen Instrumente bereitstellt, um mit solchen Rigidita-
ten ohne groBere Effizienzverluste umzugehen« (Streeck 1992: 160; auch 
1984). Streeck schreibt damit der Mitbestimmung den Verdienst zu, den so-
zialen Frieden gesichert und interne Arbeitsmarktflexibilitat ermoglicht zu 
haben. Beides hat der deutschen Industrie erlaubt, in den instabilen interna-
tionalen Markten der siebziger und achtziger Jahre zu florieren. 
AnschlieBende empirische Arbeiten haben viele von Streecks theoreti-
schen Einsichten bestatigt (unter anderen siehe Coriat 1990; Soskice 1990; 
Katz 1993; Katz und Sabel 1985; Wood 1997). Vergleichende Untersuchun-
gen iiber Qualifizierungsstrukturen (Culpepper, ohne Datum; Finegold und 
Soskice 1988; Wagner 1997) haben den Erfolg des deutschen Ausbildungs-
systems dokumentiert. Dieses produziert ein reiches Angebot an Qualifika-
tionen und stiitzt damit die qualitatskompetitiven Strategien der deutschen 
Industrie. Andere Arbeiten (zum Beispiel Katz 1993; Thelen 1997, 1999; 
Turner 1998; Wallerstein, Golden und Lange 1997) haben gezeigt, wie rela-
tiv stabil die Institutionen der industriellen Beziehungen in Deutschland sind 
und welch bestandigen Beitrag erfolgreicher wirtschaftlicher Anpassung sie 
leisten. 
Eine Reihe von Analysen haben sich insbesondere auf den Beitrag der 
Mitbestimmung zu Strategien und Erfolg der Unternehmen konzentriert. 
Lowell Turner (1991) hat zum Beispiel herausgefunden, daB in Deutschland 
die Neuorganisation der Arbeit in Reaktion auf neue Technologien und neue 
Anforderungen der internationalen Markte unproblematischer und erfolg-
reicher abgelaufen ist als in den Vereinigten Staaten. Anhand detaillierter 
Vergleiche der Umorganisation der Produktion in der deutschen und ame-
rikanischen Automobilindustrie (und unter Ruckgriff auf Analysen der Ent-
wicklung in anderen Industrien - Telekommunikation und Bekleidung - und 
anderen Landern - GroBbritannien, Italien, Schweden und Japan) stellte 
Turner fest, daB in Deutschland die Umstrukturierung der Arbeitsprozesse 
mit weniger Konflikten und erfolgreicher ablief als in anderen Landern, wie 
zum Beispiel den Vereinigten Staaten. Im Unterschied zu den USA begiin-
stigen die institutionellen Arrangements einen stabilen EinfluB der Gewerk-
schaften. 
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Ahnlich hat Kathleen Thelen (1991, 1993) die Strukturen fur Tarifver-
handlungen in Schweden und Deutschland verglichen. Sie ist zu dem Er-
gebnis gekommen, daB die Verbindungen zwischen zentralisierten Tarif-
verhandlungen und betrieblicher Representation in Deutschland groBere 
Flexibility in der Anpassung zentraler Vereinbarungen an lokale Bedin-
gungen gewahrleisten, ohne daB dabei die Vorteile einer Koordination auf 
nationaler Ebene verlorengingen. Kirsten Wevers Analyse der deutschen 
Praxis »ausgehandelter Anpassung« (1995) hat einige der Starken des deut-
schen Modells bestatigt. Sie hat insbesondere gezeigt, wie diese Praxis in 
verschiedenen Industriebereichen zu der starken Position der deutschen 
Exportwirtschaft beigetragen hat. 
Die Ergebnisse vergleichender Studien weisen darauf hin, daB die Ar-
beitgeberstrategien angesichts neuer Herausforderungen den Starken und 
Schwachen der unterschiedlichen Systeme Rechnung tragen. Eine neuere 
Untersuchung von Bob Hancke und Steven Casper (1995) verfolgte zum 
Beispiel die Implementation der ISO-9000-Standards in Frankreich und 
Deutschland. Sie zeigte, daB die Unterschiede in den betrieblichen Partizi-
pationsformen die Unternehmen in gegensatzliche Richtungen drangten. In 
Frankreich, wo die betrieblichen Institutionen Arbeitgeber davon abhalten, 
in QualifizierungsmaBnahmen zu investieren, und wo zwischen Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern nur geringes Vertrauen besteht, reproduzierte die 
Implementation der ISO-9000-Standards diese Bedingungen. Die hierarchi-
schen Verhaltnisse wurden betont und die Verantwortung fur die Qualitats-
kontrolle in die Hande des Managements gelegt. In Deutschland hingegen, 
wo die betrieblichen Beteiligungsstrukturen Qualifizierung und Eigeninitia-
tive der Arbeitnehmer fordern, hat die Implementation der ISO-9000-
Standards die Autonomic und den Verantwortungsbereich der qualifizierten 
Arbeiter, denen die Schliisselrolle bei der Einhaltung der Qualitatsstandards 
zufiel, erhoht. 
Die Arbeiten des Wirtschaftswissenschaftlers David Soskice vereinigen 
viele dieser Faktoren in einer weitgefaBten Typologie politischer Okono-
mien. Soskice unterscheidet zwischen zwei wesentlichen Typen (mit Unter-
typen) politischer Okonomien: »koordinierte Marktwirtschaften« und »libe-
rale Marktwirtschaften«.2 Die »koordinierten Marktwirtschaften« umfassen 
die Okonomie der skandinavischen Lander sowie die eines groBen Teils von 
Kontinentaleuropa (obwohl Frankreich und Italien etwas abweichen), wah-
2 Diese Diskussion stiitzt sich insbesondere auf Soskice (1996). 
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rend die Kategorie »liberale Marktwirtschaften« im wesentlichen fur angel-
sachsische Lander (GroBbritannien, USA, Kanada, Neuseeland und Austra-
lien) zutrifft. 
Als Okonom interessiert sich Soskice vornehmlich dafiir, wie die institu-
tionellen Arrangements der verschiedenen Lander Probleme kollektiven 
Handelns mit moglichen suboptimalen Wirtschaftsergebnissen entweder 
mildern oder verscharfen. Indem er eine ganze Reihe miteinander verbun-
dener institutioneller Arenen in seine Uberlegungen einbezieht - Finanzsy-
steme, Berufsausbildung und Weiterbildung sowie die Systeme der industri-
ellen Beziehungen - kommt Soskice zu dem SchluB, daB »der institutionelle 
Rahmen in den koordinierten Marktwirtschaften die Entwicklung langfri-
stiger kooperativer Beziehungen ermutigt«. Dies betreffe sowohl Koopera-
tionsbeziehungen zwischen Untemehmen, also auch zwischen Untemehmen 
und ihren Arbeitnehmem, sowie zwischen Untemehmen und ihren Eigentu-
mem. Indem Probleme kollektiven Handelns uberwunden und Moglichkei-
ten geschaffen werden, Leistungszuruckhaltung und »Trittbrettfahrerei« in 
Grenzen zu halten, 
gibt diese Art von Beziehungen den Untemehmen einen Wettbewerbsvorteil bei 
Qualitatsgutern und -dienstleistungen. Denn deren Entwicklung und Herstellung 
hangt davon ab, daB das Untemehmen sich auf Technologie-Diffusion zwischen 
konkurrierenden Untemehmen verlassen und seinen Beschaftigten und Zuliefe-
rem, deren Qualifikationen aus langfristigen Beziehungen mit dem Untemehmen 
herriihren, betrachtliche Autonomic zugestehen kann. (Soskice 1999: 3-4) 
In »liberalen« Marktwirtschaften wie den Vereinigten Staaten und GroB-
britannien sind hingegen die Beziehungen zwischen den verschiedenen 
wirtschaftlichen Akteuren weniger reguliert und eher wettbewerbs- und 
marktorientiert. Soskice stellt fest, daB diese institutionelle Konstellation 
sich deutlich weniger fiir die von Streeck genannte »diversifizierte Quali-
tatsproduktion« eignet. AUerdings haben diese Lander durch die weniger 
stark definierten Beziehungen zwischen Untemehmen und Banken sowie 
zwischen Untemehmen einen Wettbewerbsvorteil in anderen Bereichen, vor 
allem in Hochtechnologie-Industrien und einigen Dienstleistungsbranchen. 
Im Bereich der industriellen Guterproduktion jedoch fehlen den liberalen 
Marktwirtschaften Institutionen, die die Arbeitgeber ermutigen, in die Qua-
lification ihrer Belegschaft zu investieren und ein Vertrauensverhaltnis zwi-
schen Untemehmen und Beschaftigten aufzubauen. Folglich bevorzugen 
liberale Marktwirtschaften standardisierte Produktionstechnologien, die auch 
142 Deutsche Mitbestimmung im internationalen Vergleich 
mit weniger qualifizierten und mobileren Arbeitnehmern genutzt werden 
konnen. 
Michel Albert (1993) hat einige dieser Einsichten in seinem Buch Capi-
talism versus Capitalism weitergeflihrt und popularisiert. Dabei vertritt er 
die Auffassung, da6 das Modell der »koordinierten Marktwirtschaft« - das 
er das »rheinische Modell« nennt - gegemiber dem weniger regulierten 
angelsachsischen Modell aus politischen Griinden an Boden verliert, obwohl 
es ihm wirtschaftlich uberlegen ist. Albert demonstriert den Zusammenhang 
zwischen langfristiger (»geduldiger«) Investition von Kapital und hohen 
Arbeits- und Sozialstandards (einschlieBlich Arbeitsplatzsicherheit und kol-
lektiver Mitbestimmung der Arbeitnehmer) einerseits und positiven wirt-
schaftlichen und sozialen Ergebnissen andererseits. Trotzdem, so argumen-
tiert er, drohen die zunehmende Mobilitat des Kapitals und die Suche nach 
kurzfristigen Gewinnen, ermutigt durch die ideologische Hegemonie des 
angelsachsischen Modells, das langfristig erfolgreichere »rheinische« Mo-
dell auch in Landern wie Deutschland zu unterminieren. 
ZusammengefaBt verstehen die Analysen die Mitbestimmung als inte-
gralen Bestandteil eines groBeren institutionellen Kontextes, der das Finanz-
system mit seinen engen Beziehungen zwischen Banken und Industrie-
unternehmen, das System der beruflichen Bildung, die Tarifautonomie und 
das System der sozialen Sicherung einschlieBt. Das Zusammenspiel dieser 
Institutionen bringt jene spezifische Kombination von wirtschaftlicher Lei-
stungsfahigkeit, sozialem Frieden und relativer sozialer Gleichheit hervor, 
die fur das »deutsche Modell« traditionell charakteristisch ist. Wahrend 
Mitbestimmung durchgangig als wichtiger Faktor fiir den »Tugendzirkel« 
angesehen wird, auf dem der wirtschaftliche Erfolg und die politische Stabi-
lity der Bundesrepublik aufbauen, fallt es der Forschung schwer, ihren ge-
nauen Beitrag dazu abzuschatzen. Dies hat nicht nur empirische, sondern 
auch theoretische Griinde, da alle Autoren die deutschen Institutionen der 
betrieblichen Mitbestimmung in den breiteren institutionellen und kulturel-
len Kontext eingebettet sehen.3 Trotz wechselnder Terminologie finden die 
3 Auf den EinfluB der Mitbestimmung auf die Leistungsfahigkeit von Unternehmen wird im 
einzelnen im Bericht von Sadowski (1997) eingegangen. Hier wollen wir nur feststellen, 
daB Untersuchungen, die den Beitrag der Mitbestimmung zur Effizienz und Produktivitat 
von Unternehmen zu isolieren versucht haben, zu unterschiedlichen Ergebnissen gekom-
men sind (vergleiche Addison et al. 1993 mit Sadowski et al. 1995). Es gibt eine Reihe 
anderer Untersuchungen, die den EinfluB einer Vielzahl von Beteiligungsmechanismen 
(einschlieBlich Qualitatszirkeln) im Vergleich einer groBeren Anzahl von Landern zu be-
urteilen versuchen. Wir wollen an dieser Stelle nicht versuchen, die sehr umfangreiche 
Kathleen Thelen und Lowell Turner 143 
meisten vergleichenden Untersuchungen grundlegende Unterschiede zwi-
schen den angelsachsischen Landern, in denen wirtschaftliches Handeln eher 
kurzfristig und am Markt orientiert sowie mit wachsender Ungleichheit 
assoziiert ist, und einem Alternativmodell (das abwechselnd als »rheinischer 
Kapitalismus«, »koordinierte Marktwirtschaft« und »demokratischer Korpo-
ratismus« bezeichnet wird). Dieses scheint qualitatskompetitive Anpas-
sungsstrategien zu begiinstigen, die hohe wirtschaftliche Leistungsfahigkeit 
mit groBerer Gleichheit zu verbinden vermogen. In diesem Modell gilt Mit-
bestimmung der Arbeitnehmer als ein Schliisselelement. 
1.2 Aktuelle Verdnderungen in den nationalen Systemen 
industrieller Beziehungen 
Die oben angefuhrten Theorien beruhen auf Beschreibungen der institutio-
nellen Merkmale unterschiedlicher Systeme und deren unterschiedlichen 
Auswirkungen auf Verhaltensweisen und Strategien auf seiten von Arbeit-
gebern, Gewerkschaften und Arbeitnehmem. Mehrere Systeme industrieller 
Beziehungen haben jedoch in den vergangenen zwei Jahrzehnten dra-
matische institutionelle Umstrukturierungen durchlaufen. In den »liberalen 
Literatur dazu zusammenzufassen. Es lohnt sich jedoch festzuhalten, daB ein groBer Teil 
der Literatur aus den Vereinigten Staaten den SchluB nahelegt, daB begrenzte Mechanis-
men zur »Konsultation« der Arbeitnehmer (wie zum Beispiel Qualitatszirkel) nicht diesel-
be Langlebigkeit und positive Wirkung auf die organisatorische Leistungsfahigkeit 
(Produktivitat, Qualitat, Bindung der Arbeitnehmer) haben wie weitergehende Partizipati-
onsmechanismen, die die Arbeitnehmer direkt in wichtige Veranderungen einbeziehen 
(zum Beispiel die Reorganisation der Arbeit; Levine und Tyson 1990; Kochan et al. 1986; 
Batt und Applebaum 1995; fiir viele andere). In einem der am haufigsten zitierten Artikel 
zu diesem Thema untersuchen Levine und Tyson (1990) eine Reihe von Studien, die den 
EinfluB verschiedener Formen von Partizipation der Arbeitnehmer auf die Produktivitat zu 
evaluieren versuchen. Sie kommen zu dem SchluB, daB »Partizipation gewohnlich einen 
positiven, oft allerdings geringen Effekt auf die Produktivitat und manchmal einen stati-
stisch insignifikanten oder Null-Effekt, jedoch fast nie einen negativen Effekt hat« (Levine 
und Tyson 1990: 183). Wichtiger noch erscheint, daB Levine und Tyson feststellen, daB 
die Auswirkungen von Partizipation auf die Produktivitat des Unternehmens davon abhan-
gen, wie die betriebliche Representation der Arbeitnehmer mit anderen Elementen des 
wirtschaftlichen und institutionellen Umfelds verknupft ist. In Einklang mit den Analysen 
von Soskice und Albert Ziehen Levine und Tyson die SchluBfolgerung, daB komplementa-
re Institutionen und Politiken notwendig sind, um die Art von Vertrauen herzustellen, die 
erforderlich zu sein scheint, damit Partizipationssysteme ihr voiles Potential bei der Ge-
wahrleistung der Kooperation der Arbeitnehmer in der Verfolgung von Effizienz und Pro-
duktivitat ausschopfen konnen. 
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Marktwirtschaften« haben zum Beispiel die amerikanischen und britischen 
Gewerkschaften deutlich an betrieblichem EinfluB verloren, obwohl einige 
Arbeitgeber versucht haben, neue Kooperationsformen einzurichten. In den 
»koordinierten Marktwirtschaften« haben in Schweden und Danemark die 
Tarifvereinbarungen inzwischen eine substantielle Dezentralisierung erfah-
ren, da die Arbeitgeber auf Betriebsebene insbesondere hinsichtlich der 
Lohnstruktur eine neue Flexibility forderten. Italien - in den meisten 
Typologien ein umstrittener Fall - hat in jiingster Zeit das tripartistische 
Verhandlungssystem inklusive der Einkommenspolitik wiederbelebt und 
wesentliche Reformen sowohl der Institutionen auf Betriebsebene wie auch 
ihrer Bindeglieder zu den zentralen Tarifvereinbarungen durchgesetzt. 
Wir werden die Einzelheiten der individuellen Falle spater in diesem 
Bericht behandeln, wollen aber bereits an dieser Stelle auf einige allgemeine 
Erscheinungen in den entwickelten Industrielandern hinweisen. Die Vor-
aussagen einiger Wissenschaftler, da8 die Globalisierung eine Konvergenz 
von Institutionen der industriellen Beziehungen und Praktiken durch De-
zentralisierung von Tarifverhandlungen und Deregulierung erzwingen wer-
de, werden durch die empirischen Daten bisher nicht gestiitzt. Statt dessen 
finden wir selbst in der Ara des globalen Kapitalismus eine fortgesetzte na-
tionale Vielfalt (oder alternative nationale Zielrichtungen). Anthony Ferner 
und Richard Hyman zum Beispiel stellen in ihrem umfassenden Band iiber 
industrielle Beziehungen im neuen Europa fest, daG »die nationale Vielfalt 
trotz internationaler Konvergenzbestrebungen weiterbesteht« (Ferner und 
Hyman 1992: xvii). Entsprechende SchluGfolgerungen finden sich auch in 
einer Vielzahl anderer Studien (Berger 1996; Zysman 1996; Hyman 1994; 
Lange, Wallerstein und Golden 1995; Wallerstein, Golden und Lange 1997) 
und werden auf globaler Ebene in dem von Suzanne Berger und Ronald 
Dore (1996) herausgegebenen Sammelband bestatigt.4 
Wenn uberhaupt, lassen sich nach wie vor stabile Unterschiede und un-
terschiedliche Entwicklungspfade beobachten. Die Differenzen zwischen 
»liberalen« und »koordinierten« Marktwirtschaften scheinen eher noch zu-
genommen zu haben (Kitschelt, Lange, Marks und Stephens 1999; Thelen 
1999). So lassen sich in »liberalen« Marktwirtschaften in der Tat Dere-
gulierungstendenzen beobachten, die Versuche zur Umgehung von Ge-
werkschaften auf alien Ebenen einschlieBen (Howell 1995; Thelen 1999). 
4 Vergleiche auch Boyer (1995) und andere Artikel in Scor und You (1995); Hollingsworth, 
Schmitter und Streeck (1994); Robert Taylor, »Myth and Reality of Labour in the Global 
Economy,« Financial Times, 9. Juni 1995: 1. 
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Koordinierte Marktwirtschaften streben dagegen Flexibility durch begrenzte 
Dezentralisierung an, indem sie bestimmte Regelungsmaterien an die 
betriebliche Verhandlungsebene delegieren. Dabei wird uberbetriebliche 
Koordination (insbesondere von Lohnverhandlungen) keineswegs aufgege-
ben, auch wenn sie immer seltener auf der Ebene der Dachverbande stattfin-
det. In starker zentralisierten koordinierten Marktwirtschaften haben gerade 
auch von den Arbeitgebern durchgesetzte Reformen diese Lander in wichti-
gen Punkten an das deutsche System angenahert (Lohnverhandlungen auf 
sektoraler statt auf nationaler Ebene; groBere Flexibility im Verhaltnis zwi-
schen iiberbetrieblichen und betrieblichen Regelungsebenen; Abkehr von 
einer »solidarischen Lohnpolitik« in Schweden und Danemark). 
AuBerdem laBt sich sowohl in »liberalen« als auch in »koordinierten« 
Marktwirtschaften eine wachsende Bedeutung von Verhandlungen auf be-
trieblicher Ebene beobachten. Mit Ausnahme der Vereinigten Staaten und 
GroBbritanniens versuchen Arbeitgeber in alien Landern uber die Partizi-
pation der Arbeitnehmer, ob mit oder ohne Gewerkschaften, diese fur ihre 
Anstrengungen um hohere Produktivitat und Effizienz zu mobilisieren. Fast 
iiberall laBt sich dabei eine ausgepragte Praferenz der Arbeitgeber fur 
verlaBliche, verantwortliche und einheitliche Verhandlungspartner auf 
Betriebsebene beobachten. Auch hier haben in einer Reihe von Fallen jungst 
eingetretene Veranderungen - insbesondere als Folge von Bestrebungen, 
traditionelle Spaltungen der betrieblichen Interessenvertretung zu uberwin-
den - eine Annaherung an das deutsche Modell mit sich gebracht.5 
Die folgenden Abschnitte untersuchen landeriibergreifende Trends hin-
sichtlich der Verkniipfung der zentralen und betrieblichen Verhand-
lungsebenen sowie der betrieblichen Institutionen. 
Die Verkniipfung von zentralen und betrieblichen Verhandlungen 
In den letzten Jahren hat eine umfangreiche Literatur den »Zusammenbruch 
des Korporatismus« zu analysieren versucht. Diese wurde durch wichtige 
Veranderungen im schwedischen Modell angestoBen. Hingewiesen wird auf 
einen allgemeinen Trend zur Dezentralisierung von Tarifverhandlungen 
iiberall in den entwickelten Industrielandern (Katz 1993). Dieser Trend wird 
5 Siehe jedoch die teilweise Ausnahme der Vereinigten Staaten, wo viele Arbeitgeber es 
vorziehen, keinen Verhandlungspartner zu haben. Statt dessen verlassen sie sich auf 
»manageriellen Unilateralismus«, der sich oft moderner Praktiken des Personalmanage-
ments bedient. 
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jedoch von den vorhandenen empirischen Untersuchungen nicht bestatigt. 
Vielmehr kommt die bisher umfassendste international vergleichende Ana-
lyse zu dem SchluB, daB es selbst unter den »vergleichbarsten« Fallen wie 
den nordischen Landern kein einheitliches Muster des Wandels gibt, ge-
schweige denn einen universalen Trend (siehe insbesondere Wallerstein, 
Golden und Lange 1997; ebenso Hyman 1994; Iversen 1996). Zwar haben 
die Arbeitgeber in einigen Landern, insbesondere in Schweden und Dane-
mark, erfolgreich auf die Umstrukturierung von Verhandlungsinstitutionen 
gedrangt. Diese Anstrengungen scheinen aber in engem Zusammenhang mit 
ihrer Unzufriedenheit iiber die »solidarische Lohnpolitik« gestanden zu ha-
ben, wie sie von den machtigen Gewerkschaftsverbanden verfolgt wurde 
(Iversen 1996; Thelen 1999). In beiden Fallen hat sich das Lohnverhand-
lungssystem auf einer eher zentralen Ebene eingependelt (branchenuber-
greifend, aber nicht national). Obwohl es sich um deutliche Veranderungen 
handelt, addieren sie sich weder zu einer allumfassenden Deregulierung 
noch zur Ruckkehr eines Arbeitgeber-Unilateralismus wie in den »liberalen 
Marktwirtschaften«. AuBerdem sind selbst in Fallen klarer Dezentralisie-
rungstendenzen (Schweden und Danemark) auch Elemente organisatorischer 
Konsolidierung und Zentralisierung bei den Arbeitgeberverbanden festzu-
stellen, die auf eine fortgesetzte, starke Fahigkeit zu Tarifverhandlungen 
hinweisen. 
Wo - wie in den »koordinierten Marktwirtschaften« - die Arbeitgeber 
iiber Institutionen verfiigen, die ihnen die Koordination untereinander er-
leichtern, und wo ihnen starke Gewerkschaften gegeniiberstehen, hat es bis-
her keine Versuche gegeben, die industriellen Beziehungen zu deregulieren, 
obwohl ein weitverbreiteter Trend zur Neubestimmung der Beziehungen 
zwischen zentralen und lokalen Verhandlungen unubersehbar ist (Thelen 
1999). Dieser Trend trifft den Kern des Wandels in Schweden, wo der 
Wechsel zu Verhandlungen auf Branchenebene von Veranderungen begleitet 
wurde, die etwas mehr Flexibility auf der betrieblichen Ebene, insbesondere 
im Hinblick auf die Lohnstrukturen, erlauben. Damit wiirde aber auch die 
Zielrichtung der jiingsten Reformen in Italien erfaBt, die in die entgegenge-
setzte Richtung gelaufen sind - erneute Zentralisierung der Verhandlungen 
bei gleichzeitiger Klarung der Verbindung von zentraler und betrieblicher 
Verhandlungsebene sowie der Festlegung eines Primats der zentralen Ver-
trage, die die Rahmenbedingungen fur die lokalen Verhandlungen vorgeben. 
Kurz gesagt scheinen die »koordinierten Marktwirtschaften« nach einer 
Strategic zu suchen, die die Vorteile nationaler Koordination erhalt 
(insbesondere bei den Lohnen), diese aber mit Reformen kombiniert, die es 
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den Unternehmen ermoglicht, sich durch dezentralisierte Verhandlungen 
flexibler an veranderte Marktbedingungen anzupassen. Dies ist eines der 
Themen, das wir in der Behandlung der einzelnen Lander erneut aufnehmen. 
Die geschilderte Entwicklung steht jedoch in scharfem Kontrast zu den 
jungsten Erfahrungen der »liberalen« Marktwirtschaften. Hier sind Lohn-
verhandlungen, die bereits wenig zentralisiert waren, weiter dezentralisiert 
worden - haufig bis hin zur Betriebsebene. Dieser ProzeB ist von einer wei-
teren Schwachung der Gewerkschaften und oft dem Zusammenbruch wich-
tiger Arbeitgeberverbande (zum Beispiel des britischen Arbeitgeberverbands 
EEF) begleitet worden. Zumindest eine Studie (King und Wood 1999) ver-
tritt die Auffassung, daB Deregulierung in den »liberalen Marktwirtschaf-
ten« naheliegt, weil diesen Landern die starken, fiir die »koordinierten 
Marktwirtschaften« typischen Arbeitgeberverbande fehlen. Dem liegt die 
Vorstellung zugrunde, daB Arbeitgeber, die sich untereinander nur wenig 
koordinieren konnen, mehr erreichen, wenn sie ihre Beziehungen zu den 
Gewerkschaften ebenfalls deregulieren. Daher finden wir in diesen Landern 
nicht nur einen Ruckgang der Gewerkschaften, sondern auf seiten der Ar-
beitgeber auch einen weiteren Abbau von Institutionen und Kapazitaten auf 
dem Gebiet der Tarifvereinbarungen. Diese Divergenz gewinnt an Bedeu-
tung vor dem Hintergrund der wachsenden Literatur, die die wirtschaftlichen 
Vorteile einer guten Koordination zwischen den Arbeitgebern - gewohnlich 
im Zusammenhang mit einer starken Gewerkschaftsbewegung - betont (zum 
Beispiel im Bereich der Qualifizierung).6 
Institutionen auf Betriebsebene 
Ein zweites Thema, das die neueren Entwicklungen in den industriellen Be-
ziehungen in alien entwickelten Industrielandern bestimmt, ist das starke 
Interesse der Arbeitgeber an einer verlaBlichen und konstruktiven Beziehung 
mit den Gewerkschaften auf Betriebsebene. Dieses Interesse verbindet sich 
mit einer klaren Praferenz fur einen einheitlichen Verhandlungspartner auf 
dieser Ebene (Thelen 1999) und ist sehr unterschiedlichen politischen Oko-
nomien gemeinsam. Zum Beispiel hat die Strategic der britischen Arbeitge-
ber, die Vielzahl der Gewerkschaften auf Betriebsebene durch Vereinbarun-
gen mit einer einzigen Gewerkschaft zu uberwinden, viel Ahnlichkeit mit 
der Zielvorstellung der danischen Arbeitgeber, ein Unternehmen, eine Ge-
6 Siehe auch Swenson (1989); ebenso Cathie Jo Martin (1995); Soskice (1990, 1991). 
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werkschaft sowie mit Initiativen zu sogenannten »Mitarbeiter-Vereinbarun-
gen« in einigen schwedischen Unternehmen, trotz der sehr unterschiedlichen 
institutionellen Arrangements der industriellen Beziehungen auf Betriebs-
ebene in diesen drei Landern. Sowohl in Danemark als auch in Schweden ist 
die erwahnte Umstrukturierung auf nationaler Ebene ausdriicklich mit den 
betrieblichen Initiativen zur Neutralisierung von Spaltungen im Betrieb ko-
ordiniert worden, welche wiederum von national definierten Spaltungen her-
riihren - zwischen Arbeitern und Angestellten (in Schweden) und zwischen 
Gewerkschaften fiir Facharbeiter und Gewerkschaften fiir ungelernte Ar-
beitnehmer (in Danemark). Der itaiienische Fall, den wir weiter unten naher 
beschreiben, bietet einen weiteren Aspekt. Wie Richard Locke und Lucio 
Baccaro zeigen, haben die Arbeitgeber im Zusammenhang mit einer Reihe 
groBerer Reformen der industriellen Beziehungen im Jahr 1993 auf Re-
gelungen fiir die Interessenvertretung auf Betriebsebene bestanden. Diese 
sollen eine weitere Fragmentierung der gewerkschaftlichen Representation 
verhindern, indem sie die »reprasentativsten« Gewerkschaften gegen die 
Anspriiche neuer, oft militanterer lokaler Splittergruppen schiitzen.7 
Selbst in einigen Fallen, in denen sich Unternehmen und Gewerkschaften 
in standigem Kampf befanden, haben die Arbeitgeber iiber ihre Politik zur 
gleichen Zeit versucht, sich einen in ihren Augen fiir die Anpassung an 
wechselnde Marktbedingungen unverzichtbaren, verantwortlichen und sta-
bilen Gesprachspartner auf Betriebsebene zu verschaffen. In GroBbritannien 
kommt es zum Beispiel vor, daB Unternehmen, die die Gewerkschaften ver-
bannt haben, diesen »aberkannten« Gewerkschaften trotzdem manchmal 
»gewisse Formen der Interessenvertretung und/oder Konsultationsrechte« 
zugestehen.8 Ahnlich widerspriichliche Politiken gegeniiber den Gewerk-
schaften und gewerkschaftlicher Representation im Betrieb finden sich aus-
gepragt in den Vereinigten Staaten. Diejenigen Arbeitgeber, die die Gewerk-
schaften nicht aktiv zu umgehen versuchen, bemiihen sich oft, Kooperation 
und Partizipation der Gewerkschaften fiir neue Formen von Tarifverhand-
lungen und »kooperative« Betriebsstrukturen zu gewinnen, obwohl im Aus-
tausch dafiir meist unweigerlich Konzessionen bei der traditionellen 
Arbeitsplatzdefinition durch die Gewerkschaften gemacht werden miissen 
7 Locke und Baccaro (1995). Die Vereinbarung erkennt ausdriicklich an, »da6 die Arbeitge-
ber ein >verantwortliches Gegeniiber< im Betrieb brauchen« (European Industrial Rela-
tions Review 209). 
8 EIRR, Juni 1994: 24; zugrunde liegt einer Befragung von Unternehmen, die Gewerk-
schaften »aberkannt« hatten. 
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(Cutcher-Gerschenfeld et al. 1996; Turner 1991). Und schlieBlich wird oft 
betont, da8 Frankreich in der Einfuhrung von Qualitatszirkeln fiihrend in 
Europa ist. Das ist eine Tatsache, die wahrscheinlich nicht unabhangig vom 
Niedergang der Gewerkschaftsbewegung und der dortigen Krise der ge-
werkschaftlichen Interessenvertretung im Betrieb ist. Hyman hat sogar vor-
geschlagen, da8 die weitreichende Einfuhrung von Qualitatszirkeln in 
Frankreich am besten als der Versuch verstanden werden sollte, »nicht die 
Vertretung der Arbeitnehmerinteressen zu umgehen, ... [sondern] den Man-
gel an >normalen< Reprasentationsmechanismen zu kompensieren« (Hyman 
1994: 7). 
Dieses starke Interesse an der Forderung oder Erhaltung zuverlassiger, 
verantwortlicher und wo moglich einheitlicher Verhandlungspartner auf 
lokaler Ebene laBt sich wahrscheinlich am besten im Kontext der neuen 
strategischen Probleme der Arbeitgeber verstehen. Wie Wolfgang Streeck 
feststellt, beziehen sich diese auf die Frage, 
auf welchem Weg ein noch nicht dagewesener Grad wirtschaftlicher Unsicher-
heit bewaltigt werden kann, der aus der Notwendigkeit zur standigen raschen 
Anpassung an einen Markt entsteht, welcher auf lange Sicht turbulenter sein wird 
als in der Vergangenheit. (Streeck 1987: 285) 
Offensichtlich verstehen die Arbeitgeber fast uberall kooperative Beziehun-
gen im Betrieb als Voraussetzung fur erfolgreiche Anpassung. Dabei fiihren 
sie die unterschiedlichen institutionellen Ausgangslagen allerdings auf ver-
schiedenen Wegen zu diesem Ziel. 
ZusammengefaBt heiBt dies, da6 die vergleichenden Daten bisher keine 
Konvergenz der verschiedenen Systeme industrieller Beziehungen erkennen 
lassen, sondern - wenn uberhaupt - ein zunehmendes Auseinanderklaffen 
der »liberalen« und der »koordinierten Marktwirtschaften«. Wo den Arbeit-
gebern die Fahigkeit fehlt, kollektiv zu handeln, haben sie den Gewerk-
schaftseinfluB zu minimieren und die Verhandlungen auf die Unterneh-
mens- oder sogar individuelle Ebene zu dezentralisieren versucht. In solchen 
Okonomien ist eine Zunahme der Beschaftigung (allerdings nicht notwendig 
in qualifizierten Arbeitsverhaltnissen) und des Wettbewerbs zwischen den 
Unternehmen festzustellen, aber auch wachsende Ungleichheit und ein An-
stieg der Zahl derjenigen, die trotz Beschaftigung in Armut leben. In den 
»koordinierten Marktwirtschaften« hingegen haben sich die Arbeitgeber ihre 
Fahigkeit zur Koordination erhalten (starke Arbeitgeberverbande). Aller-
dings stehen ihnen hier starkere und kohasivere Gewerkschaften gegeniiber. 
In diesem Umfeld wtirde Deregulierung sowohl zu einem groBeren politi-
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schem Konflikt wie auch (bei der starken Position der Gewerkschaften) 
nicht notwendig zu dem gewtinschten wirtschaftlichen Effekt fuhren. Trotz 
vieler Unterschiede zwischen den »koordinierten Marktwirtschaften« haben 
die Arbeitgeber sich im allgemeinen (1) mit der andauernden Koordination 
abgefunden oder unterstiitzen diese aktiv (insbesondere in den Lohnver-
handlungen). Dabei haben sie gleichzeitig in einigen Fallen (2) versucht, 
Veranderungen in der Verknupfung der betrieblichen Verhandlungsebene 
mit den allgemeinen Tarifverhandlungen zu erreichen, um die Anpassung an 
rasch wechselnde Markte zu erleichtern. Um die gewiinschte Mischung aus 
Koordination und Flexibility zu erzielen, haben die verschiedenen Lander 
entsprechend ihrer institutionellen Ausgangslagen recht unterschiedliche 
Strategien verfolgt. Das hat zum Beispiel fur Italien die erneute Zentralisie-
rung der Verhandlungen, fiir Schweden aber die Dezentralisierung bedeutet. 
Wir werden weiter unten einige dieser Veranderungen in den einzelnen Lan-
dern genauer untersuchen. 
2 Die deutsche Mitbestimmung in vergleichender 
Perspektive: GroBe Industriegesellschaften 
Im vorherigen Abschnitt haben wir die verfugbare Literatur analysiert und 
festgestellt, da8 viele vergleichende Studien die Mitbestimmung als inte-
gralen Teil einer umfassenderen institutionellen Struktur einordnen, welche 
sowohl starke wirtschaftliche Leistung fordert wie auch ein hohes MaB an 
sozialem Frieden sichert. Die wenigen empirischen Untersuchungen, die den 
spezifischen Beitrag der Mitbestimmung zur Leistungsfahigkeit eines Unter-
nehmens zu bestimmen versucht haben, sind jedoch zu gemischten und 
allgemein nicht eindeutigen Ergebnissen gekommen. Wenn unklar ist, wel-
chen Beitrag die Mitbestimmung zum wirtschaftlichen Erfolg des Betriebs 
leistet - ihr Beitrag zum sozialen Frieden und zur politischen Stabilitat ist 
allerdings weniger umstritten -, dann ist durchaus zu fragen: »Verglichen 
womit?« 
Diese Frage werden wir im folgenden Abschnitt behandeln, indem wir 
die deutsche Mitbestimmung in den weiteren intemationalen Rahmen stellen 
und sie mit den altemativen Regimen der Arbeitnehmerreprasentation und 
-organisation in den Vereinigten Staaten, GroBbritannien, Japan, Italien und 
Frankreich vergleichen. Wir beginnen mit einer kurzen »statischen« Be-
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schreibung dieser alternativen Regime und zeigen, in welchem Zusammen-
hang die Institutionen der Representation der Arbeitnehmer mit anderen 
Elementen der politokonomischen Landschaft stehen (zum Beispiel Gewerk-
schaftsstruktur und Institutionen der beruflichen Bildung und Weiterbil-
dung). Dann betrachten wir die wesentlichen Veranderungen der jiingsten 
Zeit. Wir untersuchen die jeweiligen Auswirkungen der unterschiedlichen 
Partizipationssysteme auf die Arbeitsorganisation, die Beschaftigungspoli-
tik, die Qualifizierungsstruktur und die korporatistische Steuerung. 
2.1 Die Vereinigten Staaten 
An den meisten amerikanischen Arbeitsplatzen ist die Politik der Arbeit-
geber gegeniiber der Belegschaft, neuen Produktionsmethoden und der Ar-
beitsorganisation heute durch den Unilateralismus des Managements ge-
kennzeichnet (Wever 1995). So sind in den neunziger Jahren die Gewerk-
schaften in den meisten amerikanischen Unternehmen nicht nur nicht 
reprasentiert, sondern es gibt auch keine Betriebsrate, keine Mitbestim-
mung und keine anderen formalen Mechanismen der Arbeitnehmerrepra-
sentation im amerikanischen Arbeitsrecht. 
Wo es Gewerkschaften gibt, unterscheiden sich die Institutionen im Be-
trieb auf zweierlei Weise deutlich von denen in Deutschland: zum einen 
durch den reaktiven Charakter der Partizipationsrechte der Belegschaften in 
den Vereinigten Staaten, und zum anderen durch das Recht der Gewerk-
schaften auf Arbeitsplatzdefinition (job control unionism). In den Vereinig-
ten Staaten lautet der Grundsatz: »Die Geschaftsleitung handelt, die Arbeiter 
und ihre Gewerkschaften beschweren sich« (Kochan, Katz und McKersie 
1986: 27). Betriebliche Konflikte drehen sich in der Regel um Interpretatio-
nen von Arbeitsvertragen (die auf Betriebsebene ausgehandelt werden). Die 
Macht der Gewerkschaften stiitzt sich hauptsachlich auf deren Recht, Uber-
griffe der Arbeitgeber auf die vertraglichen Vereinbarungen zu verhindern 
oder riickgangig zu machen. Wahrend deutsche Betriebsrate das Recht ha-
ben, bei einem ganzen Bereich inhaltlicher Fragen mitzubestimmen (zum 
Beispiel bei der Personalpolitik des Betriebes), sind laut Piore und Sabel 
(1984) die traditionellen Rechte der amerikanischen Gewerkschaften in einer 
Weise definiert, daB sie den Arbeitgebern die Einhaltung von Verfahren auf-
zwingen, die in sehr detaillierten Vertragen niedergelegt sind. Daher ist es 
den amerikanischen Gewerkschaften, anders als den deutschen Betriebs-
raten, nur selten gelungen, fruhzeitig zu intervenieren. Sie konnten jedoch 
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den Entscheidungen des Managements widersprechen und Verletzungen von 
Arbeitnehmerrechten durch verschiedene rechtliche und quasigerichtliche 
Kanale korrigieren. Kochan, Katz und McKersie haben die Vereinigten 
Staaten als ein Land beschrieben, das eine »besondere Form von Arbeits-
recht hat« (1986: 29), in dem die Unternehmensleitung entscheidet und die 
Gewerkschaften vor Gericht Ziehen. 
Der traditionelle »job control unionism« der Vereinigten Staaten war auf 
detaillierten Arbeitsplatzklassifizierungen, Arbeitsregeln und Senioritats-
schemeta aufgebaut. So war nicht nur das Einkommen eines Arbeitnehmers 
an die spezifische Arbeit gebunden, die er oder sie ausiibte. Dariiber hinaus 
bestimmten Arbeitsregeln, die den verschiedenen Arbeitsplatzklassifizie-
rungen zugeordnet waren, wer welche Arbeiten in dem Betrieb ausfiihren 
durfte. Arbeitsplatzklassifizierungen definierten eine innerbetriebliche Hier-
archie, deren Abstufungen auf Einkommen und Arbeitsbedingungen beruh-
ten. Jeder Wettbewerb unter den Arbeitnehmern um die Zuteilung von Ar-
beit innerhalb dieser Hierarchie wurde traditionell wenigstens teilweise 
durch Senioritatsregeln gesteuert.9 Sobald Regeln fur spezifische Arbeits-
platze in Vertragen niedergelegt waren, wurden VerstoBe der Arbeitgeber 
Gegenstand von Beschwerden der Gewerkschaften. Der Arbeitsvertrag und 
seine detaillierten Regeln bildeten die Grundlage dieser Interventionen. 
Arbeitsregeln, die die Rechte und Pflichten der Arbeitnehmer auf spezifi-
schen Arbeitsplatzen benennen (einschlieBlich der Art und der Menge der 
erwarteten Arbeit), haben die Arbeitnehmer in der Vergangenheit vor will-
kurlichen Arbeitszuweisungen durch die Vorarbeiter geschiitzt, die zu einer 
»Beschleunigung« des Arbeitsprozesses gefuhrt hatten. Solche Regeln 
waren auch dazu gedacht, stabile Beschaftigung zu garantieren. Denn sie 
hinderten die Unternehmensleitung daran, in Zeiten geringer Nachfrage 
einigen die doppelte Arbeit aufzuburden und dafiir andere zu entlassen. 
Dieses betriebliche Regime erwies sich in einer Zeit raschen technolo-
gischen Wandels und standiger Umstrukturierung der Arbeit als groBe Bela-
stung fur die Gewerkschaften wie fiir die Arbeitgeber. Seit Beginn der sieb-
ziger Jahre haben die amerikanischen Unternehmensleitungen unter dem 
wachsenden Druck des internationalen Wettbewerbs versucht, Arbeitsplatz-
klassifizierungen abzubauen, tiberkommene Arbeitsregeln und Senioritats-
schemata neu zu verhandeln und die Produktion flexibler umzustrukturieren. 
9 Eine genaue Beschreibung des »job control unionism« in den Vereinigten Staaten findet 
sich in Piore (1982). 
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Zahlreiche Untersuchungen (zum Beispiel Kochan et al. 1986; Turner 1991; 
Thelen 1991; Piore 1982; Piore und Sabel 1984) haben gezeigt, daB eine 
Umstrukturierung der Arbeit in den Vereinigten Staaten schwieriger und 
konfliktreicher verlauft als in Deutschland. Deutsche Gewerkschaften be-
griiBen oft den Abbau rigider »Fordistischer« Produktionstechniken und 
unterstutzen die Einfiihrung flexiblerer Teamkonzepte, weil solche Verande-
rungen die Arbeit bereichern, die Qualifikationen erhohen und die Arbeit 
insgesamt »humanisieren«. Amerikanische Gewerkschaften stehen densel-
ben Innovationen in der Regel viel skeptischer gegenuber. Der Grund liegt 
darin, daB solche Veranderungen den Abbau von Arbeitsplatzklassifizierun-
gen und die Lockerung von Arbeitsregeln bedeuten und damit direkt die 
Grundlage der uberkommenen gewerkschaftlichen Rechte im Betrieb unter-
minieren. Deshalb war die Umstrukturierung der Arbeit in Gewerkschafts-
kreisen durchaus umstritten (siehe Katz 1988) und wurde nicht zuletzt aus 
diesem Grunde zuerst in einem nicht gewerkschaftlich organisierten Sektor 
verwirklicht (Kochan, Katz und McKersie 1986). 
Trotz der vielen beruhmten Falle von Innovation (einschlieBlich der wei-
ter unten beschriebenen) und zahlloser Qualitatsprogramme und Programme 
zur Einbeziehung der Arbeitnehmer in Unternehmen und Behorden bleibt 
der amerikanische Arbeitsplatz hierarchisch und autoritar (Babson 1995; 
Milkman 1997). In nicht gewerkschaftlich organisierten Betrieben ist das 
Klima von Gegnerschaft und Feindseligkeit etwas weniger ausgepragt, und 
der Niedergang der Gewerkschaftsbewegung hat so etwas wie eine »Inter-
essenvertretungsliicke« entstehen lassen und damit vielen Arbeitnehmern die 
Moglichkeit eines sinnvollen, unabhangigen Einflusses am Arbeitsplatz ge-
nommen (Rogers und Streeck 1995). 
Trotzdem hat es seit den siebziger Jahren iiberall in den Vereinigten 
Staaten sowohl erfolgreiche wie auch gescheiterte Innovationen gegeben, in 
einer Zeit, in der die sich wandelnden Weltmarkte den Wert einer aktiven 
Arbeitnehmerbeteiligung betont haben. In einigen bemerkenswerten Fallen 
mit potentiellem Modellcharakter sind gewerkschaftlich organisierte Ar-
beitsplatze aus einem Zustand des »waffenstarrenden Waffenstillstands« in 
Vorzeigefalle von Arbeitnehmerpartizipation und Zusammenarbeit von 
Management und Gewerkschaften uberfuhrt worden. In der Autoindustrie, 
dem traditionellen Beispiel kontroverser Beziehungen zwischen Unterneh-
mensleitung und Gewerkschaften, haben Innovationen neue Qualitatsnormen 
gesetzt und neue Emulationsmuster entstehen lassen. So wurde zum Beispiel 
im Jahr 1984 ein alter, von Kontroversen geschuttelter General Motors Be-
trieb in Kalifornien als NUMMI wiedereroffnet (New United Motor Manu-
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factoring Incorporated, eine gemeinsames Unternehmen von General Motors 
und Toyota). Hier zeigte sich auf dramatische Weise, wie ein anderer Ansatz 
des Managements gegemiber Teamarbeit im Betrieb - einschlieBlich einer 
aktiven Beteiligung der Gewerkschaft am EntscheidungsprozeB - den ame-
rikanischen Arbeitsplatz (mit seiner erfahrenen amerikanischen Arbeitneh-
merschaft) in einen viel produktiveren und weniger konfliktreichen trans-
formieren kann (Brown und Reich 1989; Turner 1991). Bei dem Modell 
handelte es sich um Toyotas inzwischen beruhmte »schlanke Produktion«, 
die bei NUMMI in sehr kurzer Zeit beweisen konnte, welchen Wert die neue 
Teamstruktur mit ihrer verbesserten Ausbildung und der Beteiligung der Be-
schaftigten hatte. Die Schattenseiten der »schlanken Produktion« wurden bei 
NUMMI jedoch ebenso deutlich, als die Beschaftigten liber intensiven 
Druck in der Produktion und nur geringe Beteiligungsmoglichkeiten klagten 
(so sollte zum Beispiel eine Sechzig-Sekunden-Fertigungszeit auf 56 Sekun-
den reduziert werden; Turner 1996; Babson 1995). 
Das sehr erfolgreiche Saturn-Experiment in Tennessee trieb die Zusam-
menarbeit von UAW (United Automobile Workers) und General Motors 
noch einige Schritte weiter. Wie bei NUMMI handelt es sich hier um einen 
sehr bekannten Fall, der intensiv von Forschung begleitet worden ist und aus 
dem klare SchluBfolgerungen abzuleiten sind: (1) tiefgreifende Innovationen 
sind im Rahmen der lockeren amerikanischen Regulierung durchaus mog-
lich; (2) eine enge Einbindung der Gewerkschaften gleich von Beginn an 
kann verbesserten InformationsfluB, einvernehmliche Entscheidungsprozes-
se sowie aktive Partizipation und umfassende Einbeziehung fordern; und (3) 
eine enge Zusammenarbeit zwischen Management und Gewerkschaften 
kann - anstatt Innovationen zu verlangsamen - zu bahnbrechenden Innova-
tionen in der Produktionsorganisation fuhren, von der Entwicklung iiber den 
Verkauf bis zum Service. DaB es nicht gelungen ist, das Saturn-Modell auf 
andere Unternehmen auszudehnen, zeigt jedoch die anhaltende organisato-
rische Unbeweglichkeit bei General Motors und der UAW und auch die 
immer noch vorhandene Ambivalenz, innerhalb einer preiskompetitiven 
Wirtschaft in eine qualitatskompetitive Entwicklung zu investieren. 
Neben der Automobilindustrie gibt es zahlreiche andere erfolgreiche 
Falle, in denen in gewerkschaftlich organisierten Betrieben Management und 
Gewerkschaften partnerschaftlich zusammenarbeiten. Dazu gehoren AT&T, 
NYNEX, Bell South, Xerox, Corning, United Airlines und Levi-Strauss. 
In vielen anderen Fallen hat jedoch die Neuverhandlung von Arbeits-
regelungen zu groBeren Auseinandersetzungen gefiihrt, gewerkschaftsin-
terne Konflikte ausgelost und Arbeitgeber veranlaBt, Gewerkschaften um 
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jeden Preis zu umgehen. Wo es den Arbeitgebern gelungen ist, die Gewerk-
schaften aus dem Feld zu schlagen oder ganz zu umgehen, haben sich die 
Freiraume des Managements erhoht, die kurzfristigen Entscheidungen im 
Betrieb allein zu treffen. Dieser Unilateralismus wirkt sich jedoch nicht 
notwendig giinstig auf die Einrichtung langfristiger und wirksamer Pro-
gramme zur aktiven Teilnahme und Kooperation der Belegschaft bei Qua-
litatskontrolle und Effizienz der Produktion aus. In vielen Fallen haben 
Arbeitgeber versucht, die Gewerkschaften als Interessenvertreter und Kom-
munikationskanale durch ihre eigenen (von ihnen selbst geschaffenen und 
dominierten) Partizipationsprogramme zu ersetzen. Wo solche Programme 
jedoch gegen die Gewerkschaften oder als Teil einer Strategic zur Um-
gehung von Gewerkschaften durchgesetzt wurden, ging das Vertrauen, das 
Voraussetzung dezentralisierter Teamkonzepte ist, oft verloren (Turner 
1991). 
Andere Forschungen und Analysen (so wie Levine 1995; Batt und Apple-
baum 1995) bestatigen diese Ergebnisse. Sie haben festgestellt, daB die ver-
breiteten Bemiihungen um eine verbesserte Partizipation der Arbeitnehmer -
bei Abwesenheit jeglicher formaler Rechte - nur zogernd vorankommen und 
keine eindeutigen Ergebnisse erbringen. Dieses allgemein anerkannte Pro-
blem bildet die empirische Grundlage fiir die Empfehlung der Dunlop-
Kommission von 1994. Danach setzt die Ausweitung der so notwendigen 
Arbeitnehmerpartizipation und der Partnerschaft zwischen Management und 
Gewerkschaften »die Sicherung und Starkung der Rechte der Arbeitnehmer 
zu entscheiden, ob sie im Betrieb durch eine Gewerkschaft oder eine Be-
rufsorganisation reprasentiert werden wollen oder nicht«10 voraus. 
Der Charakter des betrieblichen Regimes hat auch wichtige Folgen fiir 
die Ausbildung. Wie David Feingold und David Soskice (1988) gezeigt 
haben, verharren die Vereinigten Staaten (zusammen mit GroBbritannien 
und anderen »liberalen« Marktwirtschaften) in einem »Niedrigqualifika-
tions-Gleichgewicht«, bei dem die Wirtschaft nicht fur die fiir eine Verbrei-
tung von DQP- (diversified quality production) Strategien notwendigen 
Qualifikationen sorgt. Zwar ist das System der industriellen Beziehungen 
nicht allein daftir verantwortlich, tragt aber sicherlich zu diesem Mangel bei. 
In ihrem Regime unterliegen amerikanische Untemehmensleitungen weniger 
institutionellen Beschrankungen und verfolgen daher eine agressivere Ein-
10 Commission on the Future of Worker-Management Relations, Report and Recommenda-
tions, Executive Summary, United States Department of Labor, Dezember 1994: xvii. Sie-
he auch Kochan (1995). 
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stellungspolitik. Diese hat wiederum einen starkeren Wechsel in der Beleg-
schaft zur Folge und entmutigt Investitionen in deren Qualifikation. Sicher-
lich gibt es auch Ausnahmen. Verschiedene groBe Untemehmen bieten lang-
fristige Beschaftigung und investieren in groBem Umfang in die Ausbildung 
ihrer Arbeitnehmer. Ohne die Unterstutzung nationaler oder staatlicher In-
stitutionen bleiben dies aber »islands of excellence« (Wever 1995) und als 
solche eine leichte Beute fur Trittbrettfahrerei und Abwerbung. 
SchlieBlich ist es wichtig festzuhalten, daB der Niedergang der Gewerk-
schaften ein regulatorisches Vakuum hinterlassen hat, das in manchen Be-
reichen durch den Staat gefiillt wurde. In den vergangenen Jahrzehnten 
konnten die Gewerkschaften Bereiche wie Gesundheit und Sicherheit am 
Arbeitsplatz regulieren und ungerechtfertigte Entlassungen uberprufen und 
riickgangig machen. In einigen Fallen wurden Erfolge der Gewerkschaften 
in diesen Bereichen institutionalisiert (wie OSHA, Occupational Safety and 
Health Administration) oder durch Gesetzgebung bestatigt (wie im Fall 
ungerechtfertigter Entlassung). Da der EinfluB der Gewerkschaften aber 
abnimmt, geht die Regulierung mehr und mehr auf staatliche Behorden und 
Gerichte iiber. Inzwischen bevorzugen die individuellen Arbeitnehmer die-
sen Weg immer mehr (zum Teil, weil er der einzig verbliebene ist), wenn sie 
sich gegen die Arbeitgeber zur Wehr setzen wollen. 
Der Unilateralismus der Arbeitgeber hat also auch in den Vereinigten 
Staaten seine Grenzen; die Arbeitgeber sind zwar relativ frei vom EinfluB 
der Gewerkschaften, in bestimmten Bereichen aber intensiver Regulierung 
durch staatliche Behorden unterworfen (mit den entsprechenden Konsequen-
zen fiir die Untemehmen, die die Anwendung oft rigider biirokratischer 
Regeln durch feme Behorden und Gerichte mit sich bringt). Christopher 
Aliens Ergebnisse seiner vergleichenden Untersuchung der Finanzsysteme in 
Deutschland und den Vereinigten Staaten scheinen auch auf bestimmte 
Aspekte der industriellen Beziehungen in den beiden Landern anwendbar zu 
sein (Allen 1990). Er charakterisiert den Unterschied zwischen dem institu-
tionellen Rahmen der Vereinigten Staaten und dem Deutschlands als den 
Unterschied zwischen Regulierung durch wenige, dann aber extrem detail-
lierte, spezifische und oft beschwerliche Regeln (USA) versus Regulierung 
durch die Festlegung allgemeiner Rahmenbedingungen, innerhalb derer die 
Akteure dann konkrete Ergebnisse aushandeln (Deutschland). Dies hilft zu 
erklaren, warum Arbeitgeber in den Vereinigten Staaten - einem Land mit 
einem vergleichsweise »kleinen« und wenig eingreifenden Staat - besessen 
sind von ihrer Abneigung gegen Behordenburokratie und staatliche Regulie-
rung. 
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2.2 Grofibritannien 
In internationalen Vergleichen sind die britischen industriellen Beziehungen 
fur ihre inoffiziellen Streiks und restriktiven Arbeitspraktiken beriichtigt. 
Die meisten wissenschaftlichen Studien stimmen darin uberein, da6 diese 
Probleme in groBem Umfang von den besonderen Merkmalen der Institutio-
nenlandschaft in Grofibritannien herruhren. Zwei Aspekte dieser Struktur 
werden in den Analysen besonders herausgestellt. Der erste ist die Abwe-
senheit klarer Mechanismen fur Verhandlungen und Konfliktlosungen. Eine 
starke »liberale« Tradition in den britischen industriellen Beziehungen hat 
dazu gefuhrt, daB anders als in anderen Landern, die Rechte der Gewerk-
schaften als Schutzbestimmungen und nicht als positive Rechte definiert 
wurden. Paul Edwards beschreibt zusammen mit seinen Kollegen das be-
sondere Erbe des britischen Systems am Beispiel der Maschinenenbauindu-
strie: Es gab keinen Rahmen, der die Rechte und Pflichten der Beteiligten 
definiert hatte. Die Regeln der Beschaftigung wurden von Tag zu Tag am 
Arbeitsplatz bestimmt. Eine wichtige Autoritatsquelle waren »custom and 
practice«, das heiBt die ungeschriebenen Normen und Absprachen, die an 
einem spezifischen Arbeitsplatz die Arbeitsregeln festlegten. Die verschie-
denen Arbeitsplatze entwickelten ihren eigenen Satz von Regeln, die natiir-
lich eine gewisse Ahnlichkeit miteinander hatten. Sie entstammten aber den 
Verhandlungen an der jeweiligen Produktionsstatte und wurden nicht von 
einer Autoritat auf einer hoheren Ebene bestimmt (Edwards et al. 1992: 3-
4). Das zweite Merkmal, das die britischen industriellen Beziehungen deut-
lich von dem deutschen System unterscheidet, ist die Fragmentierung der 
Gewerkschaften (einschlieBlich der Vielzahl von Gewerkschaften auf Be-
triebsebene) und die relative Schwache der Arbeitgeberverbande. Ihre histo-
rischen Wurzeln haben diese Bedingungen in der Herkunft der Gewerk-
schaften aus dem Handwerk mit seinen traditionellen Unterteilungen und in 
der nur gering ausgebildeten Verbandstradition der Arbeitgeber (siehe zum 
Beispiel Fulcher 1991). 
Darzustellen, wie diese Faktoren den Verlauf der industriellen Anpassung 
in GroBbritannien und die industriellen Beziehungen im allgemeinen beein-
fluBt haben, ginge iiber den Rahmen dieses Berichts hinaus. Vier Problem-
bereiche, die seit den siebziger und achtziger Jahren besondere Wichtigkeit 
erlangt haben, woUen wir an dieser Stelle aber kurz benennen. Der erste ist 
die mangelnde Trennung zwischen zentralen Tarifverhandlungen und Ver-
handlungen auf Betriebsebene. Dies hat in der Vergangenheit unter anderem 
zu den haufig vorkommenden wilden Streiks beigetragen. Anders als in an-
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deren europaischen Landern gibt es in GroBbritannien »keine klare Unter-
scheidung zwischen Tarifverhandlungen sowie der Rolle, die die Gewerk-
schaften in anderen Landern auBerhalb des Arbeitsplatzes spielen, und der 
Konsultation und dem Interessenvertretungssystem fiir die Beschaftigten im 
Betrieb« (Sisson 1995: 36). Dieses Problem stand im Mittelpunkt des be-
riihmten Donovan-Reports von 1960, der zu dem SchluB kam, daB »der 
Konflikt zwischen dem formalen System branchenweiter Vereinbarungen 
und den informellen Abmachungen auf Betriebsebene ... der zentrale Man-
gel der industriellen Beziehungen in GroBbritannien ist« (Fulcher 1991: 
159). Das Scheitern der Einkommenspolitik in den siebziger Jahren zum 
Beispiel wird haufig auf die unzureichende Verbindung zwischen zentralen 
Tarifverhandlungen und Verhandlungen am Arbeitsplatz durch die Vertrau-
ensleute zuruckgefuhrt. 
Ein zweites Problem des britischen Systems ist die Struktur und Arbeits-
weise des betrieblichen Regimes selbst. GroBbritannien verfiigt iiber eine 
etwas andere Version des »job control unionism« als die Vereinigten Staa-
ten. Anders als in den Vereinigten Staaten steht er in GroBbritannien in en-
gem Zusammenhang mit den aus den verschiedenen Handwerkstraditionen 
entstammenden vielfaltigen Gewerkschaften auf Betriebsebene.11 Historisch 
gesehen waren Arbeitsplatzabgrenzungen dazu gedacht, die Arbeiten der 
verschiedenen Handwerke zu schutzen. Dies machte Inhalt und Zuteilung 
von Arbeiten zu einer standigen Quelle von Auseinandersetzungen nicht nur 
zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften, sondern auch zwischen den 
Gewerkschaften selbst. Trotz dieser anderen historischen Ausgangslage hat 
der »job control unionism« in GroBbritannien ahnliche Folgen wie in den 
Vereinigten Staaten. Rigide Trennungen behindern unter anderem die inner-
betriebliche Flexibility und machen die Gewerkschaften miBtrauisch gegen-
iiber technologischem und organisatorischem Wandel. 
Drittens, und wiederum ahnlich wie in den Vereinigten Staaten, tragen 
die Institutionen der industriellen Beziehungen zu einem »Gleichgewicht auf 
Niedrigqualifikationsniveau« bei (Finegold und Soskice 1988). Dies wird 
wiederum dem Mangel an Koordination zwischen den Arbeitgebern im 
Ausbildungsbereich zugeschrieben, der die Bereitschaft des einzelnen Ar-
beitgebers, die Arbeitnehmer umfassend zu qualifizieren, negativ beeinfluBt. 
Ohne enge Koordination zwischen den Arbeitgebern in Lohn- und anderen 
11 In den Vereinigten Staaten ist die betriebliche Interessenvertretung einheitlicher, weil es in 
vielen Branchen Industriegewerkschaften gibt, aber auch aufgrund der gesetzlichen Re-
gelungen fiir Abstimmungen iiber gewerkschaftliche Vertretung. 
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Fragen zogern Unternehmen, in die Ausbildung der Arbeitnehmer zu inve-
stieren. Denn sie mussen damit rechnen, daB die Arbeitnehmer nach Erwerb 
der Qualifikation den Betrieb verlassen oder daB Konkurrenten ihre besten 
Arbeitnehmer abwerben. 
SchlieBlich tragt auch die institutionelle Infrastruktur GroBbritanniens er-
heblich zu dem bei, was Sisson (1995) die »Kurzfristigkeit« der Strategien 
in den britischen Unternehmen nennt. Die Struktur der Unternehmensfinan-
zierung behindert unter anderem die Entwicklung eines langfristigen Strate-
gieansatzes. Das Fehlen einer langfristigen Perspektive ist im Personalman-
agement besonders ausgepragt. Sisson stellt fest, daB »wahrscheinlich nur 
ein Drittel der Unternehmen mit mehr als tausend Beschaftigten einen eige-
nen Personaldirektor hat« (Sisson 1995: 49). Diese Situation tragt dazu bei, 
daB Unternehmen zogern, in die Ausbildung der Arbeitnehmer zu investie-
ren. Sie unterstiitzt die Arbeitgeber auch wenig darin, die »Tayloristischen 
Arbeitsmethoden, die auf Befehl und Kontrolle basieren, [aufzugeben und 
statt dessen] die zeitaufwendigeren, auf Konsensfindung beruhenden Me-
thoden [einzufuhren]« (Storey und Sisson 1995, zitiert in Sisson 1995: 50). 
Die Institutionen im Bereich der industriellen Beziehungen sind zwar nicht 
allein fiir diese Situation verantwortlich. Sie tragen jedoch zu dieser kurz-
fristigen Sichtweise bei, wie Sisson (1995) zeigt: »GroBbritannien fehlt ein 
Rahmen aus Rechten und Pflichten ..., der dem Management eine bessere 
Berucksichtigung der Arbeitsbeziehungen abverlangt. Dies betrifft sowohl 
die individuellen wie auch die kollektiven Rechte der Arbeitnehmer. Von 
besonderer Bedeutung ist jedoch das Fehlen von Statuten, die die Partizipa-
tion und Einbeziehung der Arbeitnehmer regeln und der Belegschaft eine 
kollektive Stimme in den zentralen Entscheidungen britischer Unternehmen 
geben wurde« (Sisson 1995: 50). 
In den vergangenen zehn Jahren haben sich die britischen industriellen 
Beziehungen in Richtung auf Deregulierung entwickelt, wodurch der Ein-
fluB der Gewerkschaften stark abgenommen hat. Viele Arbeitgeber haben 
die fiir sie giinstige politische Atmosphare unter den beiden letzten konser-
vativen Regierungen genutzt, um den Beschrankungen durch Vereinbarun-
gen mit den Gewerkschaften ganzlich zu entfliehen. Der einst uberall ver-
breitete, von den Gewerkschaften dominierte Betrieb (closed shop) ist fast 
verschwunden, und obwohl ausdriickliche »Aberkennung« nicht sehr haufig 
vorkommt, hat sich eine wachsende Zahl neuer Unternehmen entschieden, 
Gewerkschaften nicht anzuerkennen (Howell 1995: 153, 162). Diese Strate-
gic ist erleichtert worden, weil Tarifverhandlungen mit mehreren verschie-
denen Gewerkschaften seltener geworden sind (mehr dazu weiter unten) und 
160 Deutsche Mitbestimmung im intemationalen Vergleich 
bestimmte Gesetzesanderungen unter Premierministerin Thatcher eine An-
erkennung von Gewerkschaften weniger automatisch gemacht haben (siehe 
insbesondere Howell 1995). Auf Betriebsebene sehen wir also eine Zunah-
me der einseitigen Entscheidungen der Unternehmensleitungen, da die Dek-
kungsrate von Vereinbarungen mit den Gewerkschaften auf 38 Prozent 
gesunken ist (Howell 1995: 153). 
Der schrumpfende gewerkschaftlich organisierte Sektor hat ebenfalls 
einen grundlegenden Wandel erfahren. Ein wichtiger Trend ist die Dezen-
tralisierung von Kollektivverhandlungen, da Verhandlungen mit mehreren 
Arbeitgebern von Einzelvereinbarungen mit Unternehmen abgelost werden. 
Im Jahr 1984 waren noch 50 Prozent der in der verarbeitenden Industrie tati-
gen Arbeitnehmer durch nationale oder regionale Vereinbarungen erfaBt; 
1992 trifft dies auf weniger als ein Viertel der im privaten Sektor Beschaf-
tigten zu (fur den offentlichen Sektor ist die Zahl jedoch hoher). Nur 10 Pro-
zent der metallverarbeitenden Industrie ist an Vereinbarungen auf nationaler 
Ebene gebunden, was den Zusammenbruch des Arbeitgeberverbandes (EEF) 
im Jahr 1990 widerspiegelt (EIRR 1992). Wie Howell auch zeigt, ist die 
Maschinenbauindustrie nur der sichtbarste Fall; wenigstens dreizehn andere 
groBere Vereinbarungen sind in den letzten zehn Jahren auseinandergebro-
chen (Howell 1995: 161-162). 
In Institutionen und Praktiken auf Betriebsebene hat es ebenfalls wichtige 
Veranderungen gegeben. Ahnlich wie in den Vereinigten Staaten entwik-
kelte sich in den siebziger und achtziger Jahren die Umstrukturierung der 
Arbeit zum zentralen Konfliktthema zwischen Gewerkschaften und Arbeit-
gebern. Dabei war in GroBbritannien die Struktur der Gewerkschaften eine 
bekannte Ursache von Unbeweglichkeit und Rigiditat. Dies hat einige 
Arbeitgeber veranlaBt, die Vielfalt von Gewerkschaften in einem Betrieb 
durch den AbschluB von Vereinbarungen mit einer einzigen Gewerkschaft 
auszuschalten. In diesen Vereinbarungen »stimmt die Gewerkschaft voll-
standiger Flexibility beim Einsatz der Arbeitskrafte, verschiedenen 
Schlichtungsverfahren zur Streikverhinderung und dem Aquivalent eines 
Betriebsrates zu und erhalt im Austausch die exklusive Anerkennung als 
Gewerkschaft« (Howell 1995: 153). Erstmals von japanischen Unternehmen 
eingefuhrt, werden diese Arrangements zunehmend von britischen Unter-
nehmen, insbesondere von neugegriindeten, nachgeahmt. 
Howell faBt die Entwicklung wie folgt zusammen: »Indikator fiir die 
Richtung, in die sich die industriellen Beziehungen in GroBbritannien bewe-
gen, ist, daB sich neu entstandene Unternehmen fast nie fiir die traditionellen 
Formen kollektiver Verhandlungen entscheiden, sondern es bevorzugen, 
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entweder gar keine Gewerkschaft anzuerkennen oder fiir die Vereinbarung 
mit einer einzigen Gewerkschaft« optieren (Howell 1995: 153). Die Arbeits-
platzumfrage bei britischen Unternehmen von 1990 zeigt ein Bild, das in 
mancher Hinsicht dem der Vereinigten Staaten gleicht. Es ist gekennzeich-
net durch die »wachsende Vorherrschaft von Arbeitsplatzen, fiir die das 
Management unilateral die Bedingungen der Beschaftigung festlegt - in 
manchen Fallen zwar nach Konsultation mit den Beschaftigten, aber unter 
nur minimalen Beschrankungen durch Gewerkschaften, nationale oder bran-
chenweite Vereinbarungen oder den individuellen Arbeitnehmer schiitzende 
Gesetzgebung« (Howell 1995: 154). Die sozialen Folgen der Deregulierung 
der Arbeitsbeziehungen spiegeln ebenfalls die in den Vereinigten Staaten 
wider: (1) eine Verringerung der Anzahl von Verhandlungen mit Gewerk-
schaften und ein entsprechendes Anwachsen des Management-Unilate-
ralismus auf Betriebsebene; (2) eine groBer werdende »Lucke in der Inter-
essenvertretung«, da die traditionellen Kanale der Konfliktlosung und 
Verhandlung geschwacht oder ganz beseitigt sind; und (3) zunehmende 
Einkommenspolarisierung in der Gesamtgesellschaft. 
2.3 Italien 
Italien ist ein sehr komplexer Fall. Durch die theoretische Brille (zum Bei-
spiel die der korporatistischen Literatur der siebziger Jahre) betrachtet, die 
sich auf nationale Institutionen und Ergebnisse konzentrierte, gehorten die 
industriellen Beziehungen in Italien zu den am meisten fragmentierten, 
ideologisierten und konfliktbeladenen in Europa. Nach diesen Theorien tru-
gen die Institutionen zu sozialer Unruhe, zum Anheizen der Inflation und zur 
Verhinderung von Anpassung und wirtschaftlichem Wachstum entscheidend 
bei. Italien ist jedoch auch fiir seine Regionen mit enormer wirtschaftlicher 
Effizienz und Prosperitat bekannt. Viele Beobachter haben diese Tatsache 
auf die spezifischen Muster der industriellen Beziehungen zuruckgefuhrt, in 
denen Autonomic, Qualifikation und Partizipation der Arbeitnehmer betont 
werden. 
Die Institutionen zur Regulierung der Arbeitsbeziehungen im Betrieb 
sind in der Nachkriegszeit mehrfach neu verhandelt worden, zum letzten 
Mai im Zusammenhang mit den groBeren arbeitsrechtlichen Reformen des 
Jahres 1993. Das »Arbeitnehmerstatut«, das nach dem »hei8en Herbst« von 
1969 eingesetzt worden war, hatte den italienischen Gewerkschaften zum er-
sten Mai eine rechtliche Grundlage fiir ihre Aktivitaten im Betrieb ver-
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schafft. Die zu dieser Zeit institutionalisierten Betriebsausschiisse bildeten 
die Kooperationsstruktur ftir die verschiedenen Gewerkschaften, die entlang 
ideologischer Linien gespalten sind, wie auch fur die Gewerkschaften und 
die Arbeitgeber. Diese Struktur erwies sich als sehr flexibel und bewahrte 
sich, als die nationalen Institutionen der industriellen Beziehungen in den 
achtziger Jahren durch Konflikte zwischen den zentralen Gewerkschafts-
foderationen erschuttert wurden (Regalia und Regini 1995: 131). Ferner und 
Hyman stellen dazu fest: »Nach dem Konflikt zwischen den Hauptgewerk-
schaftsverbanden 1984, der nicht nur die Beziehungen zwischen den Orga-
nisationen, sondern auch die Tarifverhandlungen auf nationaler Ebene storte, 
nahm die Bedeutung von Vereinbarungen auf Unternehmensebene deutlich 
zu« (1992: 591). Lokale Kooperation und Ubereinkiinfte hatten wahrschein-
lich nicht iiberlebt, hatte man - wie in GroBbritannien - die Spaltungen, die 
die Gewerkschaften voneinander trennen, durch eine Umstrukturierung 
der Produktion, der oft rechtliche Auseinandersetzungen der betroffenen 
Gewerkschaften folgen, »aktiviert«. Die Tatsache, da8 in Italien die ideo-
logische Fragmentierung der Gewerkschaften nicht automatisch durch eine 
Umstrukturierung der Produktion »aktiviert« wird, erklart vielleicht teil-
weise, »warum die Einheit der Gewerkschaften auf Betriebsebene oft, selbst 
im Fall nationaler Konflikte, erhalten werden konnte« (Ferner und Hyman 
1992: 543-544). 
Richard Locke vertritt die Auffassung, da8 die mit dem Ende der Koope-
ration zwischen den bedeutenderen Gewerkschaftsverbanden einhergehende 
Dezentralisierung der Lohnverhandlungen die lokalen Gewerkschaftsorgani-
sationen von der »Paralyse auf der Makro-Ebene« befreit hat. Dies hat seiner 
Meinung nach eine starkere Zusammenarbeit sowohl der Gewerkschaften 
untereinander als auch zwischen den Gewerkschaften und dem Management 
auf Betriebsebene erleichtert. Wo jedoch, wie in Italien, groBe regionale 
Unterschiede in den soziookonomischen Bedingungen vorherrschen, gibt es 
in diesen Zeiten der Dezentralisierung auch groBe Unterschiede in den wirt-
schaftlichen und sozialen Ergebnissen. Lockes Arbeiten zeigen, daB in eini-
gen Fallen (zum Beispiel Fiat) eine Umstrukturierung des Untemehmens zu 
nachteiligen Arbeitskonflikten fiihrte, wahrend in anderen (zum Beispiel 
Alfa Romeo) die Umstrukturierung friedlicher und mit aktiver Kooperation 
der Gewerkschaften erfolgte. Locke selbst betont, daB es die lokalen so-
ziookonomischen Bedingungen sind, die die Strategien der Gewerkschaften 
und des Managements bestimmen. Dazu gehoren auch die Traditionen von 
Repression oder Kooperation von seiten der Arbeitgeber beziehungsweise 
von Militanz oder Reformorientierung von seiten der Gewerkschaften 
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(Locke 1990: 364-366). Vor dem Hintergrund der vergleichenden Zusam-
menfassungen aus Abschnitt 1 dieses Berichts ist an Lockes Ergebnissen 
besonders uberraschend, da8 die erfolgreichen Falle in Italien sich durch 
ahnliche Merkmale auszeichnen wie die erfolgreicheren nationalen Modelle. 
Zu nennen sind hier die Netzwerke zwischen den Gewerkschaften, die eine 
Koordination erleichtern (das heiBt eine einheitliche Interessenvertretung der 
Beschaftigten simulieren) und jene Art von Koordination zwischen den Ar-
beitgebern, die Soskice und andere fur die nationale Ebene als so bedeutend 
beschrieben haben (zum Beispiel langfristige Beziehungen zwischen 
Kernunternehmen und ihren Zulieferern; siehe Locke 1990: 362). 
In der Tat unterscheiden sich Lockes erfolgreiche Falle (in denen die An-
passung problemlos und unter Kooperation und Kompromissen von Ge-
werkschaft und Management vollzogen wurde) von den Fehlschlagen durch 
die lokalen soziookonomischen Bedingungen, welche eine Qualifizierung 
der Arbeitnehmer und Investitionen der Arbeitgeber in die Ausbildung der 
Beschaftigten ermoglichten. Da6 die Gewerkschaften im Fall Fiat (ein MiB-
erfolg) von angelernten Arbeitern dominiert wurden, war kein Zufall, son-
dern eine Folge von Fiats Beschaftigungsstrategie. Dies bildete zusammen 
mit der Vorherrschaft von Fiat auf dem lokalen Arbeitsmarkt keinen frucht-
baren Boden fiir eine Kooperation zwischen Arbeitgebern oder von Gewerk-
schaften und Management in Fragen der Qualifizierung. In zwei von Lockes 
erfolgreichen Fallen hingegen (Alfa Romeo und die Textilindustrie im 
Biellese-Distrikt) war die lokale Wirtschaft sowohl differenzierter als auch 
auf qualifiziertere Arbeitnehmer angewiesen. Im Fall von Biellese erwahnt 
Locke ausdriicklich, wie »Gewerkschaften und Unternehmen gemeinsame 
Anstrengungen unternahmen, um Forschung und Entwicklung zu fordern, 
die technische sowie die Berufsausbildung zu unterstiitzen und die Infra-
struktur zu verbessern« (Locke 1990: 363). Anders ausgedriickt, eines der 
herausragenden Ergebnisse von Lockes Analyse der Anpassungsmuster in 
den verschiedenen Regionen Italiens ist, daB die erfolgreicheren Regionen 
viele Ahnlichkeiten mit den erfolgreicheren nationalen Modellen aufweisen, 
wie sie von Streeck, Soskice und anderen identifiziert worden sind. Die 
erfolgreichen Falle in Italien wurden durch Institutionen und Praktiken 
bestimmt, die den Schllisselelementen einer »koordinierten Marktwirtschaft« 
ahneln (Thelen 1992). 
Das Fortbestehen der Kooperation auf lokaler Ebene in den achtziger Jah-
ren ist als wichtiger Faktor identifiziert worden, der einen groBeren Angriff 
auf die Gewerkschaften verhindert hat (Regalia und Regini 1995: 159). Ida 
Regalia hat festgestellt, daB Italiens Untemehmensleitungen seit Mitte der 
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achtziger Jahre den Betriebsraten mehr und mehr beratende Funktionen zu-
gewiesen haben. Er interpretiert dies dahingehend, daB »viele Betriebsrate 
durch das wachsende Bedurfnis der Manager, wirkungsvolle und nicht zu 
teure Wege zu einer starkeren und aktiveren Beteiligung der Arbeitnehmer 
zu finden, in ihrer Funktion gestarkt wurden« (Regalia 1995: 224-225). Zu 
den positiven Funktionen, die Manager den italienischen Betriebsraten zu-
schreiben, gehort, daB »sie die interne Kommunikation zu geringeren Kosten 
ermoglichen als getrennte, durch das Management initiierte Kanale und Pro-
gramme, daB sie individuelle und koUektive Beschwerden beseitigen helfen 
und als Riickkopplungsmechanismus fur die Aktivitaten des mittleren Man-
agements dienen« (Regalia 1995:236). AuBerdem stellt Regalia fest: 
»Fallstudien der industriellen Umstrukturierung der achtziger Jahre haben 
gezeigt, daB die Existenz aktiver und in der Arbeitnehmerschaft verwurzelter 
Betriebsrate Innovation und Umstrukturierung der Produktion leichter und 
die Regelung von Entlassungen und Veranderungen der Arbeitsablaufe fur 
die Beschaftigten weniger traumatisch macht« (Regalia 1995: 236). Es ist 
wichtig, daB es sich dabei nicht um einen Fall von Kooptation durch die 
Arbeitgeber handelt. Vielmehr »bevorzugen Personalmanager von Unter-
nehmen mit zahlreichen Betrieben starke und sogar militante Betriebsrate, 
die die unumstrittenen Wortfiihrer der Beschaftigten sind und nicht schwa-
che Interessenvertretungen mit geringem Riickhalt. Im ersteren Fall fiihren 
gemeinsame Entscheidungen - auf dem Weg iiber Konsultationen oder 
koUektive Verhandlungen - zu verlaBlicheren und damit wirkungsvoUeren 
Ergebnissen, wahrend im letzteren Fall die angenehmeren Ergebnisse sich 
sehr leicht als Zeitverschwendung entpuppen konnen« (Regalia 1995: 236). 
In Italien scheint die fortgesetzte Kooperation auf betrieblicher Ebene 
also die Grundlage fiir den wiederbelebten nationalen Tripartismus der 
neunziger Jahre geschaffen zu haben.12 Regierung, Gewerkschaften und 
Arbeitgeber schlossen 1993 eine historische Ubereinkunft, die den nationa-
len Lebenshaltungskosten-Index (scala mobile) abschaffte, eine gelockerte 
Einkommenspolitik etablierte und die Institutionen der Kollektivverhand-
lungen erneuerte.13 Im Zusammenhang mit dieser jetztigen Diskussion ist 
12 Locke und Baccaro (1995); ebenso Regalia und Regini (1995), die argumentieren, daB die 
Gesetzesreformen der Jahre 1989 und 1991, die zu den Abkommen von 1993 gefiihrt ha-
ben, durch die wechselseitige Ubereinkunft der Akteure auf lokaler Ebene vorbereitet 
worden sind (Regalia und Regini 1995: 154). 
13 Die Abkommen sind bei Locke und Baccaro zusammengefaBt. Siehe auch in European 
Industrial Relations Review (236: 15-19). 
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von besonderer Bedeutung, welche wichtigen Veranderungen die Abma-
chungen in den Institutionen der Arbeitnehmerreprasentation auf Betriebs-
ebene durchsetzten und wie sie die Verknupfungen zwischen zentralisierten 
und lokalen Verhandlungen neu definierten. 
Als Institutionen zur Interessenvertretung der Arbeitnehmer auf Betriebs-
ebene waren die friiheren Betriebsausschiisse (Rappresentanze Sindicali 
Aziendali, RSA) von den drei Hauptgewerkschaftsverbanden dominiert. 
Letztere wurden aber zunehmend von autonomen Gewerkschaften und 
militanten Ausschussen der einfachen Mitglieder (COBAS) unter Druck 
gesetzt, die insbesondere die egalitare Lohnpolitik der groBen Gewerk-
schaften ablehnten. Die Reformen von 1993 ersetzten die RSA durch neue 
einheitliche Organisationsstrukturen (Rappresentanze Sindicali Unitarie, 
RSU), die sich nach neuen Wahlbestimmungen zusammensetzen. Zwei 
Drittel der Mitglieder werden von alien Arbeitnehmern gewahlt, ein Drittel 
wird jedoch von den Gewerkschaften ernannt, die zusammen mit den Ar-
beitgebern die Unterzeichner des nationalen Vertrags sind. Diese Ein-
Drittel-Regelung starkt die Position der drei Hauptgewerkschaftsverbande. 
Wie Locke und Baccaro zeigen, wurde sie auf ausdriicklichen Wunsch der 
Arbeitgeber beschlossen, die auf diese Weise sicherstellen wollten, daB es 
eine starke institutionelle Verbindung zwischen den Vereinbarungen auf na-
tionaler und auf Betriebsebene gibt (Locke und Baccaro 1995: 25; auch 
EIRR 209). 
In dem Abkommen von 1993 wurde genau definiert, wie diese Verbin-
dung aussehen sollte. Friiher war das Verhaltnis zwischen den verschiedenen 
Verhandlungsebenen unklar und umstritten (Regalia und Regini 1995: 135). 
Mit den Reformen versuchten die Arbeitgeber, die lokalen Verhandlungen 
zu begrenzen - eine interessante Umkehr des vorherrschenden Trends im 
restlichen Europa, wo die Arbeitgeber auf weniger zentralisierte und mehr 
lokale Verhandlungen drangten. Die Gewerkschaften bestanden darauf, daB 
im Abkommen lokale Verhandlungen erlaubt bleiben. Es wurden aber Be-
schrankungen fiir Verhandlungen auf dieser Ebene eingefuhrt, und sie blei-
ben den branchenweiten Verhandlungen untergeordnet (Locke und Baccaro 
1995: 20, 24). Insbesondere Lohnerhohungen miissen auf Branchenebene 
und entsprechend dem Diskussionsstand zwischen Regierung, Gewerk-
schaften und Arbeitgebern, in dem die voraussichtlichen Inflationsraten 
berucksichtigt werden, entschieden werden. Dabei miissen die lokalen und 
untemehmensbezogenen Zuwachse an die Produktivitat und andere, mit der 
wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit des Unternehmens in Zusammenhang 
stehende Faktoren geknupft sein. Das Abkommen etabliert auch den Primat 
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der Kollektivverhandlungen auf Branchenebene, indem es bestimmt, daB 
Verhandlungen auf Unternehmensebene nur Themen zum Gegenstand haben 
konnen, die nicht identisch mit den Themen sind, die in Branchenvereinba-
rungen geregelt werden (EIRR 236: 15-19). 
ZusammengefaBt bedeutet dies, daB sich durch die jungsten Reformen die 
italienischen industriellen Beziehungen auf das traditionelle deutsche Modell 
zu bewegen. In dem Wunsch, die Inflation zu kontrollieren und die Streik-
haufigkeit zu verringern, unterstiitzen die italienischen Arbeitgeber Veran-
derungen, die in Lohnfragen ein Primat der Branchenvereinbarungen uber 
lokale Vereinbarungen etablieren und - auf Druck der Arbeitgeber - die 
Verbindungen zwischen lokalen Verhandlungsfuhrern und nationalen Ge-
werkschaften starken, indem sie die groBen Gewerkschaftsverbande gegen 
ihre lokalen Rivalen schiitzen. 
2.4 Frankreich 
Das franzosische Arbeitsrecht sieht in Firmen mit 50 oder mehr Beschaftig-
ten Betriebsrate vor. Diese Interessenvertretungen {comites d'entreprise) 
spielen jedoch meist eine ganz andere Rolle als deutsche Betriebsrate: Ge-
werkschaften haben weniger Rechte und viel weniger EinfluB. Und ihr Ein-
fluB und ihre Beteiligung unterscheiden sich in der Bandbreite franzosischer 
Betriebe ganz erheblich. 
Auf Betriebs- und Unternehmensebene werden franzosische Arbeitneh-
mer durch Personalvertretungen {delegations du personnel), Gewerkschafts-
sektionen {sections syndicaux) und Betriebsrate {comites d'entreprise) re-
prasentiert.14 Die Personalvertretungen uberwachen die Unternehmensregeln 
und tragen Beschwerden vor, haben aber kein Verhandlungsmandat. Die 
Reprasentanten der Gewerkschaft konnen in Kollektivverhandlungen ein-
treten und auf andere Weise die Interessen der Arbeitnehmer vertreten; sie 
stellen auch Kandidatenlisten fiir die Wahl zu den Betriebsraten auf. Die 
Betriebsrate wurden 1946 (1975 und 1982 wurden ihre Rechte erweitert) fiir 
Unternehmen mit fiinfzig und mehr Beschaftigten als gewahltes Gremium 
14 Arbeitnehmer in Frankreich sind in Aufsichtsraten nur schwach reprasentiert: zwei Be-
triebsratsmitglieder konnen an Aufsichtsrats- oder Vorstandssitzungen in beratender 
Funktion und ohne Stimmrecht teilnehmen. Bei Staatsunternehmen und bestimmten Un-
ternehmen mit begrenzter Haftung kann eine kleine Zahl von Arbeitnehmerreprasentanten 
stimmberechtigt an Aufsichtsratssitzungen teilnehmen. 
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durch Gesetz eingerichtet und verfugen iiber das Recht auf Information und 
Konsultation. Uber die Betriebsrate konnen die Arbeitnehmer und Gewerk-
schaftsvertreter Informationen iiber die zukiinftigen Plane des Unternehmens 
erhalten. Das gibt ihnen die Gelegenheit, sich zu mobilisieren, wenn sich die 
Notwendigkeit dazu ergibt. In den Betriebsraten selbst fuhrt aber der Be-
triebsleiter den Vorsitz, und die Rate haben keine formalen Rechte auf 
gemeinsame Entscheidungen. Eine Ausnahme bilden hier Fragen, die die 
Fuhrung von sozialen und Gemeinschaftseinrichtungen wie der Kantine, 
Ausfliige und Freizeitaktivitaten betreffen. Dieser letztere Bereich ist in den 
meisten Fallen das Hauptbeschaftigungsgebiet der Betriebsrate, die durch-
schnittlich zwei Drittel ihres Budgets aus den »Sozialprogrammen« der Re-
gierung erhalten; das verbleibende Drittel wird vom Untemehmen gestellt.15 
In einigen GroBunternehmen wie zum Beispiel EDF (der franzosischen 
nationalen Elektrizitatsgesellschaft) sind die Betriebsrate machtige Gremien. 
Ihre Arbeit uberlappt sich oft mit der der Gewerkschaften. Die meisten der 
gewahlten Betriebsratsmitglieder sind Gewerkschafter, die in groBen Betrie-
ben aufgrund ihrer Position im Betriebsrat von ihrer normalen Arbeit freige-
stellt sind. Selbst unter solchen Bedingungen haben die Betriebsrate in der 
Regel nicht versucht, sich iiber die Informationsrechte hinaus umfangreiche-
re Rechte bei der Entscheidungsfindung im Untemehmen anzueignen. Dafiir 
gibt es eine Reihe von Griinden: erstens sind die Arbeitgeber dagegen; 
zweitens sind die franzosischen Gewerkschaften prinzipiell gegen eine 
Beteiligung an Entscheidungen der Untemehmensleitungen - obwohl die 
Gewerkschaft CFDT in der Vergangenheit eine Entscheidungsbeteiligung 
der Arbeitnehmer oder »autogestion« unterstiitzt und sich in den neunziger 
Jahren in eine immer reformistischere Richtung entwickelt hat; und drittens 
ist die Interessenvertretung in den einzelnen Betrieben typischerweise in 
verschiedene im Wettbewerb zueinander stehende Gewerkschaftssektionen 
zersplittert, die ihre Rivalitaten auch manchmal in die Betriebsrate hinein-
tragen.16 
Die relative Wirkungslosigkeit der franzosischen Betriebsrate ist zu ei-
nem groBen Teil die Folge der Struktur der Gewerkschaftsbewegung. In 
sechs groBe und oft einander bekampfende Gewerkschaftsverbande gespal-
ten (CGT, CFDT, FO, CFTC, CGC und FEN), werden intensive ideolo-
15 Industrial Relations Europe, Oktober 1988: 4. 
16 Siehe Ross (1982: 18-19), zur Reduzierung der Arbeitnehmerausschusse auf einen margi-
nalen Status in der Zeit direkt nach dem Krieg, nachdem die Ausschusse durch ein von den 
Gewerkschaften gefordertes Gesetz eingerichtet worden waren. 
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gische und organisatorische Auseinandersetzungen ausgetragen. Seit dem 
Auseinanderbrechen der politischen Koalition zwischen den sozialistischen 
und den kommunistischen Parteien 1977 und dem Bruch zwischen CFDT 
und CGT 1980 geht die Bedeutung der franzosischen Gewerkschaften stetig 
zuriick. Dies hat sich selbst unter den sozialistischen Regierungen, insbeson-
dere bei der CGT, fortgesetzt (Bridgeford 1990). Frankreich ist die einzige 
industrielle Demokratie mit einer geringeren Gewerkschaftsmitgliedschaft 
als die Vereinigten Staaten (inzwischen bei unter zehn Prozent). Selbst wenn 
sie dies gewollt hatten, waren die Gewerkschaften durch ihre Schwache und 
Gespaltenheit kaum in der Lage gewesen, eine erweiterte Mitbestimmung 
voranzutreiben, ob nun iiber die Betriebsrate oder auf andere Weise. 1989 
gewannen bei den Wahlen zu den Arbeitnehmerausschiissen zum ersten Mai 
gewerkschaftlich nicht gebundene Kandidaten den groBten Teil der Positio-
n e d 7 - und dieser Trend hat sich in den folgenden Wahlen fortgesetzt 
(Hancke 1996: 8-9). 
Jede Ausweitung der Partizipation der Arbeitnehmer in Frankreich ist im 
letzten Jahrzehnt entscheidend von den Arbeitgebern angefuhrt worden (und 
nicht - wie im deutschen Fall - aus Verhandlungen hervorgegangen). 
Manager haben verschiedene Formen direkter Partizipation befurwortet, 
einschlieBlich Qualitatszirkel und »expression groups« (Bridgeford 1990; 
Goetschy und Rozenblatt 1992). Solche Programme zielen darauf ab, auf 
Betriebsebene die Betriebsrate zu erganzen, scheinen aber auch die Rolle der 
Gewerkschaften weiter zu unterminieren (Bridgeford 1990: 132-133; Dela-
motte 1988). 
Um das Problem der Interessenvertretung der Arbeitnehmer im Betrieb 
richtig zu verstehen, ist es wichtig, die im Vergleich zur deutschen so unter-
schiedliche franzosische Perspektive, auch der Sozialisten und Gewerk-
schaften, im Auge zu behalten. Jansen und Kissler beschreiben dies wie 
folgt: 
Radikaldemokratische Traditionen, die sich in Frankreich mit einem definitiven 
Individualismus uberlappen, fiihren dazu, da6 im Bereich der industriellen Be-
ziehungen kaum jemals gemeinsame Interessen entstehen. Gemeinsame Interes-
sen werden den Zielen von Individuen oder einzelnen Gruppen geopfert, um die 
eigenen partikularen Interessen im Konflikt mit anderen durchzusetzen. Die De-
17 Die in ganz Frankreich gleichzeitig stattgefundenen Wahlen brachten folgende Ergebnisse: 
gewerkschaftlich nicht gebundene Kandidaten 26,4 Prozent; CGT 25,1 Prozent; CFDT 21 
Prozent; FO 11,2 Prozent; CGC 5,5 Prozent; CFTC 4,6 Prozent; andere 6,3 Prozent. Siehe 
European Industrial Relations Review, September 1990: 6. 
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batte iiber die Betriebsverfassung europaischer Untemehmen ist dafiir typisch. 
Das von Deutschland favorisierte Mitbestimmungsmodell wird in Frankreich 
einhellig abgelehnt. Politische Gruppierungen und Gewerkschaften vertreten den 
Standpunkt, da6 Mitbestimmung dort Harmonie annimmt, wo in Wirklichkeit 
Konflikt herrscht. (Jansen und Kissler 1987: 392) 
Trotz alledem hat es in Struktur und Praxis der Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer wichtige Veranderungen gegeben. Diese begannen mit den 
Auroux-Gesetzen von 1982, die von der damals sozialistischen franzosi-
schen Regierung gefordert wurden und darauf abzielten, die Interessenver-
tretung zu starken und zu regulieren. Paradoxerweise wurde die sich daran 
anschlieBende Starkung der kollektiven Verhandlungen auf Betriebs- und 
Branchenebene und die direkte Partizipation der Arbeitnehmer im Betrieb 
von einem anhaltenden Niedergang der Gewerkschaften begleitet (Goetschy 
und Rozenblatt 1992).18 Obwohl die Auroux-Gesetze Position und EinfluB 
der Betriebsrate/(?rme// gestarkt haben, sind diese Gremien durch die Abwe-
senheit machtiger, einheitlicher Gewerkschaften (die Positionen formulieren, 
Strategien entwickeln und Verhandlungen koordinieren konnen) groBtenteils 
ineffektiv geblieben. Zudem haben die einander bekampfenden Gewerk-
schaftsverbande ebenso wie die Arbeitgeber sehr unterschiedliche Vorstel-
lungen von der Rolle der Betriebsrate. Das Ergebnis ist ein weiter Bereich 
unterschiedlichster Entwicklungen in den verschiedenen Betrieben: von 
»ausgehandelter Modernisierung« iiber Bedeutungslosigkeit bis zur typi-
schen Beschaftigung mit dem Sozialbudget (Tchobanian 1995). 
2,5 Japan 
In Japan gibt es keine Betriebsrate. In gewissem Umfang spielen jedoch 
Betriebsgewerkschaften in groBen Untemehmen eine parallele, wenn auch 
betrachtlich weniger unabhangige Rolle bei der Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer und in der Kooperation von Belegschaft und Management. 
Der Aufbau von Unternehmensgewerkschaften in Japan steht in engem 
Zusammenhang mit der Niederlage der unabhangigen Gewerkschaften. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg erzwangen die amerikanischen Besatzungs-
18 Howell sieht eine direkte Verbindung zwischen der Schwache der Gewerkschaften und 
den Wirkungen der Auroux-Gesetze. Statt Briickenkopfen flir gewerkschaftliche Aktivi-
taten im Untemehmen, hat das Gesetz potentielle Alternativen zur gewerkschaftlichen Or-
ganisierung geschaffen (Howell 1992: 332-333). 
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truppen eine Arbeitsgesetzgebung und die Einrichtung von Industriegewerk-
schaften als Gegengewicht zu den groBen japanischen Mischkonzernen, die 
an der Kriegsproduktion beteiligt gewesen waren. Als Folge stieg im Zeit-
raum von 1945 bis 1949 die Gewerkschaftsmitgliedschaft von 0 auf 56 Pro-
zent der Erwerbstatigen (Cusumano 1985: 138). Die Gewerkschaften waren 
sowohl auf Unternehmensebene verankert wie auch ideologisch festgelegt, 
unter Beteiligung auch der sozialistischen und kommunistischen Orientie-
rungen. Die Bemiihungen der Gewerkschaften, eine unabhangige Gewerk-
schaftsbewegung nach amerikanischen Modell aufzubauen - unter neuen 
Gesetzen, die dem amerikanischen Arbeitsrecht ahnlich waren -, schlugen 
jedoch fehl. Grunde dafur waren zum einen die ideologischen Spaltungen 
zwischen den einzelnen Gewerkschaften und den sich bekampfenden 
Gewerkschaftsverbanden, und zum zweiten der heftige Gegenangriff der 
Arbeitgeber, der sich formierte, nachdem die Besatzungsmacht 1950 ihre 
EinfluBnahme aufgab. 
Als Ergebnis der erfolgreichen Offensive gegen die Gewerkschaften im 
privaten Sektor wurden die aktivistischen Gewerkschaften entweder durch 
angepaBte, untemehmensorientierte Gewerkschaften ersetzt oder unter 
Druck gesetzt, in Zukunft eine kooperative, untergeordnete Rolle einzuneh-
men. Cusumano beschreibt dies wie folgt: »Die Industriegewerkschaften 
hatten vielleicht Uberlebt, wenn Manager und Angestellte mit Ambitionen 
auf Fuhrungspositionen sich in den fiinfziger Jahren nicht zusammen-
geschlossen hatten, um die Gewerkschaftsverbande zu zerstoren und durch 
Unternehmensgewerkschaften zu ersetzen« (Cusumano 1985: 139). Der Er-
folg der Arbeitgeber zu jener Zeit griindete sich nicht nur auf ihre uberlege-
ne Starke, sondern auch darauf, daB sie alte gewerkschaftliche Forderungen 
wie Beschaftigungssicherheit und verbesserten EinfluB der Gewerkschaften 
auf Betriebsebene ubernahmen (Kenney und Florida 1988: 127-129). Seit 
der Niederlage der unabhangigen Gewerkschaften im Privatsektor in den 
fiinfziger und sechziger Jahren sind die japanischen industriellen Beziehun-
gen durch Stabilitat, Unternehmensgewerkschaften, Dominanz des Manage-
ments und kooperative Beziehungen zwischen Management und Gewerk-
schaften gekennzeichnet. Dies schlieBt die Integration der Gewerkschaften 
in den EntscheidungsprozeB des Managements, insbesondere auf unterer 
Ebene, ein. Die kooperativen Beziehungen sind durch die weitverbreitete 
Einrichtung von gemeinsamen Konsultationsausschussen von Management 
und Unternehmensgewerkschaften weiter gestarkt worden. 
In der Analyse vieler Beobachter erscheint die kooperative Beziehung 
zwischen Gewerkschaft und Management, innerhalb derer die Gewerk-
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schaften ihre Aufgabe darin sehen, Arbeitsreorganisation zu erleichtern und 
die Belegschaft fur verbesserte Produktivitat zu motivieren, als der entschei-
dende Faktor ftir den Erfolg der japanischen Industrie (Altshuler et al. 1984; 
Marshall 1987; Kenney und Florida 1988; Kuwahara 1993). 
Das Prinzip der »schlanken Produktion«, das auch das deutsche Man-
agement beeinfluBt hat, steht in engem Zusammenhang mit den Unterneh-
mensgewerkschaften. Eishi Fujita vertritt zum Beispiel die Auffassung, daB 
Toyotas Erfolg entscheidend auf die Unternehmensgewerkschaften zuriick-
zufuhren ist - und Toyota ist nicht nur der groBte Autohersteller, sondern 
iiberhaupt das groBte japanische Unternehmen: 
Der wichtigste Faktor im Toyota-System sind die industriellen Beziehungen, die 
auf wechselseitigem Vertrauen zwischen Management und Belegschaft beruhen. 
Ohne sie ware das Produktionssystem von Toyota unmoglich gewesen. Nicht 
nach der Errichtung des Toyota-Produktionssystems, sondern nach der Zersto-
rung einer militanten Industriegewerkschaft wurden die kooperativen industriel-
len Beziehungen etabliert. Die unabhangige Industriegewerkschaft bei Toyota 
verwandelte sich in eine gefiigige Unternehmensgewerkschaft, und deren Nie-
derlage bildete einen Wendepunkt in der industriellen Entwicklung der friihen 
fiinfziger Jahre. (Fujita 1988: 9-10) 
Entscheidend fiir den Erfolg der Arbeitsorganisation und Umstrukturierung 
in der verarbeitenden Industrie in Japan ist die Rolle des Vorarbeiters, der 
die Belegschaft mobilisiert und ihre Bedurfnisse und Vorschlage nach oben 
weitergibt (Fujita 1988: 11). An dieser Stelle wird auch die Bedeutung der 
Unternehmensgewerkschaft sichtbar. Die Gewerkschaftsfuhrung wird ub-
licherweise aus den Reihen der Vorarbeiter und Vorgesetzten der nachsten 
Stufe zusammengesetzt. In der Autoindustrie sieht dies laut Dohse, Jurgens 
und Malsch folgendermaBen aus: 
Den japanischen Automobilunternehmen ist es in der Vergangenheit sogar ge-
lungen, dieselben Personen, die als Vorgesetzte Arbeitseinsatz und Flexibiltat 
durchzusetzen hatten, in Gewerkschaftspositionen die Interessen der Arbeitneh-
mer vertreten zu lassen. (Dohse et al. 1985: 139) 
Dies ist die Ebene, auf der die Integration der Gewerkschaft in den Ent-
scheidungsprozeB des Managements stattfindet. Die Gewerkschaft agiert als 
Arm des Managements, und Gewerkschaftsfuhrer haben oft eine Man-
agerkarriere vor sich. Die Gewerkschaft ist deshalb in das Management in-
tegriert, weil die Gewerkschaftsfuhrung oft das Management ist. Der 
Vorarbeiter und sein Vorgesetzter haben betrachtlichen Spielraum in Fragen 
des Personaleinsatzes, der Lohnhohe, bei Beforderungen und der Arbeits-
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organisation auf Betriebsebene. Dabei konnen diese Manager der unteren 
Ebene ihre Entscheidungen oft zugleich in ihrer Eigenschaft als Reprasen-
tanten des Managements und der Gewerkschaft fallen. 
In Japan sind Arbeitnehmer in der verarbeitenden Industrie typischer-
weise in Teams organisiert - eine neue Struktur, die uberall hin exportiert 
und erfolgreich kopiert worden ist, von dem beruhmten GM-Toyota-Betrieb 
NUMMI in Kalifornien bis hin zu Opels neuer Produktionsstatte in Eise-
nach. Die Teams dienen verschiedenen Zwecken: sie machen einen flexi-
bleren Arbeitskrafteeinsatz moglich; sie erleichtern die Jobrotation und die 
Anreicherung der Tatigkeiten, was den Arbeitnehmem einen umfangreicheren 
Aufgabenbereich zuweist und FlieBbandarbeit interessanter macht; und sie 
unterstutzen die Bemuhungen von einzelnen und Gruppen, die Produk-
tionsverfahren zu verbessern (genannt kaizen oder standige Verbesserung), 
sowie die Anhebung der Produktionsstandards. Der Vorarbeiter, der wie wir 
gesehen haben, oft ein Reprasentant der Gewerkschaft ist, spielt in dem 
Team eine Fuhrungsrolle. 
Der auBerordentliche Erfolg der japanischen verarbeitenden Industrie 
zeigt sich in ihrer trotz der seit den neunziger Jahren aufgetretenen wirt-
schaftlichen Probleme ungebrochen starken Position auf den Weltmarkten in 
einer ganzen Reihe von Branchen. Aber obwohl es Teamarbeit, Partizipation 
und kooperative Beziehungen zwischen Gewerkschaft und Management 
gibt, ist das Leben im Betrieb in vielerlei Hinsicht sehr hart. Sowohl im 
Team als auch zwischen den Teams herrscht intensiver Wettbewerb, denn 
das Management wird durch nichts in seinem Vorrecht beschrankt, Bonus-
zahlungen und Beforderungen zuzuweisen (Dohse et al. 1985). Satoshi 
Kamata hat aus erster Hand eine packende Beschreibung des intensiven 
Drucks, des enormen Arbeitstempos, der langen Arbeitszeiten und der Ab-
wesenheit von individuellen oder Gruppenrechten in einem groBen Toyota-
Werk gegeben (Kamata 1973). Und Hikari Nohara schreibt iiber die physi-
sche und psychische Erschopfung japanischer Automobilarbeiter, die einer 
standigen Intensivierung der Arbeit sowie langen Tages-, Wochen- und Jah-
resarbeitszeiten ausgesetzt sind und kein Sozial- und Privatleben auBerhalb 
des Unternehmens haben (Nohara 1988). AuBerhalb der groBen Konzerne 
sind die Lohne viel niedriger, und es gibt typischerweise weder Beschaf-
tigungssicherheit noch Unternehmensgewerkschaften. Hier setzt sich die 
Belegschaft hauptsachlich aus Frauen, die von hoherbezahlten Arbeiten 
traditionell ausgeschlossen sind, aus alteren und solchen Arbeitnehmem 
zusammen, denen es nicht gelungen ist, sich einen stabilen Arbeitsplatz in 
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einem GroBunternehmen zu sichern. Es herrschen entsprechend rauhe 
Arbeitsbedingungen, und es gibt keine formelle Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer. 
Der industrielle Erfolg Japans kann allerdings nicht nur dadurch erklart 
werden, daB ein System von ineinandergreifenden Beziehungen zwischen 
Management und Gewerkschaften in den Kernunternehmen, gestutzt auf 
»Ausbeutung« der Zulieferer, die intensive Mobilisierung der Arbeitnehmer 
ermoglicht. Uberall in der Welt - in entwickelten und sich entwickelnden 
Landern - sind Industriearbeiter in der Massenproduktion vergleichbarem 
Druck ausgesetzt, ohne daB dabei ahnliche Resultate herauskamen. Offenbar 
spielt in Japan auch der Staat eine wichtige Rolle bei der Koordinierung der 
industriellen Entwicklung und der Vorbereitung der japanischen Industrie 
auf massive und erfolgreiche Exportkampagnen (Johnson 1982, 1983; Tyson 
und Zysman 1989). Die entscheidende Komponente des japanischen Erfolgs 
ist jedoch wahrscheinlich die Integration von flexibler Produktion und 
Arbeitsorganisation. Die intensive Beziehung zwischen Management und 
Gewerkschaft ermoglicht die Integration einer Reihe von Elementen, die 
zusammen eine hochmotivierte, flexible und produktive Belegschaft her-
vorbringen. Zu diesen gehort Beschaftigungssicherheit fiir den Kern der 
Belegschaft, Teamarbeit, arbeitsplatzubergreifende Ausbildung, Jobrotation, 
Integration von Funktionen, Just-in-time-Zulieferung und Moglichkeiten fiir 
die Belegschaft, sich durch Verbesserungsvorschlage und innerhalb von 
Arbeitsgruppen zu Wort zu melden. Die japanische Art der Organisation der 
Produktion ist so erfolgreich und uberzeugend gewesen, daB viele ihre 
rasche Verbreitung und schlieBliche Vorherrschaft gegeniiber der traditionell 
organisierten Massenproduktion vorausgesagt haben. Womack, Jones und 
Roos zum Beispiel sehen in der »schlanken Produktion« der japanischen 
Autoindustrie ein neues Paradigma, das die Massenproduktion ersetzen und 
»die Welt verandern« wird (Womack et al. 1990: 21). 
Obwohl die Konsultation zwischen Management und Gewerkschaft ein 
wichtiger Teil des japanischen Produktionssystems ist, sind die Rechte der 
Gewerkschaften auf Betriebsebene deutlich von der deutschen Mitbestim-
mung entfernt. Letztere erfaBt einen viel groBeren Teil der Wirtschaft, wah-
rend die industriellen Beziehungen in kleinen japanischen Unternehmen eher 
denen im nicht gewerkschaftlich organisierten Bereich in den Vereinigten 
Staaten ahneln. Sie garantieren den Gewerkschaften aber auch eine viel star-
kere und autonomere Rolle im betrieblichen EntscheidungsprozeB. In Japan 
sind die Gewerkschaften selbst in den Kernunternehmen, in denen sie in 
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standige Konsultationen mit dem Management eingebunden sind, nicht in 
der Lage, unabhangige Vorschlage zur Arbeitsorganisation zu machen. 
Deutschmann driickt dies so aus: 
... in der Regel verfiigen Reprasentanten der Gewerkschaften nicht iiber genug 
Informationen und Kompetenz, um Vorschlagen des Managements wirksam ent-
gegentreten zu konnen. Folglich hat die Beteiligung der Gewerkschaften haupt-
sachlich die Funktion, Akzeptanz gegeniiber der neuen Technologie vorzuberei-
ten und eine Atmosphare der Kooperation zu deren Implementation zu schaffen; 
gleichberechtigte Verhandlungen gibt es nicht. (Deutschmann 1987: 470) 
Hier soil jedoch auch erwahnt werden, daB die neuere japanische Forschung 
beginnt, die ubliche Sichtweise japanischer Gewerkschaften als unterwurfig 
und gefugig in Frage zu stellen. Eine neue Forschergeneration hat die aus-
gesprochen aktive Rolle der Gewerkschaften in den Verhandlungen iiber 
Beschaftigungssicherheit und die allgemeine Richtung der industriellen Um-
strukturierung dokumentiert (Kume 1996; auch Hiwatari 1999). Unter ver-
gleichender Perspektive ist es in der Tat bemerkenswert, was Arbeitgeber 
bereit sind zuzugestehen, um Entlassungen zu vermeiden - bis hin zur Ein-
richtung von Tochtergesellschaften, um die uberflussigen Arbeitskrafte auf-
zunehmen. 
Nobuhiro Hiwataris Analyse der industriellen Beziehungen in den turbu-
lenten siebziger Jahren zeigt, wie der starke Anpassungsdruck in den groBen 
Unternehmen zu einer Intensivierung der Kooperation zwischen Manage-
ment und Gewerkschaften fiihrte (Hiwatari 1999: 8). Er stellt fest, daB die 
Unternehmen die aktive Kooperation der Gewerkschaften bei der Imple-
mentation der Anpassungen suchten und es den Gewerkschaften gelang, im 
Austausch fur diese Kooperation der Beschaftigungssicherheit einen hohen 
Rang zu sichern. Wie viele andere Untersuchungen ebenfalls gezeigt haben, 
konnten die Untemehmensgewerkschaften auf sehr erfolgreiche Weise zur 
Erhaltung der Beschaftigungssicherheit beitragen (siehe Ishikawa 1984: 
280-281; Taira und Levine 1985:277-282). Es gehort allerdings zu den 
Folgen dieser Politik, daB die Anpassungskosten dem ungeschutzten sekun-
daren Arbeitsmarkt aufgeburdet wurden (Deutschmann 1987: 472). 
Laut Hiwatari hat der enorme Anpassungsdruck der siebziger Jahre auch 
zu einer Machtverschiebung innerhalb der Gewerkschaftsbewegung beige-
tragen. Dabei ist die Gewerkschaftsfuhrung auf Untemehmensebene immer 
wichtiger geworden, da sie zunehmend um Hilfe gebeten wurde, Konflikte 
zwischen Gewerkschaften auf Betriebsebene zu vermitteln. Dies trug wie-
derum zu einer Konsoldierung und Starkung der (kooperativen) Gewerk-
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schaften aus dem Exportsektor gegenuber den militanteren Gewerkschaften 
im offentlichen Sektor bei. Ihren Hohepunkt erreichte diese Entwicklung 
schlieBlich in jenem Wechsel, in dem der gemaBigte Rengo-Bund den im 
offentlichen Sektor dominierenden Soyho-Bund abloste (Hiwatari 1999). 
Diese Veranderungen haben die Unternehmensgewerkschaften, mit ihrer 
Integration in den Entscheidungs- und SteuerungsprozeB des Managements, 
zu einem wichtigen Faktor in der relativen Stabilitat der japanischen in-
dustriellen Beziehungen und der »permanenten Umstrukturierung« der ja-
panischen Industrie in den vergangenen dreiBig Jahren gemacht. Weil 
Gewerkschaften und Management Hand in Hand arbeiten, hat es fiir die 
Unternehmen keinen Anreiz gegeben, die Rolle der Gewerkschaften anzu-
greifen, wie dies in GroBbritannien und den Vereinigten Staaten geschehen 
ist. Nicht nur der Umstand, daB die Vertreter der Gewerkschaften und die 
Manager auf den unteren Ebenen oft dieselben Personen sind, wirkt sich hier 
positiv aus, sondern auch die Existenz von Konsultationsausschussen von 
der niedrigsten bis zur hochsten Ebene des Unternehmens (Dyer, Salter und 
Webber 1987: 115-118; Taira und Levine 1985: 295-296). Das Ergebnis ist 
eine relativ problemlose Umstrukturierung der Arbeit und stabile industrielle 
Beziehungen. 
Trotz der vielen Hinweise in jiingster Zeit auf wichtige Veranderungen in 
den japanischen Arbeitsbeziehungen und ein neues BewuBtsein bei jungen 
Arbeitnehmern sehen wir bisher keine Beweise fiir grundsatzliche Verande-
rungen in diesem dualen System aus Unternehmensgewerkschaften als Kern 
und nicht gewerkschaftlich vertretenen Arbeitnehmern an der Peripherie 
(Kuwahara 1993; und neuere Interviews der Autoren mit japanischen Ar-
beitnehmern). Wie bereits erwahnt, haben die wirtschaftlichen Turbulenzen 
der vergangenen Jahrzehnte - wenn uberhaupt - die alte Zielrichtung eher 
bestatigt. Sie haben aber auch die Rolle und den EinfluB kooperativer Unter-
nehmensgewerkschaften gestarkt und Veranderungen auf nationaler Ebene 
bewirkt, die die alten Muster aufrechterhalten. 
2,6 Zusammenfassung 
In der Zusammenschau der Entwicklungen von Institutionen und Gebrau-
chen der industriellen Beziehungen in den groBen Industriegesellschaften 
zeichnen sich drei allgemeine Trends ab. Diese wiederum werfen ein klare-
res Licht auf die entscheidenden Merkmale der deutschen Mitbestimmung 
und des deutschen »dualen« Systems der industriellen Beziehungen. 
176 Deutsche Mitbestimmung im internationalen Vergleich 
1. In den meisten dieser Lander stellen wir ein starkes und zunehmendes 
Interesse der Arbeitgeber an stabilen und zuverlassigen Gesprachs-
partnern auf Gewerkschaftsseite fest, einschlieBlich einer starken Prafe-
renz fiir eine einheitliche Interessenvertretung der Arbeitnehmer auf 
Betriebsebene. Die Nachteile einer Vielfalt von Gewerkschaften ist in der 
gegenwartigen wirtschaftlichen Umstrukturierung offensichtlicher als 
zuvor. Diese Nachteile zeigen sich am deutlichsten in Frankreich und 
GroBbritannien. In diesen beiden Fallen gibt es zahlreiche Initiativen der 
Arbeitgeber, solche Spaltungen zu iiberwinden: in GroBbritannien durch 
Vereinbarungen mit nur einer Gewerkschaft fiir einen Betrieb und in 
Frankreich (nach dem Niedergang der Gewerkschaften) durch die ver-
mehrte Einrichtung von Qualitatszirkeln. Die Entwicklung in Italien kann 
als Variation zu diesem Thema verstanden werden, insbesondere die 
Bemiihungen der Arbeitgeber, die »reprasentativen« Gewerkschaften ge-
gen die militanteren Konkurrenten auf Betriebsebene zu stiitzen. Japan 
und die Vereinigten Staaten konnen gegenwartig mit einer einheitlicheren 
Interessenvertretung auf Betriebsebene aufwarten. Die Struktur der tradi-
tionellen gewerkschaftlichen Rechte in den Vereinigten Staaten ist jedoch 
fiir eine Umstrukturierung der Produktion eher hinderlich, was auf Japan 
nicht zutrifft. 
2. Trotz der vorherrschenden Rhetorik von »Deregulierung« zeigt die 
Wirklichkeit ein gemischteres Bild der heutigen Trends in den indu-
striellen Beziehungen. Im Licht der herrschenden Deregulierungs-/De-
zentralisierungs- und Konvergenztheorien ist Italien der ungewohnlichste 
Fall. Hier haben in jungster Zeit substantielle Veranderungen in Institu-
tionen und Praktiken der industriellen Beziehungen hin zu einer starkeren 
Zentralisierung stattgefunden. Ein anderes, wenn auch weniger drama-
tisches Beispiel ist Japan. Dort hat der Anpassungsdruck der siebziger 
Jahre zu einem Machtwechsel von der gewerkschaftlichen Interessenver-
tretung im Betrieb zu den Unternehmensgewerkschaften gefiihrt. Diese 
haben dann eine wichtige Rolle bei der Koordinierung der betrieblichen 
Anpassungen in Japans ausgedehnten Unternehmensbereichen gespielt. 
In den Fallen, in denen die traditionellen Gewerkschaften deutlich an 
Mitgliedern und EinfluB verloren haben (insbesondere in Frankreich und 
den Vereinigten Staaten), hat zum Teil der Staat eingegriffen, um die re-
gulatorische LUcke zu schlieBen. In diesen Fallen bemiihen sich die Ar-
beitgeber darum, neben oder auch im Gegensatz zu den traditionellen 
Gewerkschaftskanalen neue Formen der Interessenvertretung der Arbeit-
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nehmer zu etablieren. Allerdings sind die Ergebnisse der vom Manage-
ment dominierten Initiativen keineswegs immer positiv. 
3. In alien der beschriebenen Lander wird heute nach neuen Wegen gesucht, 
das Verhaltnis zwischen betrieblicher und uberbetrieblicher Interessen-
vertretung der Arbeitnehmer neu zu bestimmen. Wo dieses Verhaltnis 
traditionell unklar und umstritten war, wie etwa in GroBbritannien, sind 
die Arbeitgeber in der Regel bestrebt, den EinfluB uberbetrieblicher Ge-
werkschaften zu beschneiden, oft durch Riickzug aus uberbetrieblichen 
Tarifverhandlungen. In anderen Fallen, etwa in Italien, haben sich die 
Arbeitgeber dagegen zu einer erneuten Zentralisierung der Lohnverhand-
lungen bereitgefunden. Gleichzeitig haben sie Initiativen zur Klarung des 
Verhaltnisses zwischen betrieblichen und uberbetrieblichen Verhandlun-
gen unterstiitzt, vor allem insoweit als diese auf eine Unterordnung der 
ersteren unter die letzteren hinausliefen. Diese Veranderungen waren 
insbesondere in Italien begleitet von MaBnahmen zum Schutz der Indu-
striegewerkschaften vor Konkurrenz durch betriebliche Splitterorganisa-
tionen. 
Der internationale Vergleich unterstreicht damit die Starken der deutschen 
Mitbestimmung und des »Dualismus« im deutschen System der industriellen 
Beziehungen. Insbesondere zeigt er, wie die deutsche Trennung der Ver-
handlungskompetenzen von Betriebsraten und Industriegewerkschaften ei-
nige der typischen Probleme von Landern lost, in denen dieselben Gegen-
stande auf verschiedenen Ebenen verhandelt werden und eine Einigung auf 
der einen Ebene fiir die andere nicht notwendig bindend ist. Der Vergleich 
unterstreicht ebenfalls die Bedeutung starker faktischer Verbindungen zwi-
schen der Interessenvertretung von Arbeitnehmern innerhalb und auBerhalb 
des Betriebes (hier ist Italien wiederum ein gutes Beispiel). Dabei wird 
deutlich, welche Probleme dort auftreten, wo die betriebliche Interessenver-
tretung unabhangig von und im Wettbewerb mit gewerkschaftlicher Inter-
essenvertretung auBerhalb des Betriebes funktionieren muB. 
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3 Die deutsche Mitbestimmung in vergleichender 
Perspektive: Lander mit ahnlichen und 
kontrastierenden Formen der Mitbestimmung 
In diesem Abschnitt vergleichen wir die deutsche Mitbestimmung mit pa-
rallelen Institutionen und Prozessen, wie sie in ausgewahlten europaischen 
Landern wie Osterreich, Belgien, Danemark, den Niederlanden und Schwe-
den zu finden sind. Insbesondere werden wir untersuchen, was die verfiig-
bare Literatur iiber die jeweiligen Starken und Schwachen dieser alternativen 
betriebsratahnlichen Systeme zu sagen hat. Dies dient uns als Grundlage, um 
die kennzeichnenden Merkmale (und die damit verbundenen Starken und 
Schwachen) der deutschen Version der Mitbestimmung und des »dualen« 
Systems als Ganzem zu bewerten. 
Hier werden wir auch auf die Dimensionen der institutionellen Leistung 
in bezug auf Arbeitsorganisation, Beschaftigungspolitik, Aus- und Weiter-
bildung und Unternehmenssteuerung eingehen. Dieser Abschnitt wird eben-
falls die nationalen Unterschiede in den Verbindungen zwischen Betriebs-
raten (oder Arbeitnehmerausschussen) und iibergreifenden Institutionen der 
Kollektivverhandlungen behandeln. Insbesondere interessiert uns, wie sich 
in den verschiedenen Landern der intensivierte internationale Wettbewerb 
und die zunehmenden Forderungen nach »Flexibilitat« auf dieses Verhaltnis 
zwischen den beiden Ebenen ausgewirkt haben. 
3.1 Die Niederlande 
In Ursprung und Entwicklung unterscheidet sich das hollandische Betriebs-
ratesystem deutlich von dem deutschen. 1950 wurden in den Niederlanden 
die Betriebsrate als Kommunikationskanale von den Arbeitgebern zu den 
Arbeitnehmern mit dem vorrangigen Ziel eingesetzt, die wirtschaftliche Lei-
stung des Unternehmens zu verbessern (Rogers und Streeck 1994: 118). Es 
gehorte nicht zu den Aufgaben des Betriebsrats, die Interessen der Arbeit-
nehmer zu vertreten, da deren Vertretung allein den Gewerkschaften zuge-
dacht war (Visser 1995 a: 89). Erst mit dem entsprechenden Gesetz Wet op 
de Ondernemingsraden (WOR) von 1971 wurde die Vertretung der Arbeit-
nehmerinteressen den Aufgaben des Betriebsrats hinzugefiigt. Aber auch das 
neue Gesetz belieB den Vorsitz beim Arbeitgeber. Die Betriebsrate erhielten 
jetzt eine doppelte Aufgabe: die Konsultation mit den Beschaftigten des 
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Unternehmens sowie ihre Representation im Interesse eines optimalen 
Funktionierens des Unternehmens zu organisieren (WOR 1971, in: Visser 
1995a: 91). Eine Anderung des WOR im Jahr 1979 nahm dem Arbeitgeber 
schlieBlich den Vorsitz im Betriebsrat. Seitdem setzen sich Betriebsrate aus-
schlieBlich aus Arbeitnehmern zusammen und sollen explizit deren Interes-
sen vertreten. 
Trotz dieser Unterschiede in Ursprung und Weiterentwicklung sind die 
formalen institutionellen Merkmale der Betriebsrate in den Niederlanden 
denen in Deutschland sehr ahnlich. Das heiBt: gesetzlich gesicherte Rechte 
des Betriebsrats mit umfassender Mitbestimmung in bestimmten Fragen; 
Betriebsrat als nicht von den Gewerkschaften eingerichtete Institution, die 
von der gesamten Belegschaft gewahlt wird und diese insgesamt vertritt; Be-
schrankungen des Wirkungsbereichs des Betriebsrats, die es ihm verbieten, 
Streiks auszurufen und Verhandlungen in Bereichen zu fuhren, die bereits 
durch zentrale Abkommen der Gewerkschaften abgedeckt werden.19 
tiber die wirtschaftlichen Effekte hollandischer Betriebsrate scheint wenig 
bekannt zu sein. Jelle Visser stellt fest, da6 ihm keine empirischen Unter-
suchungen iiber den EinfluB der hollandischen Betriebsrate auf Produktivitat 
oder Profitability von Unternehmen bekannt sind (Visser 1995a: 110). Dem 
mochten wir hinzufiigen, daB wir auch keine Untersuchungen entdecken 
konnten, die die Effekte der niederlandischen Betriebsrate mit denen von 
Betriebsraten in anderen Landern verglichen hatten. Unter den Akteuren 
scheint jedoch allgemeines Einvernehmen dariiber zu bestehen, daB die Be-
triebsrate die Qualitat der Unternehmensentscheidungen verbessert haben 
(Visser 1995a: 110, 111), obwohl es - wie in Deutschland - auch einen 
Konsens dariiber gibt, daB der EntscheidungsprozeB selbst langer dauert. 
Visser nennt groBere Sicherheit und Fairness als zwei weitere wesentliche 
Vorteile der Mitbestimmung fiir die Arbeitnehmer. Zu den allgemeineren 
sozialen Vorteilen gehoren weniger Konflikte, starkere Bindung der Arbeit-
nehmer an ihre Arbeit und mehr Investitionen in die Ausbildung (Visser 
1995a: 110, 111).20 
19 Dazu Visser (1995a); Rogers und Streeck (1994); EIRR 261 (Oktober 1995: 15), fur einen 
Uberblick iiber die Gebiete, in denen Konsultations- und Mitbestimmungsrechte bestehen; 
EIRR (Juli 1994: 24-26) iiber Lohnverhandlungen. 
20 Die verfugbaren Untersuchungen zeigen jedoch, daB der EinfluB der Betriebsrate auf Ent-
scheidungen der Unternehmen im Bereich der Sozial- und Personalpolitik am groBten und 
im Bereich der finanziellen und wirtschaftlichen Entscheidungen am schwachsten ist 
(Looise 1989: 105). Und obwohl seit den siebziger Jahren der EinfluB der Betriebsrate in 
alien Bereichen zugenommen hat, werden sie am starksten am Ende des Prozesses, in der 
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Zwar sind die wirtschaftlichen Auswirkungen der hollandischen Form der 
Mitbestimmung kaum erforscht. Demgegenuber ist aber der politischen 
Dynamik im Verhaltnis zwischen Gewerkschaften und Betriebsraten im 
Vergleich zu anderen Landern in jiingster Zeit etwas mehr Aufmerksamkeit 
geschenkt worden. So haben Hancke und Slomp (1999) den dramatischen 
Mitgliederverlust bei den Gewerkschaften in den letzten zwei Jahrzehnten 
auf deren relative Schwache in den Betriebsraten und im Betrieb allgemein 
zuruckgefUhrt. Dieser politische Unterschied bleibt trotz der Ahnlichkeiten 
im formalen Arrangement bestehen: in den Niederlanden sind Betriebsrate, 
wie in Deutschland, formell von den Gewerkschaften unabhangig und wie in 
Deutschland verpflichtet, mit den Unternehmensleitungen zusammenzu-
arbeiten. Der »Dualismus« ist in den beiden Landern politisch jedoch ganz 
unterschiedlich zum Tragen gekommen. In Deutschland sind die Gewerk-
schaften in den Betriebsraten sehr prasent, wahrend die hollandischen Ge-
werkschaften eine viel diirftigere, unklarere Beziehung zu den Betriebsraten 
haben. Dieser Unterschied ist zum Teil auf die Funktion von Institutionen, 
insbesondere im Wettbewerb zwischen den Gewerkschaften zuriickzufuhren 
(Visser 1995b: 50; Looise 1989). Zum Teil ist er aber auch eine Folge un-
terschiedlicher strategischer Entscheidungen der Gewerkschaften und ins-
besondere des hochzentralistischen Ansatzes, auf den die hollandischen 
Gewerkschaften sich in den funfziger Jahren festgelegt haben. Damit tiber-
lassen sie den Bereich des Unternehmens dem Arbeitgeber im Austausch fiir 
ihre politische Beteiligung auf Branchen- und nationaler Ebene (Hancke und 
Slomp 1999). 
Der Trend der achtziger Jahre zur Dezentralisierung von Verhandlungen 
hat demnach die hollandischen Gewerkschaften harter getroffen als die Ge-
werkschaftsverbande anderer Lander, die ihre betrieblichen Organisations-
strukturen und die Verbindungen dorthin aufrecht erhalten hatten. Dies 
scheint sich jedoch auch in den Niederlanden zu andern. So bekampfte der 
groBte Gewerkschaftsverband der Niederlande (Federatie Nederlandse Vak-
beweging - FNV) urspriinglich die Gesetzgebung zu den Betriebsraten von 
1979, weil in ihr die Kooptation der Arbeitnehmer festgelegt wurde. Inzwi-
Implementationsphase, einbezogen, wo ihre Einwirkungsmoglichkeit auf das Gesamter-
gebnis nicht mehr so groB ist (Looise und de Lange 1987, zitiert in Visser 1995a: 94). In 
weniger als zehn Prozent der Falle stimmen Management und Betriebsrate uberein, da6 
der Betriebsrat in strategischen Entscheidungen eine wichtige Rolle spielt (Visser 
1995a: 95). All diese Beobachtungen sind denen, die fur Deutschland angestellt werden, 
sehr ahnlich. 
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schen aber beflirwortet der Verband Reformen des Betriebsrats zur Starkung 
der Bindungen zwischen Gewerkschaft und Betriebsrat (European Industrial 
Relations Review 102, Juli 1994: 24-26). 
3.2 Belgien 
In Belgien finden kollektive Verhandlungen meist auf der nationalen oder 
Branchenebene statt. Im Unterschied zu den Niederlanden haben sich die 
Gewerkschaften sowohl auf der zentralen wie auch auf der lokalen Ebene 
erfolgreich organisiert (siehe Hancke und Slomp 1999). Auch auf Betriebs-
ebene operieren Interessenvertretungen der Gewerkschaften, wo sie Verein-
barungen aushandeln durfen, die dann nationale Abkommen erganzen (IDE 
1993:30). Die anerkannte Gewerkschaftsvertretung im Unternehmen 
(syndicale afvaardiging) hat einen wichtigeren Status als die vorgeschriebe-
nen Betriebsrate. Dennoch ist der Unterschied zwischen diesen beiden oft 
nur schwer festzustellen, da nur Gewerkschaftsmitglieder dem Betriebsrat 
angehoren konnen (Visser 1995b: 49). Obwohl die Syndicale ajvaardigingen 
erst in den siebziger Jahren per Gesetz anerkannt wurden, haben sie eine 
starke und autonome Position erreicht und werden traditionell als die wich-
tigsten Reprasentanten der Arbeitnehmer betrachtet (Huiskamp 1995b: 158). 
Die gesetzlich vorgeschriebenen Betriebsrate wurden 1948 eingerichtet. 
Unter Androhung rechtlicher Sanktionen ist jedes Unternehmen mit mehr 
als fiinfzig Beschaftigten verpflichtet, einen Betriebsrat einzurichten. Der 
Arbeitgeber sitzt dem Betriebsrat vor, der sich aus Vertretern des Unter-
nehmens und der Beschaftigten zusammensetzt. Fur die letzteren ist die 
Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft die Voraussetzung, um Betriebsrats-
mitglied werden zu konnen. Die Gewerkschaften prasentieren zu den Be-
triebsratswahlen eine Kandidatenliste, iiber die die gesamte Belegschaft 
(also auch nicht gewerkschaftlich organisierte Arbeitnehmer) abstimmen 
kann. 
Was ihre Rechte angeht, so mussen Betriebsrate iiber finanzielle und 
wirtschaftliche Fragen informiert werden und konnen bei wirtschaftlichen 
und Personalentscheidungen beratend einwirken. Ihre Zustimmung ist aber 
nur in weniger wichtigen Fragen erforderlich (zum Beispiel in Fragen des 
Urlaubs oder der Personalausstattung; Looise 1989, Anhang 4). Zwischen 
1977 und 1987 wurden die Informations- und Konsultationsrechte des Be-
triebsrats erweitert. Zusatzlich erhielt er eine neue Kontrollfunktion hin-
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sichtlich der betrieblichen Auswirkungen von MaBnahmen zur wirtschaft-
lichen Wiederbelebung (IDE 1993: 30). 
Anders als die hollandischen »verlie6en« die belgischen Gewerkschaften 
nie die lokale Ebene. Nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelten sie ihre ei-
gene Strategic, die Arbeitnehmer sowohl auf der lokalen wie auf der natio-
nalen Ebene zu vertreten und zu mobilisieren (Hancke und Slomp 1999). 
Daher hatte die Dezentralisierung der achtziger Jahre auf die belgischen 
Gewerkschaften einen ganz anderen EinfluB als auf die hollandischen. 
Hancke vertritt die Auffassung, daB die in den achtziger Jahren begonnene 
wirtschaftliche und industrielle Umstrukturierung fiir die Gewerkschaften in 
Belgien viel unproblematischer verlief als in anderen Landern (Hancke 
1996: 2). Wie in Deutschland und Schweden gab es starke lokale Gewerk-
schaftsorganisationen, die sicherstellten, daB in der Reorganisation der Pro-
duktion die Interessen der Arbeitnehmer (und der Gewerkschaften) beriick-
sichtigt wurden (Hancke und Slomp 1999: 3). Aufgrund der engen Bindung 
zwischen Gewerkschaft und Betriebsraten verfiigen die lokalen Gewerk-
schaftsorganisationen iiber Kanale, durch die sie Umstrukturierungen be-
einflussen konnen (Hancke 1996: 18). Diese Verbindung zu den Gewerk-
schaften kompensiert die Tatsache, daB die belgischen Betriebsrate »auf dem 
Papier« keine starke Position haben. Durch die gemeinschaftliche Kontrolle 
durch Arbeitgeber und Gewerkschaften verhindert sie auch, daB sich die 
Betriebsrate zu paternalistischen Gremien entwickeln. Vielmehr wird gerade 
auf Betriebsebene eine »ausgehandelte« Sozialpartnerschaft gefordert. 
33 Schweden 
Betriebliche Mitbestimmung hat in Schweden eine ganz andere Geschichte 
durchlaufen als in Deutschland. Die schwedischen Gewerkschaften waren 
gegenuber der Partizipation der Arbeitnehmer und der industriellen Demo-
kratie im allgemeinen weitaus skeptischer. Andrew Martin beschreibt dies 
folgendermaBen: Die Gewerkschaften ftirchteten »doppelte Loyalitaten«, 
wenn sie die Verantwortung fiir Produktionsentscheidungen mit ubernehmen 
sollten, und konkurrierende Loyalitaten, wenn die Arbeitnehmerbeteiligung 
an solchen Entscheidungen iiber unterschiedliche Gremien organisiert wer-
den wiirde (Martin 1992: x). Diese Befurchtungen - sowie ihre politische 
und wirtschaftliche Macht auf nationaler Ebene - veranlaBten die schwedi-
schen Gewerkschaften, sich mehr auf nationale Verteilungsprobleme zu 
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konzentrieren und es dem Management zu iiberlassen, wie auf Betriebsebene 
die Arbeit organisiert und Produktionsfragen entschieden wurden (Sandberg 
et al. 1992; Martin 1992: viii; Brulin 1995). Nach dem Zweiten Weltkrieg 
kamen Arbeitgeber und Gewerkschaften uberein, Betriebsrate einzurichten 
(Vereinbarung iiber gemeinsame Rate von 1946). Diese Rate hatten aber nur 
geringfugige Rechte, und auch die Gewerkschaften schenkten ihren Aktivi-
taten nicht viel Aufmerksamkeit. Erst durch eine Reihe wilder Streiks in den 
spaten sechziger Jahren wurde das Interesse der Gewerkschaften geweckt, 
ihre formalen Rechte im Betrieb zu starken. Obwohl die Arbeitgeber sich 
dagegen aussprachen, wurde 1979 jene Gesetzgebung verabschiedet, die die 
Grundlage fiir eine Erweiterung der Mitbestimmung durch kollektive Ver-
handlungen bildete. 
Schwedische Mitbestimmung unterscheidet sich vom deutschen System 
sowohl im Charakter und der Grundlage der gewerkschaftlichen Rechte im 
Betrieb wie auch in den Verbindungen zwischen betrieblicher Interessen-
vertretung und zentralen Kollektivverhandlungen. Schwedische Mitbestim-
mung ist im Grunde eine Erweiterung der Kollektivverhandlungen und kein 
separater Rahmen gesetzlich definierter Rechte und Pflichten. Das bedeutet, 
daB die schwedische Mitbestimmung direkt von den Gewerkschaften ausge-
iibt wird. Anders als im deutschen »dualen« System gibt es keine Trennlinie 
zwischen gewerkschaftlicher Interessenvertretung auBerhalb des Betriebs 
und Mitbestimmung innerhalb des Betriebs. 
In Schweden sind die Mitbestimmungsrechte der Gewerkschaften weiter 
gefaBt als die Rechte deutscher Betriebsrate. So konnen die Gewerkschaften 
verlangen, bei jeder Frage, die fiir die Arbeitnehmer von Bedeutung ist, be-
teiligt zu werden. Ake Sandberg et al. (1992) vertreten die Auffassung, da6 
Schweden im internationalen Vergleich in dem weiten Bereich des techno-
logischen Wandels und der Arbeitsorganisation, im dem die Gewerkschaften 
in der Tat EinfluB suchen und ausiiben, eine vorrangige Stellung einnimmt. 
Die schwedische Version der Mitbestimmung gibt den betrieblichen Organi-
sationen - obwohl sie verlangen konnen, konsultiert und beteiligt zu werden 
- keine starken institutionellen Mechanismen an die Hand, um die Unter-
nehmensleitung im Fall fortdauernder unterschiedlicher Auffassungen zu ei-
ner Einigung zu zwingen (zum Beispiel durch eine Art Zwangsschlichtung). 
Das heiBt, daB in Schweden das Recht auf Konsultation und Beteiligung 
nicht bedeutet, daB die Unternehmensleitung eine Einigung mit den Gewerk-
schaften erreichen muB. Die Kanale fiir die Behandlung festgefahrener Ver-
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handlungen sind politischer als in Deutschland, wo es sich um eher gesetz-
liche oder quasi-rechtliche Strukturen handelt.21 
Wie in den anderen hier behandelten Landern ist auch in Schweden die 
Forschung zum EinfluB der Mitbestimmung auf wirtschaftliche und politi-
sche Ergebnisse sehr liickenhaft. Wir wissen jedoch, da8 die Arbeitgeber 
ihre urspriingliche Opposition zur Mitbestimmung inzwischen aufgegeben, 
sich mit dem System abgefunden und sogar einiges Nutzliche in ihm ent-
deckt haben. Goran Brulin zitiert zum Beispiel eine Studie, die zu dem 
SchluB kommt, daB die Ablehnung der Mitbestimmung durch die Arbeitge-
ber deutlich abgeklungen ist. Er fahrt dann fort, daB in den achtziger Jahren 
im Kontext der Umstrukturierung der Arbeit » ... einige Arbeitgeber, die die 
Mitbestimmung abgelehnt hatten, diese zunehmend nutzen, um beratende 
Gremien zur Verbesserung der Kommunikation zwischen Management und 
Belegschaft in Fragen der Produktion einzusetzen« (Brulin 1995: 200). Auf 
der Grundlage von Fallstudien tiber die Umstrukturierung der Arbeit in ein-
zelnen Unternehmen betont Brulin, wie sehr Arbeitgeber, die sich bemuhen, 
statt der tayloristischen Arbeitsorganisation flexiblere Systeme zu installie-
ren, Kommunikation, Beteiligung und Mitbestimmung in den Vordergrund 
stellen (Brulin 1995: 202-203), und daB sie mit dem Ziel, die Arbeitnehmer 
und ihren Beitrag zur Reorganisation der Arbeit zu gewinnen, entsprechend 
neue Beteiligungsformen einfuhren. Laut Brulin hat dies haufig wirklich zu 
mehr Beteiligung der Arbeitnehmer gefiihrt. Er weist aber auch darauf hin, 
daB die neuen Beteiligungsformen eine teilweise Abkehr vom traditionellen 
schwedischen Modell bedeuten: Mitbestimmung auf der Grundlage kollekti-
ver Verhandlungen werde nun in gemeinsame Konsultation und Beteiligung 
transformieit. Dadurch werde die Bedeutung von Verhandlungen gemindert 
und langfristig das bipartistische System geschwacht (Brulin 1995: 204). 
Zwar sind einige der radikaleren, arbeitnehmerorientierten Produktions-
systeme wie zum Beispiel das bei Volvo in Uddevalla inzwischen wieder 
abgebaut worden (Hancke 1993; Martin 1995). Doch Brulin zitiert andere 
Falle (zum Beispiel Ericsson in Soderham), in denen die Firmenieitung auch 
gegen die Opposition des unteren Managements Vorstellungen der Gewerk-
schaften und der Belegschaft weiterverfolgte. Er zitiert den friiheren Mana-
ger von Saab, der die Meinung vertrat, daB starke Gewerkschaften und Mit-
bestimmung auf Betriebsebene dazu beigetragen haben, das Unternehmen 
21 Zu den Unterschieden zwischen der schwedischen und der deutschen Mitbestimmung sie-
heThelen(1991,Kapitel9). 
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neu zu strukturieren (Brulin 1995: 205, 207). Eine nationale Untersuchung 
in groBen schwedischen Unternehmen zu Fragen der Mitbestimmung und 
strategischen Entscheidungsprozessen zeigt, da6 die Direktoren den gewerk-
schaftlichen EinfluB positiv bewerten, nicht nur fiir die Beschaftigten, son-
dern auch unter betriebswirtschaftlichen Aspekten. In der Tendenz fallt die 
Bewertung des Gewerkschaftseinflusses sogar umso positiver aus, je mach-
tiger die Gewerkschaft ist (Sandberg et al. 1992: 218-219). Wie anderswo 
auch, werden die Kosten fiir die Zeit berechnet, die es braucht, um Entschei-
dungen zu treffen: Etwa 45 Prozent der untersuchten Unternehmen glauben, 
daB Entscheidungen mit Beteiligung der Arbeitnehmer langer brauchen, die 
Implementation aber schneller erreicht wird (Sandberg et al. 1992: 220). 
Diese Ergebnisse werden durch andere Untersuchungen gestutzt, die zeigen, 
daB trotz der erheblichen Turbulenzen in den Beziehungen zwischen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern in den achtziger und neunziger Jahren eine be-
merkenswerte Kontinuitat der kooperativen Beziehungen auf Betriebsebene 
festzustellen ist (Kjellberg 1992: 129). 
Die schwedischen industriellen Beziehungen gerieten in den achtziger 
Jahren in schwere Konflikte. In jener Zeit wurden die Gewerkschaften ge-
zwungen, einige Elemente ihrer alten Politik »solidarischer L6hne« auf-
zugeben. Inzwischen sind die Kollektivverhandlungen erheblich dezentra-
lisiert worden. Eine vollstandige Beschreibung des Zusammenbruchs des 
schwedischen Modells geht iiber den Rahmen dieses Berichts hinaus. Es ist 
aber in unserem Diskussionszusammenhang von Bedeutung, wie die Ver-
handlungsstruktur auf Betriebsebene und die spezifischen Verbindungen 
zwischen lokalen und zentralen Verhandlungen zu den Verkrustungen bei-
getragen haben, gegen die die Arbeitgeber sich auflehnten.22 
Erstens werden in Schweden Verhandlungen fiir Angestellte und Arbeiter 
getrennt gefuhrt (stark zentralisiert auf nationaler Ebene; fiir die Arbeiter 
von den Landsorganisationen I Sverige, abgekiirzt LO, und fiir die An-
gestellten von den Privattjanstemannakartellen, abgekiirzt PTK). Diese 
Spaltung wurde in den achtziger Jahren immer offensichtlicher, als techno-
logischer Wandel und Umstrukturierung der Produktion die Unterscheidung 
zwischen Arbeit fiir Angestellte und Arbeit fiir Arbeiter zunehmend ver-
wischte (Lash 1985:222; Mahon 1991:21-22; Pontusson und Swenson 
1996: 238). Durch ihre solidarische Lohnpolitik hatte die LO die Lohnunter-
schiede zwischen den Arbeitern erfolgreich verringert. Sie konnte aber auf-
22 Das Folgende stiitzt sich auf Thelen (1993). 
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grund der Verhandlungsstruktur die Unterschiede zwischen ihren eigenen 
Mitgliedern und den Angestellten, die unter eine andere Vereinbarung fielen, 
nicht direkt regulieren (Mahon 1991: 10-11). Dies fiihrte zu erheblichen 
Spannungen in den Betrieben. Denn die Facharbeiter, deren Lohne durch die 
solidarische Lohnpolitik niedrig gehalten wurden, sahen ihre Position ge-
genuber den Angestellten gefahrdet, die oft ganz ahnliche Arbeiten durch-
fiihrten, aber erheblich mehr verdienten (Mahon 1991: 36; Mahon 1994: 
366).23 Obwohl es die Arbeitgeber waren, die eine groBere Flexibility der 
betrieblichen Lohnstruktur forderten (einschlieBlich groBerer Lohnunter-
schiede zwischen qualifizierten und angelernten Tatigkeiten), fanden sie 
unter den Gewerkschaften, wie zum Beispiel auch bei der Metallarbeiterge-
werkschaft, rasch Verbundete, da deren Mitglieder von den alten Zustanden 
benachteiligt wurden.24 
Der zweite Unterschied zwischen dem deutschen und dem schwedischen 
System, der zum Zusammenbruch des letzteren beigetragen hat, liegt in dem 
Verhaltnis zwischen zentralen und betrieblichen Verhandlungen. Wahrend 
das deutsche »duale« System eine scharfe Trennlinie zwischen Kollektiv-
verhandlungen durch Gewerkschaften und Mitbestimmung durch Betriebs-
rate zieht, sind in Schweden diese beiden Ebenen mehr ineinander ver-
woben. Dies gait insbesondere fiir die Lohnverhandlungen, weil - anders als 
in Deutschland - die Ergebnisse der lokalen Lohnverhandlungen einen Teil 
des Grundlohns bestimmen, aus dessen Basis Zuwachse (die auf Branchen-
oder Zentralverbandsebene ausgehandelt werden) berechnet werden (das 
heiBt, die Verhandlungsergebnisse auf den verschiedenen Ebenen wirken 
kumulativ).25 
Entwicklungen in den solidarischen Lohnverhandlungen der siebziger 
Jahre fiihrten zu weiteren starren Regelungen in der betrieblichen Lohn-
struktur. Dies resultierte daraus, daB die zentral ausgehandelten Vertrage 
23 Mahon zeigt im Kontext der Arbeitsumstrukturierung, daB die Aufwertung bestimmter 
manueller Arbeiten sich nicht mit der solidarischen Lohnpolitik der Metallarbeitergewerk-
schaft vereinbaren lieB. Letztere verlangte, daB eine Lohnerhohung fiir einige auf alle an-
deren ausgedehnt werden muBte. Um eine Erhohung der Lohnkosten zu vermeiden, reklas-
sifizierten die Arbeitgeber deshalb bestimmte Arbeitsplatze, so daB sie danach in den 
Bereich der SIF (der Angestelltengewerkschaft fiir die Metallbranche) fielen (Mahon 
1994: 366). 
24 Die solidarische Lohnpolitik hat wahrscheinlich auch zu einem allgemeinen Mangel an 
Qualifikation gefuhrt. Wie Crouch (1993) gezeigt hat, entmutigen niedrige Lohndifferen-
tiale (insbesondere zwischen qualifizierten und angelernten Arbeitnehmern) den Erwerb 
von Qualifikationen. 
25 Dazu siehe Thelen (1993: 42-44; 1997). 
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einen Ausgleich zwischen qualifizierten und unqualifizierten Tatigkeiten 
vorschrieben (Pontusson und Swenson 1996: 232ff.). Arbeitgeber konnten 
die (lokal ausgehandelte) Lohndrift nutzen, um in der Konkurrenz knappe 
qualifizierte Arbeitskrafte zu gewinnen. Die folgenden nationalen Lohn-
vereinbarungen sorgten dann aber fur eine Angleichung der Lohne weniger 
qualifizierter Arbeitnehmer an die Zuwachse bei den Facharbeiterlohnen und 
verringerten die Lohnunterschiede auf dem hoheren Niveau erneut. Im 
Ergebnis produzierten die zentralen Lohnverhandlungen nicht die Lohn-
zuriickhaltung, die man sich von ihnen erhofft hatte, sondern heizten die 
Inflation noch an. Die Tatsache, daB eine solche Beschaftigungsgruppen 
Ubergreifende Lohnangleichung in einem nationalen Vertrag niedergelegt 
war, hinderte die betrieblichen Gewerkschaftsvertreter daran, den Arbeit-
gebern in dieser Frage flexibel entgegenzukommen, selbst wenn sie es 
wollten. Nach mehreren vergeblichen Versuchen, diese Klauseln aus den 
zentralen Vereinbarungen zu streichen, kamen die schwedischen Arbeit-
geber zu dem SchluB, daB die einzige Moglichkeit, eine Veranderung der 
betrieblichen Lohnstruktur zu erreichen, in einem Frontalangriff auf die 
zentralen Kollektivverhandlungen selbst bestand. 
Zu den wichtigsten neueren Veranderungen in Schweden gehoren daher 
das Ende der zentralen Verhandlungen in ihrer alten Form (die durch Ver-
handlungen auf Branchenebene ersetzt wurden, ahnlich dem deutschen Sy-
stem) und eine teilweise Neuaushandlung der Verkmipfungen von zentralen 
und betrieblichen Verhandlungen (wobei zwar beide Verhandlungsebenen 
erhalten bleiben, aber groBere Flexibility vorhanden ist, um die Lohnstruk-
turen lokal aushandeln zu lassen). 
Daruber hinaus unternehmen sowohl Arbeitgeber wie auch Gewerk-
schaften neue Experimente, um die Betriebsstrukturen an die veranderten 
wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen anzupassen. Auf Gewerkschafts-
seite ist die wichtigste strategische Neuerung die teilweise Umorientierung 
der Gewerkschaften bei den Verteilungsstrategien. Hierdurch soil eine en-
gere Verbindung zu den Produktionsbedurfnissen und dem notwendigen 
Qualifikationsniveau ermoglicht werden. Die neue Politik der LO (1991), 
»solidarische Arbeit fiir solidarische L6hne«, signalisiert diese groBere 
Umorientierung. Sie erlaubt dezentrale Verhandlungen iiber die Lohnver-
teilung (in der die zentralen Gewerkschaftsstrukturen eine koordinierende 
Rolle spielen) und bindet die Lohne ausdrucklich an die Qualifikationen, die 
ftir einen Arbeitsplatz erforderlich sind. Es hat in einigen Branchen auch 
Anstrengungen gegeben, sowohl im Betrieb wie auch auf nationaler Ebene 
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eine bessere Koordination zwischen den Arbeiter- und den Angestellten-
gewerkschaften zu erreichen (Thelen 1993; Mahon 1994). 
Auf Arbeitgeberseite haben mehrere groBere Firmen mit neuen Formen 
betrieblicher Beteiligung experimentiert, die einige der uberkommenen 
Trennlinien in der schwedischen Verhandlungsstruktur zu uberwinden ver-
suchen. Insbesondere ABB hat sich als Pionier in der Aushandlung von 
»Mitarbeiter-Vereinbarungen« (medarbetaravtal) erwiesen, in denen An-
gestellte und Arbeiter in einen einzigen Vertrag einbezogen werden. Solche 
einheitlichen Vertrage scheinen besser geeignet, die Reorganisation von 
Arbeit auszuhandeln, wie sie solche Unternehmen durchfiihren wollen (siehe 
insbesondere Mahon 1994). Es gibt nicht viele »Mitarbeiter-Vereinbarun-
gen«, aber die wenigen bestehenden dienen vielen anderen, insbesondere 
groBen Unternehmen, als Modell. Wie schon Rianne Mahon zeigt, haben die 
Strategien der schwedischen Arbeitgeber eine Kehrtwende vollzogen: Be-
fiirwortete die SAF (der Spitzenverband der Arbeitgeber) einst die Starkung 
der Gewerkschaftszentralen und nationalen Kartelle, so ist es heute ihr Ziel, 
die betrieblichen Organisationen zu starken, auch auf Kosten der nationalen 
Gewerkschaften und der LO sowie der Verhandlungskartelle der Angestell-
tengewerkschaften. Wo sie einst die Spaltung in Arbeiter und Angestellte 
betonte, appellieren ihre fiihrenden Mitglieder heute an die »Mitarbeiter«, 
deren Gewerkschaft es sich zur Aufgabe gemacht hat, jedem Individuum 
eine faire Chance auf der Untemehmensleiter nach oben zu verschaffen 
(Mahon 1994: 371). 
3.4 Ddnemark 
In den meisten Landern, in denen es Betriebsrate gibt, sind sie durch das 
Gesetz vorgeschrieben. In Danemark hingegen werden Betriebsrate durch 
zentrale Tarifvertrage eingerichtet und reguliert. Auf diese Weise durch die 
machtigen danischen Arbeitgeberverbande und Gewerkschaften legitimiert, 
spielen die Betriebsrate eine wichtige Rolle in der betrieblichen Umsetzung 
des danischen Modells sozialpartnerschaftlicher Aushandlung und Regu-
lierung. 
Zwei Merkmale charakterisieren das »danische Modell« (Due et al. 
1994): die zentrale Rolle der Tarifvertrage in der Arbeitsmarktregulierung 
und die grundlegende Stabilitat des Systems im gesamten 20. Jahrhundert. 
Ausgehend von dem historischen KompromiB von 1899 haben seit dieser 
Zeit umfassende und zentrale Tarifvertrage zwischen den machtigen Arbeit-
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geber- und Gewerkschaftsverbanden den Rahmen fiir die Lohn- und Ar-
beitsbedingungen in der gesamten Wirtschaft gesetzt - einschlieBlich der 
Einrichtung der Betriebsrate. Als sich das System angesichts der Wirt-
schaftskrise der siebziger Jahre als zu starr envies, entwickelte sich in den 
achtziger und neunziger Jahren ein AnpassungsprozeB, den Jesper Due et al. 
(1994) »zentralisierte Dezentralisierung« nennen. Um in einer zunehmend 
internationalen Wirtschaft neue Flexibility zu erreichen, wurde der Kern der 
Verhandlungen von der zentralen auf die Branchen- und Unternehmens-
ebene verlagert. Hier, wo es einen hohen Organisationsgrad sowohl unter 
den Arbeitgebern wie unter den Gewerkschaften gab, wurden in den Bran-
chenabkommen Minimalbedingungen festgelegt. 
In jiingster Zeit hat sich in Danemark, unter dem Druck des Europaischen 
Marktes, das Gleichgewicht zwischen den Einzelgewerkschaften und den 
Gewerkschaftsverbanden verschoben (Scheuer 1992), und es wurden Kar-
tellgewerkschaften oder groBe Branchengewerkschaften gebildet. Die Star-
kung der Branchengewerkschaften und die Schwachung der Verbande hat 
sich unter vermehrten Konflikten zwischen den Mitgliedsgewerkschaften 
vollzogen, die als Manifestationen der Veranderungen im danischen System 
der industriellen Beziehungen verstanden werden miissen (Amoroso 1990; 
Scheuer 1992). 
Der hohe und noch zunehmende Organisationsgrad - trotz des globalen 
Trends, daB die Gewerkschaften immer mehr EinfluB verlieren - geht auf 
verschiedene Faktoren zuriick. Unter anderem spielen das wachsende Ri-
siko, arbeitslos zu werden, und die Beteiligung der Gewerkschaften an der 
Administration der Arbeitslosenunterstutzung eine Rolle. Aber auch die um-
fangreichen Dienstleistungen der Gewerkschaften, deren Attraktivitat durch 
den bindenden Charakter der Tarifvertrage und die Existenz eines Arbeits-
gerichts gesichert wird, sowie das betrachtliche Interesse der danischen Ge-
werkschaften an betrieblicher Beteiligung der Arbeitnehmer tragen zu dieser 
Entwicklung bei (Slomp 1996: 129). 
Die Mitgliedschaft im Arbeitgeberverband, DA, ist immer noch stabil 
und relativ hoch, obwohl die Zahl der Mitgliedsorganisationen von 150 auf 
30 gesunken ist (Slomp 1996: 130) Die Rolle der Branchenvertreter ist im 
Verhaltnis zum Spitzenverband gestarkt worden (Scheuer 1992: 183). Diese 
organisatorischen Veranderungen haben die Dezentralisierung der Tarifver-
trage beziehungsweise die Ersetzung von auf nationaler Ebene stattfindenden 
Verhandlungen durch etwas dezentralisiertere, aber immer noch verschie-
dene Branchen erfassende Verhandlungen bestatigt (Scheuer 1992: 168). 
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Wie schon gesagt, werden Betriebsrate nicht durch Gesetz, sondern durch 
zentrale Tarifvertrage eingerichtet. Die Betriebsrate, die aus standigen ge-
meinsamen Kooperationsausschussen der Arbeitgeber und Gewerkschaften 
bestehen, losen Konflikte zwischen Arbeitgebern und den Vertretern der 
Gewerkschaften. Kooperationsausschiisse oder Betriebsrate bestehen in alien 
Unternehmen, die innerhalb eines bestimmten Territoriums mehr als 35 Be-
schaftigte haben. Arbeitgeber und Beschaftigte sind in gleicher Zahl in ihnen 
vertreten. Ein wichtiges gemeinsames Ziel der Ausschusse, das den Zielen 
der LO und der DA entspricht, ist die Verbesserung sowohl der Wett-
bewerbsfahigkeit des Untemehmens als auch der Arbeitszufriedenheit der 
Beschaftigten (Amoroso 1990: 88). Die danischen Gewerkschaften befiir-
worten schon seit langem die Beteiligung der Arbeitnehmer am betrieblichen 
EntscheidungsprozeB. Seit 1974 haben danische Arbeitnehmer in Unterneh-
men mit mehr als funfzig Beschaftigten das Recht, zwei Reprasentanten in 
den Vorstand des Untemehmens zu entsenden. Diese Form der Beteiligung 
wurde 1981 durch ein neues Gesetz gestarkt. Legitimiert durch die mach-
tigen Arbeitgeberverbande und Gewerkschaften und gestiitzt durch das In-
teresse der Arbeitgeber an einer wachsenden betrieblichen Beteiligung der 
Belegschaft und ihrer Identifikation mit dem Unternehmen, spielen die 
Betriebsrate in Danemarks erfolgreichem Modell sozialpartnerschaftlicher 
Regulierung eine wichtige Rolle. Obwohl sie sich von den deutschen Be-
triebsraten in wichtigen Punkten unterscheiden - gemeinsame Ausschusse 
und Etablierung durch Tarifvertrage anstatt per Gesetz - spielen sie eine den 
deutschen Betriebsraten funktional aquivalente Rolle. Sie sind auch ahnlich 
erfolgreich, vor allem indem sie auf Betriebsebene geschiitzte Mechanismen 
fiir die Kooperation zwischen Management und Gewerkschaften, Verhand-
lungen, Problemlosungen, Representation der Belegschaft und wirkungs-
volle Mitbestimmung bereitstellen. 
Mit seiner Dezentralisiemng und Betonung der Mitbestimmung hat sich 
das danische System in den turbulenten Markten der achtziger und neunziger 
Jahre als recht flexibel erwiesen. Der danische Fall bestatigt, daB das Sozial-
partner-Modell des Kapitalismus - reguliert durch Verhandlungen zwischen 
einfluBreichen Arbeitgeber- und Gewerkschaftsorganisationen und durch 
Mitbestimmung - auch in der gegenwartigen globalen Wirtschaft lebens-
fahig ist. 
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3.5 Osterreich 
Osterreich ist - mehr noch als Danemark - ein weiterer Fall stabiler und fle-
xibler sozialpartnerschaftlicher Beziehungen im Kontext der europaischen 
Integration und des zunehmenden globalen Wettbewerbs. Osterreich ist 
vielleicht die korporatistischste aller demokratischen korporatistischen Ge-
sellschaften der Nachkriegszeit und gleichzeitig die stabilste (Tomandl 
1985; Traxler 1992; Slomp 1996). Die Mitbestimmung hat dabei eine wich-
tige Rolle gespielt. 
Die osterreichische Sozialpartnerschaft entwickelte sich in der Wieder-
aufbauzeit nach dem Zweiten Weltkrieg zwischen den machtigen Inter-
essenvertretungen von Unternehmen und Gewerkschaften. Die drohende 
Inflation ftihrte 1947 zur Einrichtung eines gemeinsamen Wirtschaftsaus-
schusses, von dem noch heute ein direkter Nachfolger existiert. Dieser setzt 
sich aus drei Unterausschiissen zusammen: ein PreisausschuB, ein Lohnaus-
schuB und ein AusschuB ftir wirtschaftliche und soziale Fragen. Lohne sowie 
die Wirtschafts- und Sozialpolitik werden in den Ausschiissen diskutiert, die 
sich aus Mitgliedern der verschiedenen Wirtschaftssektoren zusammenset-
zen. Zwar stellen auch heute die osterreichischen Arbeitgeber das System 
der Sozialpartnerschaft nicht in Frage. Sie haben aber auf wichtige Ande-
rungen gedrangt, die zu flexibleren Beschaftigungsverhaltnissen fiihren sol-
len, insbesondere zu flexiblerer Entlohnung und variableren Arbeitszeiten. 
Unter Beriicksichtigung der doppelten organisatorischen Symbiose in der 
osterreichischen Sozialpartnerschaft (Naheres weiter unten) und der Orien-
tierung aller beteiligten Sozialpartner - auch und gerade der Gewerkschaften 
- an wirtschaftlicher Leistung und wirtschaftlichem Wachstum, scheint es in 
Osterreich, im Vergleich zum Beispiel mit Schweden, viel leichter gewesen 
zu sein, zu dezentralisieren als zu deregulieren. Die Dezentralisierungsbe-
wegung der letzten Jahre hat Osterreich der deutschen Form von sektoralen 
Verhandlungen und Regulierung um einiges naher gebracht. 
Die auBerordentliche Stabilitat der osterreichischen industriellen Bezie-
hungen seit den friihen achtziger Jahren, als in vielen anderen europaischen 
Landern der Korporatismus schwacher wurde, ist hauptsachlich auf drei 
Faktoren zuruckzufuhren. Erstens sind die industriellen Beziehungen stark 
durch Gesetze geregelt. Zweitens gibt es eine einzigartige Konfiguration von 
Machtverhaltnissen, institutionellen Strukturen und Kulturmustern, die 
Osterreich zu einem ungewohnlichen Fall von Schwache des Kapitals und 
Starke der Gewerkschaften macht. Drittens haben die vier groBten Interes-
senverbande Osterreichs enge Bindungen zu den beiden wichtigen politi-
192 Deutsche Mitbestimmung im internationalen Vergleich 
schen Parteien, und ihre Vertreter haben bedeutende Parteipositionen inne. 
Dabei sind der OGB (Osterreichischer Gewerkschaftsbund) und die Arbei-
terkammern eindeutig der Sozialistischen Partei verbunden, wahrend die 
Handels- und Landwirtschaftskammern die Volkspartei bevorzugen (To-
mandl und Fuerboeck 1986: 12-22). Unter dem De-facto-Interessenvertre-
tungsmonopol des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes und der hohen 
Politisierung der osterreichischen Gesellschaft hat sich im OGB eine weitere 
Besonderheit entwickelt: sieben unterschiedliche politische Fraktionen ha-
ben innerhalb der Gewerkschaften einen quasi-offiziellen Status etabliert, 
und ein Prozent der finanziellen Mittel des OGB wird ihnen jahrlich zuge-
wendet. In diesem Kontext ist es zu verstehen, daB Gewerkschaftsfunktio-
nare auch mit Parlamentssitzen und Ministerien bedacht werden. Diese 
»symbiotische Beziehung«, die auf dem komplexen Ineinandergreifen von 
Fuhrungspositionen und politischem Tauschgeschaft nach informellen Re-
geln beruht (Traxler 1992: 277), scheint das RUckgrat der heutigen Stabilitat 
im osterreichischen Korporatismus zu sein. Auf der einen Seite starkt sie die 
Autoritat der Sozialpartner gegeniiber ihren Mitgliedern, und auf der ande-
ren Seite garantiert sie Representation in Parlament und Regierung. 
Weil detaillierte und gesetzlich vorgeschriebene Verhandlungen zwischen 
Arbeitgeberverbanden und Gewerkschaften einen so groBen Teil des osterrei-
chischen Wirtschaftslebens regulieren, spielen die Betriebsrate wahrschein-
lich eine weniger bedeutende Rolle. Jedenfalls haben viele Untersuchungen 
eine relative Vernachlassigung der gewerkschaftlichen Interessenvertretung 
im Betrieb festgestellt (Slomp 1996). Gleichzeitig sollte jedoch bemerkt 
werden, daB die osterreichischen Betriebsrate stark in die Gewerkschaften 
und damit in das gesamte sozialpartnerschaftliche System integriert sind. So 
wie auf der nationalen Ebene die Sozialpartnerschaft eng mit den politischen 
Parteien verwoben ist (durch strukturierte Representation von Gewerk-
schafts- und Arbeitgeberinteressen), so ist sie es auf der Betriebsebene iiber 
die Gewerkschaftsstruktur mit den Betriebsraten. Doit existiert eine gut ent-
wickelte betriebliche Symbiose: typischerweise werden Gewerkschafts-
mitglieder zu Betriebsraten gewahlt, und einige Gewerkschaften haben die 
formale Regelung durchgesetzt, daB ihre Interessenvertretung nur aus Be-
triebsraten bestehen soil. Dementsprechend iiben Betriebsrate gewerkschaft-
liche Funktionen aus und nutzen ihre rechtlich privilegierte Position sowie 
ihren Schutz gegen diskriminierende Behandlung (Traxler 1992: 281). Die-
ses Doppel aus politischem Tauschgeschaft und organisatorischer Symbiose 
- auf nationaler Ebene mit den politischen Parteien und auf Betriebsebene 
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mit den Betriebsraten - macht das osterreichische System der Sozialpartner-
schaft so stabil und viel weniger anfallig als zum Beispiel das schwedische 
fur die gegenwartigen Probleme der Globalisierung. 
Struktur, gesetzliche Grundlage und Verwirklichung der Mitbestimmung 
(einschlieBlich der Betriebsrate und der Vertretung im Aufsichtsrat) sind in 
Osterreich dem deutschen Modell ahnlicher als in jedem anderen Land 
(Traxler 1992: 274-275). Nach dem Gesetz miissen Betriebsrate in Unter-
nehmen mit funf und mehr Beschaftigten eingerichtet werden, wenn die Ar-
beitnehmer dies verlangen. In groBen Unternehmen sind ein Drittel der Sitze 
im Aufsichtsrat fur Betriebsratsmitglieder reserviert. Die Betriebsrate haben 
formale Rechte auf Information, Konsultation und Mitbestimmung. Diese 
Rechte sind jedoch weniger weitreichend als in Deutschland. Wie in 
Deutschland kommen die meisten Betriebsrate aus den Gewerkschaften - in 
Osterreich mehr als 90 Prozent, wobei ein groBer Teil nicht nur Gewerk-
schaftsmitglied, sondern auch Gewerkschaftsfunktionar ist (Traxler 1992: 
281). Damit haben die Betriebsrate nicht nur die Aufgabe, mit dem Man-
agement uber alle den Arbeitsplatz betreffenden Fragen zu verhandeln, son-
dern sie dienen auch als »Riickgrat der Gewerkschaften« (Traxler 1992: 
281-82): sie sammeln die Mitgliedsbeitrage ein, rekrutieren neue Mitglieder 
und organisieren die gewerkschaftlichen Aktivitaten im Betrieb. 
Die relative Vernachlassigung der betrieblichen Ebene durch die Ge-
werkschaften hat sich in den letzten Jahren abgeschwacht, da die Bedeutung 
der Betriebsrate unter anderem durch ihre Rolle in der Aushandlung flexi-
blerer Arbeitszeiten zugenommen hat. Dieser Trend wird sich wahrschein-
lich fortsetzen. Wirkliche Mitbestimmung ist in Osterreich jedoch nicht so 
sehr auf der Ebene des Unternehmens verwirklicht worden (durch Betriebs-
rate und Reprasentation in den Aufsichtsraten, wie in Deutschland), sondern 
auf der makrookonomischen Ebene: durch zentrale Tarifvertrage und Kon-
zertierung der hochentwickelten Institutionen des osterreichischen Korpo-
ratismus. 
3.6 Zusammenfassung 
Ein Vergleich des deutschen »dualen« Systems der industriellen Beziehun-
gen mit anderen Modellen der Mitbestimmung macht einige der charakteri-
stischen Merkmale des deutschen Modells besonders deutlich. Die aktuellen 
Entwicklungen verweisen insbesondere auf vier Punkte: 
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- Einige der im vorangegangenen Abschnitt analysierten Lander - beson-
ders Schweden und Danemark - haben in den vergangenen zehn bis fiinf -
zehn Jahren eine erhebliche Dezentralisierung der Tarifverhandlungen 
durchlaufen. Dezentralisierung darf jedoch wiederum nicht mit Deregu-
lierung verwechselt werden, denn in beiden Fallen folgte auf das Ende 
der zentralisierten Verhandlungen die Konsolidierung der koordinierten 
brancheniibergreifenden Tarifvereinbarungen (wie in Danemark, wo fiinf 
Verhandlungskartelle die gesamte Wirtschaft abdecken). Die Dezentrali-
sierung der Tarifverhandlungen hat also nicht zu einer Deregulierung des 
Arbeitsmarkts gefiihrt, vielmehr haben in beiden Fallen die Arbeitgeber 
ihre eigene Fahigkeit zu Tarifvereinbarungen erhoht, indem sie ihre Ver-
bande starker zentralisiert haben.26 
- Die vergleichende Analyse innerhalb dieser Gruppe von Landern zeigt 
einige Vor- und Nachteile von gesetzlich festgelegten im Vergleich zu 
frei ausgehandelten Mitbestimmungsformen. Gesetzliche Regelungen, 
wie in Deutschland und Osterreich, haben unter anderem den Nachteil, 
daB sie oft langwierige Verfahren zur Konfliktlosung vorschreiben. Frei 
ausgehandelte Regelungen haben jedoch ebenfalls Nachteile. So sind 
etwa die Verfahren zur Konfliktlosung oft nur vage definiert. Das deut-
sche »duale« System sorgt im ubrigen fiir eine einheitliche betriebliche 
Interessenvertretung, wahrend etwa in Schweden und Danemark die na-
tionale Gewerkschaftsvielfalt auf Betriebsebene reproduziert wird. Wie 
wir gesehen haben, bemuhen sich die Arbeitgeber in diesen beiden Lan-
dern darum, diese Spaltungen zu iiberwinden. Denn die Konflikte, die sie 
zwischen verschiedenen Arbeitnehmergruppen auslosen, wirken den 
wirtschaftlichen Anpassungsstrategien der Arbeitgeber entgegen. 
- Auch andere Anzeichen sprechen fiir den starken Wunsch der Arbeit-
geber in dieser zweiten Gruppe von Landern, einen stabilen, einheitlichen 
und verlaBlichen Verhandlungspartner auf Betriebsebene zu haben. So-
wohl in Danemark wie in Schweden haben Spaltungen in der gewerk-
schaftlichen Interessenvertretung (in Danemark zwischen den Gewerk-
schaften fiir qualifizierte und denen fiir angelernte Arbeitnehmer, in 
Schweden zwischen Arbeitergewerkschaften und Angestelltengewerk-
schaften) zu Spannungen und Konflikten im Betrieb gefiihrt, die durch 
die Umstrukturierungen in der Produktion verscharft wurden. Diese 
26 So ist zum Beispiel die Zahl der dem nationalen Arbeitgeberverband (DA) angeschlosse-
nen Verbande von 150 auf 33 gesunken. Siehe Due et al. 1992, zu neueren Entwicklungen 
in Schweden; ebenso EIRR 257 , Juni 1995: 11. 
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Spannungen haben den ReorganisationsprozeB kompliziert, weshalb Ar-
beitgeber in beiden Landern Initiativen eingeleitet haben, um diese Spal-
tungen zu uberwinden (in Danemark die Initiative »ein Unternehmen -
eine Gewerkschaft«; in Schweden die »Mitarbeiter-Vereinbarungen«, die 
Arbeiter und Angestellte einbeziehen). Allerdings sind in beiden Fallen 
diese Bemuhungen durch die Gewerkschaftsstruktur auBerhalb der Be-
triebe erschwert worden. 
- SchlieBlich gibt es einen weitverbreiteten Trend zur Neuverhandlung der 
Beziehung zwischen Gewerkschaften und Betriebsraten oder, anders 
ausgedriickt, zwischen Tarifverhandlungen und betrieblicher Mitbestim-
mung. Wie in Deutschland haben auch die Arbeitgeber in vielen anderen 
Landern mehr Flexibilitat in den Tarifvertragen verlangt. In einigen 
Fallen (zum Beispiel Osterreich und Belgien) ist mehr Flexibilitat ohne 
groBere institutionelle Neukonfiguration erreicht worden, indem zum 
Beispiel den Betriebsraten mehr Spielraum bei der Verhandlung flexib-
lerer Arbeitszeiten eingeraumt worden ist. Das heiBt, neue Flexibilitat 
wurde unter Wahrung der bestehenden institutionellen Arrangements 
erreicht. In Schweden und Danemark haben sich jedoch dramatischere 
Entwicklungen ergeben. Dort hatten die Gewerkschaften eine »solida-
rische Lohnpolitik« verfolgt, die zu einer starken brancheniibergreifenden 
Nivellierung der Lohne iiber Industriebranchen hinweg als auch zwischen 
qualifizierten und angelernten Arbeitern gefiihrt hatte. In diesen Fallen 
hatte die Verknupfung zwischen betrieblichen Lohnverhandlungen und 
den hoheren Ebenen zu einer inflationaren Entwicklung beigetragen, auf 
die die Arbeitgeber mit einem Ausstieg aus den zentralen Tarifverein-
barungen reagierten. Zwar war der Zusammenbruch der solidarischen 
Lohnpolitik in Schweden und Danemark in mancher Hinsicht uberdeter-
miniert (siehe Martin 1991; Iversen 1996; Thelen 1993; Pontusson und 
Swenson 1996). Diese beiden Falle - zusammen mit Italien - stiitzen 
jedoch die Auffassung, daB die konstruktive Beziehung zwischen den 
meisten deutschen Arbeitgebern und ihren Betriebsraten in Produktions-
fragen sich grundsatzlich andern wiirde, wenn die Betriebsrate mehr mit 
Verteilungsfragen befaBt wiirden, die in Deutschland auf Branchenebene 
behandelt werden (Streeck 1996b; Thelen 1997). Anders ausgedriickt: 
Mitbestimmung hat in Deutschland so gut funktioniert, weil sie auf die 
genannte Art und Weise in das »duale« System als Ganzes eingebettet ist. 
Insgesamt finden wir selbst unter den neuen Marktbedingungen in jenen Sy-
stemen groBe Stabilitat, die durch einheitliche Interessenvertretung der Be-
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legschaften auf Betriebsebene gekennzeichnet sind und in denen starke, aber 
flexible Verknupfungen der betrieblichen Ebene mit Kollektivvereinbarun-
gen auf Branchenebene bestehen (Belgien, Osterreich). Die Falle, die dem 
starksten Wandel unterlagen (Danemark und Schweden), waren hingegen 
auf der Betriebsebene durch Spaltungen der Gewerkschaften und rigide 
(iiberlappende und kumulative) Verhandlungsrechte, insbesondere in Lohn-
fragen, charakterisiert. Sie hatten einen starken Spitzenverband der Gewerk-
schaften, der einer Politik der Lohnnivellierung verpflichtet war - zwischen 
den Branchen, zwischen offentlichem und privatem Sektor und im Betrieb 
zwischen qualifizierten und angelernten Arbeitern. Diese Falle haben sich 
durch die jungsten von den Arbeitgebern initiierten Veranderungen in der 
Verhandlungsstruktur mehr in Richtung auf das deutsche Modell bewegt. So 
wurden Tarifvereinbarungen auf Spitzenebene durch koordinierte Verhand-
lungen fur die Branche ersetzt; die Beziehung zwischen den verschiedenen 
Verhandlungsebenen wurde neu verhandelt, um hier starke, aber flexiblere 
Verbindungen zu schaffen; und die Arbeitgeber machten Anstrengungen, 
traditionelle gewerkschaftliche Spaltungen auf Betriebsebene zu uberwinden. 
4 Mitbestimmung im Zeitalter von Globalisierung 
und Europaisierung 
4,1 Der Einflufi der Globalisierung auf die Mitbestimmung 
Die Verhandlungsmacht der deutschen Betriebsrate, in nationalen Institutio-
nen verwurzelt, ist in Gefahr, in der »schleichenden Entwertung nationaler 
Institutionen« (Streeck 1991) durch den europaischen Binnenmarkt und eine 
zunehmend globale Wirtschaft langfristig dahinzuschwinden. Das jetzt mo-
bile Kapital kann sich in den verschiedenen Systemen »umsehen« und die 
nationalen Produktionsstatten und Belegschaften gegeneinander ausspielen, 
um die niedrigsten Lohne oder lockersten Regulierungen ausfindig zu ma-
chen. Dies kann sowohl eine Schwachung der Macht national verwurzelter 
Betriebsrate und Gewerkschaften zur Folge haben wie auch die Wirksamkeit 
nationaler Gesetze, Gebrauche und Regelwerke unterminieren, wie zum Bei-
spiel die Strukturen und Vereinbarungen zur Mitbestimmung in Deutschland. 
Die europaische und globale wirtschaftliche Integration verursacht Ver-
zerrungen in der Verhandlungsmacht, durch die die bestehenden Beziehun-
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gen zwischen Unternehmen und Betriebsraten unterlaufen werden konnen. 
Dies kann zu schwacheren Betriebsraten und moglicherweise zu einem 
Unilateralismus der Arbeitgeber fiihren, der den ausgehandelten Konsens der 
Mitbestimmung ersetzt. 
Die Untergrabung des Machtgleichgewichts zwischen den Verhandlungs-
partnern durch die glaubhafte Drohung, Investitionen aus Deutschland abzu-
ziehen, ist inzwischen eine sehr reale Gefahr. Andererseits konnten dadurch, 
daB dem Arbeitsmarkt neue preiswerte und qualifizierte Arbeitskrafte aus 
Osteuropa zur Verfiigung stehen, Reformen mit positiver Wirkung auf die 
deutsche Industrie und die Arbeitnehmerschaft erzwungen werden: 
»Sozialdumping« - die gefiirchtete Verlagerung von Kapital aus Landern mit ho-
hem Schutz fiir Arbeitnehmer in solche, wo es wenig oder kaum Schutz gibt - ist 
in Europa nicht eingetreten ... Wirtschaftliche Integration in Europa bedeutet 
aber, daB Entwicklungen auf dem einen Arbeitsmarkt nun die anderen Arbeits-
markte beeinflussen. Die Drohung, neue Betriebe im Ausland zu errichten, hat 
erst neulich die Arbeitnehmer bei Bosch und bei Daimler-Benz zu Konzessionen 
veranlaBt... Das Ergebnis ist ein allmahlich sich ausbreitender Trend zu groBerer 
Flexibility, in dem die europaischen Lander einige Aspekte der britischen Dere-
gulierung ubernehmen, ohne das Prinzip der Sozialpartnerschaft ganz aufzuge-
ben.27 
In der neueren Literatur zur vergleichenden Forschung liber industrielle Be-
ziehungen und Partizipation der Beschaftigten ist es allerdings umstritten, ob 
die entscheidende Wirkung des moglichen Abzugs von Investitionen in der 
Untergrabung der Mitbestimmung oder in der Stimulation von Reformen 
und flexiblen Vereinbarungen liegt. Wenn die Drohung mit dem Abzug von 
Investitionen und der damit verbundene Machtzuwachs des Managements 
bei den Betriebsraten und Gewerkschaften zu dem Gefiihl fuhrt, daB ihnen 
die Handlungsspielraume entzogen werden, dann besteht die Gefahr, daB die 
Akteure sich zunehmend als Gegner verstehen. Wo Betriebsrate und Ge-
werkschaften ihren institutionalisierten EinfluB schwinden und ihre Forde-
rungen miBachtet sehen, konnten sie mit Zorn und militanteren Strategien 
reagieren. 
Wir haben ein solches Phanomen im Herbst 1996 beobachten konnen, als 
Betriebsrate und Gewerkschaften in Reaktion auf die einseitige Reduzierung 
der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall massive (rechtlich fragwiirdige) 
27 Nach David Goodhart, »Can Europe Compete? Convergence in the Workforce-Labour 
Unity«, Financial Times, 28. Februar 1994. 
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Warnstreiks organisierten. Die Demonstranten vor Daimler-Benz-Betrieben 
trugen zum Beispiel Schilder mit der Aufschrift: »Wir lernen franzosisch«, 
und: »Lieber franzosische Verhaltnisse als amerikanische Zustande« (Der 
Spiegel, Nr. 40, 1996: 122). Obwohl der Konflikt urn die Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfall nicht in direktem Zusammenhang mit einer Drohung, In-
vestitionen abzuziehen, stand, entwickelte er sich aus den Bemuhungen von 
Regierung und Unternehmen, die Kosten zu senken, um die Wettbewerbs-
fahigkeit der deutschen Unternehmen auf dem europaischen und globalen 
Markt zu verbessern. Wir konnen mit mehr Vorkommnissen dieser Art rech-
nen - und einer stetigen Untergrabung des friedlichen, konsensorientierten 
und problemlosenden Ansatzes der Mitbestimmung -, wenn solche einsei-
tigen Initiativen der Arbeitgeber zunehmen. 
Derartige Konflikte zwischen Betriebsrat und Betriebsleitung konnen sich 
leicht zu dramatischen Konfrontationen im Aufsichtsrat ausweiten, wo Ent-
scheidungen dann nicht im Konsens, sondern in bitter umkampften Mehr-
heitsabstimmungen gefallt werden. DermaBen sichtbare Konflikte konnten 
die Mitbestimmung von einer Arena der ausgehandelten Problemlosungen 
zu einem Forum der Darstellung und Mobilisierung weit auseinanderstre-
bender Standpunkte und zunehmend feindlicher Beziehungen machen. Unter 
solchen Umstanden ist es vorstellbar, da8 die Institutionen der Mitbestim-
mung zu Strukturen der Feindschaft degenerieren, wie es mit vielen Kanalen 
der Kollektivverhandlungen in den Vereinigten Staaten und GroBbritannien 
in den letzten zwei Jahrzehnten geschehen ist. 
In diesem Szenario konnten die Betriebe ihre als solche wahrgenommene 
gestiegene Verhandlungsmacht nutzen, um die Standpunkte der Betriebsrate 
und Gewerkschaften zu miBachten oder diese gar zu umgehen beziehungs-
weise so zu marginalisieren, wie es amerikanische und britische Firmen mit 
ihrer liberalisierten Politik unter bewuBter Umgehung der Gewerkschaften 
betreiben. Dies konnte auf vielerlei Weise geschehen: durch Umstrukturie-
rungen von Unternehmen mit dem Ziel, die Gewerkschaften zu schwachen, 
so wie dies 1993 bei IBM Deutschland geschehen ist; dadurch, daB Betriebe 
den Buchstaben des Gesetzes anstatt seinem Geist folgen, um den Infor-
mationsfluB und einvemehmliche Verhandlungen einzuschranken (eine 
Technik, die viele amerikanische Firmen ausgezeichnet beherrschen); durch 
widerrechtliches Umgehen der aus der Mitbestimmung erwachsenden 
Verantwortlichkeiten, wodurch Betriebsrate und von den Gewerkschaften 
gestellte Aufsichtsratsmitglieder in langwierige und ermudende Rechtsstrei-
tigkeiten verwickelt und dort gebunden werden (eine weitere Technik, die 
insbesondere antigewerkschaftlich orientierte amerikanische Firmen beherr-
Kathleen Thelen und Lowell Turner 199 
schen, denen von Management-Consulting-Firmen regelmaBig empfohlen 
wird, illegalen Praktiken wie zum Beispiel der Entlassung von Gewerk-
schaftsfunktionaren zu folgen, da die Strafe geringfugiger sei als der kurz-
fristige Gewinn durch die Umgehung der Gewerkschaften). 
Kurz gesagt, es gibt viele und manchmal schon beobachtbare Moglich-
keiten, wie die gesunde und funktionierende deutsche Mitbestimmung durch 
die Globalisierung und Regionalisierung von Markten bedroht sein kann. Es 
besteht die Gefahr, daB sich im neuen Europa nationale Einrichtungen auf 
ein mehr dereguliertes, aber auch konfliktorischeres Modell zubewegen, das 
wenig Toleranz fur die starken Rechte der Beschaftigten zeigt, wie sie in der 
Mitbestimmung festgelegt werden (Mosley 1990; Dore 1996). 
42 Die Widerstandsfdhigkeit von Mitbestimmung und 
nationalen Institutionen 
Gleichzeitig verweisen vergleichende Analysen aber auch auf die Wider-
standsfahigkeit nationaler Institutionen und der jeweiligen Form der Mitbe-
stimmung. Die nationalen Institutionen bleiben in Europa zum Teil einfach 
deshalb lebendig, weil Institutionen, als Resultate historischer Entwicklun-
gen und politischer Konflikte allgemein nicht leicht zu andern sind. Es gibt 
zudem jedoch auch ganz spezifische Griinde, warum nationale Institutionen 
(wie die Mitbestimmung) auch in der Europaischen Union weiterhin eine 
wesentliche Rolle spielen. 
So ist das Hauptentscheidungsgremium der Europaischen Union, der 
Ministerrat, aus Vertretern aller Mitgliedsstaaten zusammengesetzt. Jeder 
Reprasentant hat in kritischen Politikbereichen ein Vetorecht, und der Rat 
verteidigt nationale Interessen und Strukturen gegen zu weit gehende Ein-
griffe der supranationalen europaischen Behorden. Das Leitprinzip der Eu-
ropaischen Union zur Erhaltung der nationalen Souveranitat ist als »Sub-
sidiaritatsprinzip« bekannt: Entscheidungen sollen auf der niedrigsten der 
moglichen Ebenen getroffen werden (der nationalen oder sogar, wo immer 
moglich, der subnationalen). Zwar behindert dieses Prinzip auf der einen 
Seite die Entwicklung einer einheitlichen Sozialpolitik, zugleich gilt aber 
auch, daB es die nationalen Systeme in ihrer gewachsenen Form zumindest 
tendentiell schutzt. Nationale Akteure, einschlieBlich der Regierungen, Ar-
200 Deutsche Mitbestimmung im internationalen Vergleich 
beitgeberverbande und Gewerkschaften, haben dieses Prinzip schon einge-
setzt, um nationale Regelungen und Praktiken zu verteidigen.28 
Wenn die europaische Integration tatsachlich die Grundlagen der natio-
nalen industriellen Beziehungen unterminiert hatte, hatten sich in Deutsch-
land Sozialpartnerschaft und Mitbestimmung als nicht so flexibel und sogar 
von West- nach Ostdeutschland transferierbar erwiesen. Im Gegensatz zu 
vielen pessimistischen Analysen deutscher Wissenschaftler war der Versuch, 
westliche Mitbestimmung und sozialpartnerschaftliche Beziehungen in Ost-
deutschland anzusiedeln, erstaunlich erfolgreich. Dies beweist die bisher 
gelungene Verteidigung nationaler Institutionen unter einer ungewohnlichen 
Herausforderung (Turner 1998). 
Das verstarkte Bemuhen deutscher Arbeitgeber um Kostensenkung und 
groBere Flexibility der Arbeitszeiten, das zum Teil bei Betriebsraten und 
Gewerkschaften auf Entgegenkommen gestoBen ist, scheint die etablierten 
Gebrauche zu andern, ohne daB das System aufgegeben werden miiBte. 
Diese Veranderungen werden eindeutig durch den Druck des intensiveren 
Wettbewerbs auf den internationalen und europaischen Markten bewirkt. 
Bisher haben sich diese Veranderungen - trotz dusterer Prognosen und vie-
len Handeringens - nicht zu einer Transformation der Mitbestimmung oder 
Sozialpartnerschaft addiert. Sie haben auch nicht zu einer ernsten Schwa-
chung der Betriebsrate, der Personalabteilungen, Gewerkschaften oder Ar-
beitgeberverbande gefiihrt. 
Die deutschen Akteure konnen namlich viele Strategien verfolgen, um 
die Mitbestimmung an die neuen Herausforderungen anzupassen oder sie zu 
schiitzen und zu reformieren. Unternehmen konnen sich zum Beispiel 
in Verhandlungen mit Reprasentanten der Belegschaft auf deren starkere 
Einbeziehung einigen und haben dies auch schon getan (Wever 1995). Dabei 
haben sie auf die deutschen Starken gesetzt und den Versuchungen des 
Unilateralismus und dessen, was Christopher Allen den »Sirenengesang der 
Deregulierung« genannt hat, widerstanden (Allen 1997). Die deutschen Un-
ternehmen haben aus japanischen und amerikanischen Initiativen fiir Quali-
tatszirkel und betriebliche Teamarbeit gelernt und in Verhandlungen mit 
ihren Betriebsraten die Mitbestimmung immer weiter nach unten ausge-
dehnt, um eine groBere direkte Beteiligung der Arbeitnehmer zu erreichen 
(Turner 1991; Muller-Jentsch und Sperling 1995). Solche Initiativen starken 
28 Dies ist kein neues Problem; siehe Markovits und Allen 1984, Uber die Verteidigung der 
nationalen Institutionen durch die deutschen Gewerkschaften angesichts der sich interna-
tionalisierenden Wirtschaft. 
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die Institutionen der Mitbestimmung, indem sie sie »vertiefen«. Sie verbes-
sern auch die Wettbewerbsposition der deutschen Unternehmen, die, wie die 
vorangegangenen Analysen gezeigt haben, bereits in der Vergangenheit 
durch die im Rahmen der Mitbestimmung ausgehandelten, einvernehm-
lichen Veranderungen deutliche Vorteile im ProzeB der Arbeitsumstrukturie-
rung gehabt haben. 
Deutsche Betriebsrate und Gewerkschaften drangen oft auf Anpassungen. 
Das spiegelt einerseits den vergleichsweisen Vorteil der Mitbestimmung wi-
der, tragt aber andererseits auch zu deren eigener Anpassung bei. Die Neu-
organisation der Arbeit ist ein solcher Bereich. Die IG Metall empfahl zum 
Beispiel den Betriebsraten in den Automobilunternehmen die »Gruppenar-
beit« als Verhandlungsthema, lange bevor die meisten deutschen Unterneh-
men auf den Zug »Teamarbeit« aufsprangen (Turner 1991; Streeck 1996a). 
Die Aushandlung flexibler Arbeitszeiten ist ein weiterer Bereich, in dem die 
Betriebsrate ihre Bereitschaft gezeigt haben, unternehmensspezifische Re-
gelungen zu verhandeln (Thelen 1991). Betriebsrate und Aufsichtsrate haben 
auch die Bedingungen erweiterter Fremdbeschaffung und auslandischer In-
vestitionen verhandelt, wobei sie in diesem oder jenem Bereich im Interesse 
der Wettbewerbsfahigkeit der Firma Zugestandnisse gemacht haben. 
Betriebsrate und Gewerkschaften haben die etablierten Mitbestimmungs-
rechte auf alien Ebenen mit Entschlossenheit verteidigt: in der politischen 
Arena, in Auseinandersetzungen in Unternehmen, an den Arbeitsplatzen in 
den Betrieben und - wenn notig - auch auf der StraBe. Was die Arbeitgeber 
angeht, ist daran zu erinnern, daB diese es in Landern ohne einheitliche Re-
presentation der Belegschaften in den Betrieben haufig als ihr eigenes Inter-
esse verstehen, eine solche Representation zu fordern oder zu schaffen. Sol-
che Arrangements erscheinen dann besonders wertvoll, wenn es darum geht, 
jene betrieblichen Anpassungen auszuhandeln, die die intemationalen 
Markte verlangen. AUes spricht dafiir, daB deutsche Arbeitgeber dies genauso 
sehen. Ihre Unterstiitzung fiir die betriebliche Mitbestimmung ist trotz der 
mit ihr verbundenen Beschrankungen sehr stark geblieben (Wever 1995; 
Kotthoff 1994: 38). Umstritten ist dagegen das Gleichgewicht zwischen 
zentraler und lokaler Verhandlungsebene, wobei die Arbeitgeber Verande-
rungen befiirworten, die den Betriebsraten mehr Verantwortung geben. 
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5 Zusammenfassung und SchluBfolgerungen 
5.1 Zusammenfassung der Ergebnisse 
Die wesentlichen Ergebnisse unserer international vergleichenden Analyse 
der betrieblichen Mitbestimmung im Deutschland der neunziger Jahre kon-
nen wie folgt zusammengefaBt werden: 
1. Die heutige Weltwirtschaft belohnt hohe Qualitat, schnelle Reaktion auf 
Veranderungen in Umfang und Art der Nachfrage und ein hohes Ma6 an 
VerlaBlichkeit in eng aufeinander abgestimmten Produktionsprozessen 
und Lieferplanen. Als Folge davon hangt Wettbewerbsfdhigkeit zuneh-
mend von betrieblichen Institutionen und Prozessen aby die Erwartungs-
sicherheit garantieren und aktive Kooperation der Beschaftigten in den 
Produktions- und Entscheidungsprozessen fordern. Diese Entwicklungen 
helfen erklaren, warum in den entwickelten Industrielandern betriebliche 
Strukturen zur Beteiligung der Arbeitnehmer immer wichtiger werden. 
2. In vielen Landern nimmt der Druck in Richtung auf eine Dezentralisie-
rung von Verhandlungen zu, bis hin zur Beendigung von Tarifverhand-
lungen auf nationaler Ebene, und zur Delegation von Verhandlungskom-
petenzen an die betriebliche Ebene. Dezentralisierung (und ihr Begleiter, 
»Flexibilisierung«) ist jedoch nicht gleichzusetzen mit Deregulierung. In 
den meisten Fallen, die wir oben untersucht haben, hat die Dezentralisie-
rung der industriellen Beziehungen weniger zu einer »Ruckkehr zum 
Markt« als zur Verlagerung von Regulierung auf untere Ebenen gefiihrt. 
Zum Teil aus diesem Grund konnen wir in den entwickelten Industrielan-
dern keinen Trend zur Konvergenz der industriellen Beziehungen auf na-
tionaler oder betrieblicher Ebene feststellen. Uberall erkennen die Arbeit-
geber die Bedeutung von Flexibility und Kooperation am Arbeitsplatz 
fiir ihren Erfolg im Wettbewerb. Wegen der erheblichen Unterschiede in 
den institutionellen Ausgangslagen miissen sie jedoch verschiedene Wege 
zu ihrem gemeinsamen Ziel einschlagen - vom Ende der Tarifverhand-
lungen zwischen den Spitzenverbanden in Schweden zur Erneuerung des 
Tripartismus in Italien bis hin zu den amerikanischen Versuchen, die tra-
ditionellen betrieblichen Strukturen zu zerstoren. Fiir die institutionellen 
Rahmenbedingungen der industriellen Beziehungen ebenso wie fiir die 
spezifischen betrieblichen Institutionen uberwiegt immer noch die natio-
nale Vielfalt. 
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3. In mancher Hinsicht vergroBern sich die Unterschiede sogar, da die na-
tionalen Systeme sich bei ihrer Anpassung an neue Marktbedingungen 
auf ihre jeweils besonderen Starken und institutionellen Moglichkeiten 
stutzen. Der Strukturwandel in Japan hat deshalb die Unternehmens-
gewerkschaften weiter gestarkt, wahrend amerikanische und britische 
Unternehmen, in ihrem offeneren und weniger regulierten Kontext, sich 
in Richtung auf ein modernes Personalmanagement unter Umgehung von 
Gewerkschaften entwickelt haben (oder, wo die Gewerkschaften zu stark 
waren, diese durch neue Formen der Partnerschaften inkorporiert haben). 
Deregulierung nach angloamerikanischer Art erscheint vielen Unter-
nehmen in anderen Landern, aber auch in Deutschland, deshalb attraktiv, 
weil sie zunachst die Fahigkeit der Unternehmensleitungen erhoht, Ent-
scheidungen nach eigenem Ermessen zu treffen. Die dadurch anscheinend 
gewonnene Freiheit ist jedoch prekar, weil sie neue Spannungen mit der 
Belegschaft erzeugt. Sie kann auch zu einer unternehmensbestimmten 
»Pseudo-Partizipation« fuhren, die mangels Legitimitat typischerweise 
nicht lange iiberlebt. Dariiber hinaus kann eine De-Institutionalisierung 
der industriellen Arbeitsbeziehungen einen Zuwachs an direkter gesetz-
licher Regulierung nach sich Ziehen. Diese ist haufig teuer und wird bu-
rokratisch und legalistisch gehandhabt. In den Vereinigten Staaten etwa 
hat die Abwesenheit von Betriebsraten und der Ruckgang der Gewerk-
schaften zu stark erhohtem administrativen und juristischen Aufwand fiir 
Unternehmen und Regierung gefuhrt. Betroffen sind insbesondere die Be-
reiche Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, Gleichberechtigung von Man-
nern und Frauen, sexuelle Belastigung und Kundigungsschutz. 
4. Gemeinsame Tendenz in vielen der hier behandelten Lander (und in fast 
alien »koordinierten« Marktwirtschaften) ist das starke Interesse der 
Arbeitgeber an der Forderung (wo sie nicht schon existieren) oder Be-
wahrung (wo es sie schon gibt) von verlaBlichen, verantwortlichen und, 
wenn moglich, einheitlichen Verhandlungspartnern auf Betriebsebene. Im 
Vergleich zu anderen Landern war dies in Deutschland kaum ein Pro-
blem. Hier stellen die Betriebsrate bereits einen stabilen institutionellen 
Mechanismus bereit, konfligierende Interessen verschiedener Arbeit-
nehmergruppen zu vermitteln und die Bedingungen der Beteiligung von 
Arbeitnehmern am EntscheidungsprozeB im Betrieb auszuhandeln. Insge-
samt haben die Betriebsrate gezeigt, da6 sie in der Lage sind, sich an 
weitreichende Veranderungen des Marktes anzupassen. Sie spielen des-
halb weiterhin eine wichtige und konstniktive regulierende Rolle im 
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Betrieb. In dem MaBe, wie es notwendiger wird, Arbeitnehmern direkte 
Beteiligung einzuraumen, helfen Betriebsrate oft, Konsens fur Innovatio-
nen wie Gruppenarbeit und permanente Qualitatskontrolle auszuhandeln. 
Umstrukturierung und Reorganisation der Arbeit finden in Deutschland 
immer schon im Rahmen von Mitbestimmung und Sozialpartnerschaft im 
Betrieb statt. 
5. Mitbestimmung legt den Arbeitgebem Beschrankungen auf. Aber unter 
vergleichendem Aspekt geht es um die Art der Beschrankungen und ihre 
Implikationen fur die Wettbewerbsfahigkeit des Unternehmens. Die 
deutsche Mitbestimmung halt Unternehmen davon ab, preiskompetitive 
Strategien zu verfolgen, wahrend sie zugleich eine qualitatskompetitive 
Produktion ermutigt und fordert. Andere Faktoren wie Deutschlands 
vielbeneidetes Berufsbildungssystem und langfristig gebundenes »gedul-
diges« Kapital wirken zusammen mit der starken Interessenvertretung im 
Betrieb daran mit, Produktentwicklung und Produktion fiir obere Markt-
segmente sowie hohe Lohne und einen hohen Lebensstandard zu fordern. 
Zugleich bedeutet Mitbestimmung im Betrieb ein hohes Ma6 an Zusam-
menarbeit und Flexibility (im Vergleich zu den traditionellen angloame-
rikanischen Arbeitsregeln) und macht damit die fiir fortgesetzten Erfolg 
notwendigen Reformen und Innovationen moglich. Im Gegensatz zu den 
preiskompetitiven Strategien, die in den Vereinigten Staaten und in 
GroBbritannien so verbreitet sind, scheint die deutsche Wirtschaftsweise 
sowohl mit erfolgreichem wirtschaftlichen Strukturwandel als auch mit 
aktiver Interessenvertretung im Betrieb und Beteiligung der Arbeitneh-
mer vereinbar zu sein. 
6. Aus vergleichender Perspektive ist es schwer, die heutige deutsche Kritik 
an den sozialen, wirtschaftlichen und politischen Umstanden in der 
Bundesrepublik ganz ernst zu nehmen. Wo die deutschen Kritiker die 
ausschlieBenden Effekte des dualen Systems und seinen Beitrag zur 
»Zwei-Drittel-Gesellschaft« betonen - eine Kritik, die insbesondere zu 
Zeiten hoher Arbeitslosigkeit Gewicht hat - zeigt der Internationale Ver-
gleich Deutschland als eine relativ egalitare Gesellschaft. Dies gilt gera-
de im Vergleich mit den Vereinigten Staaten und GroBbritannien. Diese 
haufig als Beispiele fiir niedrige Arbeitslosigkeit und wachsende Be-
schaftigung zitierten »Wunderlander« machen eine bedrohliche und zu-
nehmende Polarisierung der Einkommen durch. Einkommen und Lebens-
standard sind hier weit ungleicher verteilt als in Deutschland, sogar unter 
Einbeziehung der Arbeitslosen. 
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7. Die Mitbestimmung steht in Deutschland heute dennoch vor groBen Her-
ausforderungen, unter anderem durch die ideologische Rhetorik der 
Deregulierung. Unsere vergleichende Untersuchung legt es nahe, die 
»Deregulierungsthese« in einem etwas kritischeren Licht zu sehen. Was 
auf den ersten Blick wie Deregulierung erscheinen mag (zum Beispiel der 
Zusammenbruch der zentralisierten Tarifverhandlungen zwischen den 
Spitzenverbanden in Danemark und Schweden), ist tatsachlich eher eine 
Verlagerung der Regulierungsebene nach unten (bei den Lohnver-
handlungen etwa auf die Ebene mehrerer Branchen). Selbst da, wo die 
Deregulierung wahrscheinlich am weitesten fortgeschritten ist, in GroB-
britannien und den Vereinigten Staaten, finden wir manchmal vermehrte 
staatliche Regulierung. Hinzu kommen zahllose, durch die Rhetorik der 
Deregulierung verdeckte Versuche von Arbeitgebern, die Liicke zu ful-
len, die durch den Niedergang der Gewerkschaften entstanden ist. Dazu 
schaffen sie neue Kanale, iiber die die Beschaftigten an den Entscheidun-
gen im Betrieb beteiligt werden sollen. Diese Versuche scheitern haufig, 
da derartige, von den Arbeitgebern geschaffene und dominierte Institu-
tionen keine Legitimitat haben und bei den Beschaftigten nicht jenes 
Vertrauen erwecken, das notwendig zu sein scheint, um ihre aktive Mit-
wirkung am Strukturwandel der Unternehmen zu sichern. 
8. Unsere Vergleiche warnen zwar vor einer Abschaffung oder Entwertung 
der uberwiegend nutzlichen Prozesse von Verhandlung und Einbeziehung 
innerhalb der Mitbestimmung. Zugleich ist aber offensichtlich, da8 das 
»duale« System und die an ihm beteiligten Arbeitgeber, Betriebsrate, Ar-
beitgeberverbande und Gewerkschaften in einem vorher nicht gekannten 
Ma6 mit einem Bedarf an Innovationen und Reformen konfrontiert sind. 
Jede Verteidigung der Vorziige der traditionellen deutschen Institutionen 
wird nicht nur deren Anpassung im eigenen Land, sondern auch eine 
Starkung der sozialen Dimension der Europaischen Union umfassen mus-
sen. Da heute preiskompetitive Strategien eine so verhangnisvolle Anzie-
hungskraft ausiiben, ist es erforderlich, dafi die notwendigen Reformen 
vorsichtig entwickelt und gesteuert werden, um nicht die Schleusen fur 
eine vollstandige neoliberale Deregulierung zu offnen. 
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5.2 Das institutionelle Potential der deutschen Mitbestimmung 
im Vergleich 
In diesem Abschnitt wollen wir das Thema der institutionellen Reform und 
Anpassung dadurch weiterfiihren, daB wir zusammenfassend und auf der 
Grundlage der oben dargestellten Sachverhalte das Entwicklungspotential 
der deutschen Mitbestimmung angesichts der bestehenden Herausforderun-
gen untersuchen. Dabei vergleichen wir das deutsche institutionelle Potential 
vor allem mit den neoliberalen Alternative^ die von den Vereinigten Staaten 
und GroBbritannien angeboten werden. 
Kann Mitbestimmung die neuen dezentralisierten Entscheidungsstruktu-
ren des Unternehmens und die direkte Beteiligung der Belegschaft in sich 
aufnehmen und damit als institutionelle Stiitze fiir ein kooperatives Verhalt-
nis zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern unter den neuen Wettbe-
werbsbedingungen dienen? Die Dezentralisierung von Entscheidungen und 
die Ausweitung der Beteiligung der Arbeitnehmer sind nirgendwo ohne 
Probleme. Sie geraten nicht nur in Konflikt mit etablierten institutionellen 
Praktiken, sondern auch mit tiefsitzenden Einstellungen und Verhaltens-
weisen von Arbeitnehmern wie Unternehmensleitungen. In den Vereinigten 
Staaten und GroBbritannien sind die Ergebnisse entsprechender Reformen 
oft dem Zufall uberlassen. Wahrend dort Spitzenmanager relativ freie Hand 
haben, Programme zur Beteiligung der Arbeitnehmer zu fordern, hat das 
mittlere Management zahlreiche Moglichkeiten, diese informell zu sabotie-
ren. Und da in gewerkschaftlich nicht organisierten Betrieben die Partizipa-
tion der Beschaftigten nicht durch Institutionen unabhangiger Interessenver-
tretung gestutzt wird, ist sie oft ohne Bedeutung und nur kurzlebig. 
Die betriebliche Mitbestimmung in Deutschland kann von alteingesesse-
nen Posteninhabern in Unternehmensleitung und Betriebsrat allerdings auch 
genutzt werden, die Einfuhrung neuer, dezentralisierter Formen der Arbeits-
organisation zu behindern. Gleichzeitig stellt sie jedoch einen institutiona-
lisierten Kanal zur Aushandlung von direkter Beteiligung der Mitarbeiter 
durch gewahlte und dadurch legitimierte Vertreter der Belegschaft zur Ver-
fiigung. Anders als in den Vereinigten Staaten muB in Deutschland nicht erst 
ein konfliktorisches betriebliches Regime durch ein kooperatives ersetzt 
werden. Hier geht es lediglich darum, ein bereits bestehendes kooperatives 
Verhandlungssystem zur Unterstutzung neuer Formen der Kommunikation 
und Partizipation am Arbeitsplatz zu nutzen. 
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Wie anpassungsfdhig ist die Mitbestimmung, wenn Untemehmen in zu-
nehmend globalen und europdischen Mdrkten immer internationaler wer-
den? Firmen in Deutschland, den Vereinigten Staaten und GroBbritannien 
sind seit den siebziger Jahren, und eigentlich in der gesamten Nachkriegs-
zeit, in ihrer Orientierung internationaler geworden, sowohl in bezug auf 
Exporte als auch auf Investitionen im Ausland. In keinem nationalen System 
der industriellen Beziehungen scheint es umiberwindbare Hindernisse fiir 
eine internationalere Orientierung national verankerter Untemehmen zu ge-
ben. Im deutschen Fall mussen Untemehmen moglicherweise einige Bedin-
gungen ihrer Internationalisierung mit ihren Betriebsraten und den Arbeit-
nehmervertretern im Aufsichtsrat aushandeln. Aber dies scheint weder ihre 
Exporte (die in der deutschen Wirtschaft weiterhin stark zunehmen) noch 
ihre Investitionen im Ausland zu behindem (letztere konnen Betriebsrate 
nicht verhindem, bei entsprechendem Schutz fiir die Arbeitnehmer in den 
deutschen Betrieben des Untemehmens unterstutzen sie sie haufig). 
Konnen Untemehmen, die der Mitbestimmung unterliegen, bei Produkt-
innovation und Kosten mit japanischen und amerikanischen Untemehmen 
konkurrieren? Wie wir gesehen haben, konnen Betriebsrate Innovationen 
sowohl verhindem als auch vorantreiben. Dies gilt fiir Produkt- ebenso wie 
fiir ProzeBinnovationen. In dem MaB, wie Betriebsrate, unterstiitzt von den 
gewerkschaftlichen Forschungsabteilungen, wie bisher eine proaktive Politik 
gegeniiber Produkt- und ProzeBinnovationen verfolgen, kann sich die Mitbe-
stimmung als Wettbewerbsvorteil erweisen. Wahrend der gesamten Nach-
kriegszeit haben sich deutsche Untemehmen trotz aktiver Betriebsrate und 
mit ihnen als hochinnovativ erwiesen. Das hat ihnen ermoglicht, sich am 
oberen Ende des Weltmarktes zu etablieren. Es gibt durchaus Griinde, warum 
japanische und amerikanische Firmen in jiingster Zeit in der Innovationsfa-
higkeit uberlegen waren (in Japan aufgrund hochmobilisierter Prozesse 
»kontinuierlicher Qualitatsverbesserung« und in den Vereinigten Staaten 
wegen groBerer Verfugbarkeit von Risikokapital und groBerer Freiheit fiir 
innovationsorientierte Neugriindungen von kleinen Untemehmen). Mitbe-
stimmung als solche scheint aber kein unuberwindliches Hindemis zu sein, 
sondem eher ein Wettbewerbsvorteil, auf dem in deutschen Untemehmen 
eine starkere Innovationskultur aufbauen kann. 
Ein anderes Problem sind die hohen Arbeitskosten, die zum Teil mit dem 
Tarifverhandlungssystem und der Mitbestimmung in Zusammenhang stehen. 
Sie konnen in der Tat deutsche Untemehmen im Wettbewerb mit japani-
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schen und amerikanischen Firmen benachteiligen. In Japan zum Beispiel lei-
sten die Beschaftigten regelmaBig unbezahlte Uberstunden zum Wohle des 
Unternehmens, weil dies von ihnen erwartet wird und Voraussetzung fur 
jede Beforderung ist - zum groBen Nachteil fur ihr Privat- und Familienle-
ben. In den Vereinigten Staaten haben der Niedergang der Gewerkschafts-
bewegung und die aggressiven Anstrengungen der Unternehmen, Lohne und 
Gehalter niedrig zu halten (mit dem Nebeneffekt wachsender sozialer Un-
gleichheit und zunehmender Einkommensunterschiede) eine preiskompeti-
tive Produktionsweise moglich gemacht, die in vielen Fallen nicht nur Er-
folge im unteren, sondern auch im oberen Marktsegment ermoglicht. 
Deutsche Unternehmen werden durch starke Gewerkschaften und Be-
triebsrate an solchen Strategien gehindert. Wenn man eine Schwachung der 
Gewerkschaften und Betriebsrate vermeiden will und dafiir die genannten 
sozial unerwiinschten Nebeneffekte in Kauf zu nehmen bereit ist, dann wird 
es fur die deutschen Produkte in vielen Fallen schwierig bleiben, hinsichtlich 
ihrer Kosten konkurrenzfahig zu sein. Wenn jedoch die Gewerkschaften 
stark bleiben, werden iiberbetriebliche Tarifverhandlungen weiterhin dazu 
beitragen, die Lohne niedrig und die Konkurrenz um qualifizierte Arbeit-
nehmer in Grenzen zu halten. Neue Moglichkeiten der »schlanken Produk-
tion« und erhebliche Kostensenkungen bei Firmen wie Daimler-Benz (wo 
die Verkaufszahlen im Vergleich zu den japanischen Wettbewerbern wieder 
in die Hohe gehen), die mit dem Gesamtbetriebsrat und den Betriebsraten 
der einzelnen Produktionsstatten ausgehandelt worden sind, lassen im iibri-
gen ein starkes Potential zur Kostensenkung erkennen, wenn die Umstande 
auf den Weltmarkten eine solche notig machen. 
Kann die deutsche Mitbestimmung als nationales System in den heutigen 
Weltmarkten uberleben? Unter Beriicksichtigung der begrenzten Moglichkei-
ten, die deutsche Mitbestimmung auf die Europaische Union auszudehnen 
(ganz zu schweigen von anderen Landern), ist dies eine schwierige Frage. 
Bisher haben wir keine Belege dafiir gefunden, daB zunehmender Wett-
bewerb mit Unternehmen aus Landern, in denen Betriebsrate oder starke 
Gewerkschaften fehlen, in Deutschland zu einem Niedergang der Gewerk-
schaften oder der Mitbestimmung gefiihrt hatte. Die Verhandlungsposition 
der Arbeitgeber hat sich zwar in einigen Fallen durch die glaubhafte Andro-
hung von Produktionsverlagerungen in Lander mit niedrigeren Arbeits-
kosten und weniger Restriktionen verbessert. Aber auch die Position der 
Gewerkschaften ist in vielen Fallen gestarkt worden, da Produktionsunter-
brechungen in den kompetitiven europaischen und Weltmarkten die Unter-
nehmen teuer zu stehen kommen. Entsprechende Befurchtungen wurden 
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zum Beispiel von den Metallarbeitgebern in den Tarifrunden 1995 und 1996 
geauBert. Bisher scheinen sich diese Tendenzen gegenseitig zu neutralisie-
ren. Als Folge gibt es in Deutschland, trotz der zunehmend turbulenten in-
ternationalen Markte, weiterhin starke Gewerkschaften, Sozialpartnerschaft 
und die Institutionen der Mitbestimmung. Dies heiUt jedoch nicht, dafi die 
Mitbestimmung ohne Reformen uberleben konnte, wobei solche Reformen 
am dringlichsten sind, die die Mitbestimmung zugleich als Reprasentations-
mechanismus und als Wettbewerbsvorteil weiterentwickeln. 
Sicherlich wiirde es helfen, wenn Elemente der deutschen Mitbestim-
mung sich in der Europaischen Union durchsetzen konnten. In der Tat spie-
len Betriebsrate in vielen Landern der Europaischen Union eine wichtige 
Rolle in den Verhandlungen zwischen Belegschaften und Arbeitgebern, so 
in Danemark, den Niederlanden, Belgien, Osterreich und Italien. Die Ent-
scheidung fiir Europaische Betriebsrate in groBen multinationalen Unter-
nehmen kann als ein Schritt in Richtung auf eine europaweite Mitbestim-
mung betrachtet werden, die in Zukunft in Richtung auf mehr Rechte auf 
Information, Konsultation und Beteiligung ausgedehnt werden konnte. Die 
Begeisterung bei vielen britischen Gewerkschaften iiber die zahlreichen 
neuen Euro-Betriebsrate, in denen britische Gewerkschafter jetzt beteiligt 
sind, konnte sich als Briickenkopf fiir eine britische Version der Mitbestim-
mung erweisen. In diesem weiteren Zusammenhang ist es auch vorstellbar, 
daB irgendwann die bestehenden franzosischen Betriebsrate weiterreichende 
Funktionen bei der Interessenvertretung der Arbeitnehmer iibernehmen 
konnten. Jedenfalls hat unabhangig von spontaner Konvergenz als auch von 
den Bemiihungen der Europaischen Union, im Rahmen ihrer »sozialen Di-
mension« Informations-, Konsultations- und Beteiligungsrechte einzurich-
ten, die deutsche Mitbestimmung bis jetzt in dem heterogenen und zuneh-
mend integrierten europaischen Binnenmarkt gut uberlebt. 
Welche internationalen Trends in der Praxis der industriellen Beziehun-
gen werden von der deutschen Mitbestimmung Reform oder Anpassung 
verlangen? TAX den gemeinsamen Trends gehoren die Dezentralisierung der 
Tarifverhandlungen, insbesondere fiir betriebsspezifische Fragen wie die 
Reorganisation der Arbeit, Bemiihungen um verbesserte Zusammenarbeit 
zwischen Belegschaft und Management, die Anerkennung der Notwendig-
keit, die Beschaftigten direkt an Entscheidungsprozessen zu beteiligen, und 
die Beseitigung rigider und burokratischer Arbeitsregeln sowie einer funk-
tionalen Arbeitsteilung. 
Was Dezentralisierung angeht, so bilden die Betriebsrate einen wichtigen 
Kanal fiir Reformen in einem Kontext, in dem Tarifvertrage immer mehr 
210 Deutsche Mitbestimmung im internationalen Vergleich 
Optionen ftir Abmachungen auf Unternehmens- und Betriebsebene und fiir 
individuelle Abweichungen eroffnen. Eine Ausweitung der Wahlmoglich-
keiten innerhalb des von Arbeitgeberverbanden und Gewerkschaften aus-
gehandelten Flachentarifs scheint weiterhin zu den notigen Reformen zu 
gehoren. Auf dem Gebiet der Zusammenarbeit vertiefen Unternehmen und 
Betriebsrate, insbesondere in Ost-, aber auch in Westdeutschland, unter 
schwierigen Wettbewerbsbedingungen ihre Kooperationsbeziehungen. In 
den meisten Fallen scheint sich dies innerhalb des vorhandenen rechtlichen 
und tariflichen Rahmens abzuspielen. Allerdings gibt es vor allem in den 
neuen Landern auch das Problem der »wilden Kooperation« zu untertarif-
lichen Bedingungen - ein Problem, das durch Reformen der Mitbestimmung 
gelost werden muB. 
Moglicherweise konnen auch Erganzungen der Mitbestimmungsgesetze 
notwendig sein, um eine gesellschaftsweite Ausdehnung der direkten Betei-
ligung der Arbeitnehmer zu fordern. Allerdings gibt es wenig Grund zu der 
Annahme, daB dies groBere systemische Veranderung verlangen wiirde. Das 
Grundkonzept und der institutionelle Rahmen der Mitbestimmung scheinen 
mit direkter Beteiligung insofern hervorragend vereinbar zu sein, als letztere 
durch den vorhandenen institutionellen Kontext starker gefordert werden 
kann. Ebenfalls konnen unnotige interne Rigiditaten durch gesetzliche oder 
institutionelle Reformen beseitigt werden, wiederum ohne das Grundgefiige 
oder die Handlungsmoglichkeiten und die Verhandlungsfahigkeit der exi-
stierenden Akteure zu gefahrden. 
1st der soziale Friede die Kosten der Mitbestimmung wert, da amerikani-
sche und britische Firmen heute imstande zu sein scheinen, sozialen Frieden 
ohne Mitbestimmung zu erreichen? Es ist durchaus richtig, daB sowohl die 
Mitbestimmung als auch neoliberale Systeme, die zum Beispiel das Recht 
des Arbeitgebers betonen, nach Gutdunken zu entlassen und einzustellen, in 
den neunziger Jahren sozialen Frieden, gemessen an niedrigen Streikraten, 
hervorgebracht haben. Dies heiBt jedoch nicht, daB ein Versuch, in einem 
Land wie Deutschland, in dem Mitbestimmungsrechte fest etabliert sind, 
diese zu schwachen oder zu beseitigen, nicht zu langen und heftigen Prote-
sten und Streiks fiihren wiirde. Die Reaktion der Metallarbeiter und ihrer 
Gewerkschaft und Betriebsrate auf den Versuch der Arbeitgeber von 1996, 
einseitig die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall zu kiirzen, ist eine lebhafte 
Demonstration der Dynamik, die durch einen Angriff auf die bestehenden 
Mitbestimmungsrechte freigesetzt wiirde. Deshalb kann zumindest fiir 
Deutschland durchaus gelten, daB die Mitbestimmung fiir den sozialen Frie-
den notwendig ist. 
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AuBerdem scheint es, daB Arbeitgeber mehr brauchen als nur eine nicht 
protestierende Belegschaft. Wie wir gesehen haben, haben in so unter-
schiedlichen Landern wie Frankreich und den Vereinigten Staaten viele 
Arbeitgeber die Grenzen eines einseitigen Managements erkannt, das im 
Kontext der heutigen Weltmarkte nur ein schlechter Ersatz fur die aktive 
Beteiligung und Kooperation der Belegschaft ist. Letztere scheinen ent-
scheidend von dem Vorhandensein von Institutionen und Verfahren abzu-
hangen, die von den Arbeitnehmern und ebenso von den Arbeitgebern als 
legitim betrachtet werden. Die jiingsten Erfahrungen aus starker deregulier-
ten Volkswirtschaften verweisen auf die Schwierigkeiten, denen Arbeitgeber 
und Regierungen bei der Schaffung solcher Institutionen begegnen, wenn 
die traditionellen Wege der Beteiligung und Interessenvertretung zerstort 
oder vernachlassigt wurden. 
5.3 Zukunftsaussichten 
Zusammenfassend konnen wir feststellen, daB es in der vergleichenden Lite-
ratur keine Hinweise darauf gibt, daB Mitbestimmung den Herausforderun-
gen immer offenerer Markte nicht gewachsen oder unfahig ware, sich ihnen 
anzupassen. Im Gegenteil weist alles darauf hin, daB die Mitbestimmung 
lange Zeit die erfolgreichen qualitatskompetitiven Strategien der deutschen 
Industrie unterstiitzt hat und in den heutigen, zunehmend unberechenbaren 
internationalen Markten eine eher noch wichtigere Rolle zu spielen vermag. 
Alles in allem, und besonders in Hinblick auf die Initiativen der Arbeitgeber 
in vielen Landern, Kooperation auf der Betriebsebene zu fordern, stimmen 
wir mit der Auffassung von Hans Mundorf vom Handelsblatt iiberein, der 
der Mitbestimmung einen wesentlichen Beitrag zum sozialen Frieden in 
Deutschland zuschreibt, welcher wiederum ein wichtiger Standortvorteil sei 
{Handelsblatt, 4. September 1995). 
In den globalen Markten von heute uben der zunehmende Wettbewerb 
und die wachsende ideologische Hegemonie eines deregulierungsorientier-
ten Neoliberalismus steigenden Druck auf die Unternehmen in den Verei-
nigten Staaten, GroBbritannien und anderswo aus - Deutschland einge-
schlossen -, eine preiskompetitive Strategic zu verfolgen: die Arbeitskosten 
zu senken und die Interessenvertretung der Arbeitnehmer zu schwachen, um 
die Profitabilitat zu verbessern (Albert 1993). Obwohl diese Strategic bei 
vielen amerikanischen und britischen Firmen insoweit funktioniert hat, als 
sie die Gewinne erhoht und ihre Wettbewerbsfahigkeit gesteigert hat, hat sie 
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die nationale Wettbewerbsfahigkeit nicht zu verbessern vermocht (namlich 
die Fahigkeit der Unternehmen des Landes, auf den Weltmarkten zu konkur-
rieren, wahrend Lohne, Einkommen und Lebensstandards im eigenen Land 
steigen; Hart 1992). Vielmehr ist sowohl in GroBbritannien als auch in den 
Vereinigten Staaten die Entwicklung durch eine rasch zunehmende Ein-
kommenspolarisierung gekennzeichnet sowie, zumindest in den Vereinigten 
Staaten, durch langfristig stagnierende oder sinkende durchschnittliche Real-
lohne. 
FUr deutsche Unternehmen ist die Mitbestimmung, zusammen mit dem 
System der Tarifvereinbarungen, ein entscheidendes Hindernis gegenuber 
derartigen Versuchungen. Damit verteidigt sie die deutsche Gesellschaft ge-
gen die polarisierenden Wirkungen preiskompetitiver Strategien. Gerade 
weil internationale wirtschaftliche und ideologische Krafte in die andere 
Richtung drangen, sind Mitbestimmung und Flachentarife heute notiger 
denn je, um Deutschlands Vorsprung im oberen Marktsegment zu bewahren 
und die Orientierung seiner Unternehmen an der schwierigeren, aber sozial 
verantwortlicheren qualitatskompetitiven Politik zu erhalten. 
Mitbestimmung spielt eine wesentliche Rolle in der Sicherung des so-
zialen Friedens, der Entwicklung von Produktstrategien fur das obere 
Marktsegment, eines hohen Qualifikationsniveaus, einer flexiblen Arbeit-
nehmerschaft, hoher Lohne und eines hohen Lebensstandards sowie hoher 
Produktivitat und kooperativer Beziehungen zwischen Belegschaft und 
Arbeitgebern. All dies sind wichtige Elemente des spezifischen Vorsprungs 
deutscher Unternehmen in den qualitatskompetitiven Markten der globalen 
und europaischen Wirtschaft. Wir konnen keine uberzeugenden wirtschaft-
lichen oder andere Grtinde finden, die Mitbestimmung aufzugeben. Im 
Gegenteil stellen wir fest, daB Arbeitgeber in Landern, in denen einheit-
liche und verantwortliche Verhandlungspartner auf Betriebsebene fehlen, 
betrachtliche Anstrengungen unternommen haben, Mechanismen zur Be-
teiligung der Arbeitnehmer und ihrer Kooperation bei den notwendigen 
Anpassungen zu schaffen. Diese Anstrengungen hatten vor allem dann oft 
nicht den gewunschten Effekt, wenn sie einseitig von den Arbeitgebern 
verfiigt wurden. 
Das bedeutet nicht, daB sich nichts geandert hat oder andern sollte. Wie 
wir gezeigt haben, haben selbst in Fallen hoher formaler institutioneller Sta-
bility (zum Beispiel in Osterreich und, auf ganz andere Weise, in Japan) in 
den letzten Jahren weitgehende Anpassungen stattgefunden, unter anderem 
in bezug auf das Verhaltnis zwischen den verschiedenen Verhandlungs-
ebenen. Auch hier hat sich jedoch gezeigt, daB die vorhandenen deutschen 
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Institutionen durchaus imstande sind, die notwendigen Anpassungen und 
Reformen vorzunehmen. 
Die Zukunftsaussichten der deutschen Mitbestimmung hangen von dem 
Ausgang der gegenwartigen Verhandlungen und Debatten ab, sowohl inter-
national als auch in Deutschland selbst. In einer zunehmend offenen Welt-
wirtschaft mussen die Institutionen der Mitbestimmung nachdriicklicher 
verteidigt werden, was Reformen und Anpassungen zur Verbesserung des 
Funktionierens dieses Systems der Beteiligung der Arbeitnehmer einschlieBt. 
Hierzu gehort die Konsolidierung einer einheimischen »Mitbestimmungs-
koalition«, die die konstruktive Anpassung der vorhandenen Institutionen an 
neue Aufgaben und Herausforderungen unterstiitzen kann. Daruber hinaus 
mu8 die Verteidigung der Mitbestimmung sicherstellen, da6 die Gesetz-
gebung der Europaischen Union zu Informations-, Konsultations- und Betei-
ligungsrechten (von der Direktive uber europaische Betriebsrate aus dem 
Jahr 1994 bis zu anderen MaBnahmen, die zur Zeit beraten werden, wie dem 
Europaischen Unternehmensstatut) nicht die Rechte und Verpflichtungen 
untergrabt, die ftir die Partner der Mitbestimmung in Deutschland gelten. 
Die Mitbestimmung ist lebensfahig, aber nur dann, wenn sie weiterhin 
von den deutschen Akteuren zu Hause und im Ausland vertreten wird, an-
gesichts neuer Herausforderungen gestarkt und an die neuen Aufgaben an-
gepaBt wird, die ihr von den europaischen und den Weltmarkten gestellt 
werden. 
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